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Editorial 

Das (Wiener) Grätzl – so wie der Berliner Kiez – stellt, sozialwissen-
schaftlich betrachtet, eine „‚gefühlte‘ sozialräumliche, alltagsweltli-
che Kategorie“ dar (vgl. den aufschlussreichen Wikipedia-Eintrag 
„Grätzl“). Man könnte vom Dorf in der Stadt sprechen. Diese ro-
mantisierende Vorstellung von den funktionierenden Nachbar-
schaftsbeziehungen ist spätestens in den 1990er Jahren auch in der 
Sozial- und Bildungspolitik angekommen, als Hillary Clinton ihr 
Buch „It takes a village …“ (to raise a child) herausgebracht hat. 
Diese in Zeiten von Globalisierung und Digitalisierung etwas anti-
quiert wirkende Aufforderung ist inzwischen auch von der Wiener 
Schulpolitik aufgegriffen worden, die die neu geschaffenen ‚Bil-
dungsgrätzl‘ genau so begründet: It takes a Grätzl to raise a child 
(http://www.wiener-bildung.at/it-takes-graetzl-raise-child). Aus so-
ziologisch-kritischer Sicht ist die Konjunktur des Grätzls ein Indiz 
für stattgefundene Gentrifizierung. Grätzl steht für Authentizität, 
Originalität, für die Verbundenheit der Bevölkerung mit ihrem 
Viertel. De facto ist da nichts mehr ‚original, authentisch‘. Es sind 
neue Gruppen eingezogen: gehobenere Schichten (Student*innen, 
bildungsaffin usw.) auf der einen Seite und Migrant*innen auf der 
anderen. Und was auf den ersten Blick wie Durchmischung aus-
schaut, stellt sich bei genauerer Betrachtung als kulturelle Hegemo-
nie der einen Gruppierung heraus.

Konkret in Wien steht die Wiederbelebung der Grätzl-Idee für 
die ‚sanfte‘ Altstadtrenovierung bzw. für die ‚soziale Abfederung‘ ei-
ner primär renditegetriebenen Stadterneuerung. Schon in den 
1970er Jahren wurden städtische ‚Gebietsbetreuungen‘ in jenen (von 
der Bausubstanz her) desolaten Vierteln installiert, in denen die Ge-
fahr bestand, dass spekulative Abrisse und Verdrängung der tradi-
tionellen Bewohner*innen zu extremen sozialen Verwerfungen füh-
ren. Gerade diese desolaten Wohngebiete (z.B. entlang des Wiener 
Gürtels) sind auch jene Grätzl, in denen sich die ersten ‚Gastarbeiter‘ 
angesiedelt haben … und die heute Gefahr laufen, als ‚soziale Brenn-
punkte‘ stigmatisiert zu werden. 

Die Wiederbelebung des Grätzls steht also ganz klar in einem Zu-
sammenhang mit sozialräumlicher Segregation. So kann auch die 
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mit der Revitalisierung einhergehende ‚Gentrifizierung‘ und ‚Bo-
boisierung‘ der alten Viertel als Segregation gelesen werden, auch 
wenn sie auf den ersten Blick das Gegenteil darstellt: Die Grätzl le-
ben ja von der Durchmischung; auf der einen Seite Student*innen 
und ‚altbauaffine‘ mittelständische Schichten, auf der anderen die 
(migrantische) Bevölkerung, die auf ein billiges Wohnangebot an-
gewiesen ist. Aber ein Beobachter z.B. der aus dem Boden sprießen-
den Grätzl-Gärten und ihrer Nutzer*innen wird ein ziemlich homo-
genes mittelschichtiges Milieu ausmachen. Die migrantischen Bür-
ger*innen glänzen durch Abwesenheit. 

Dem Grätzl steht die schon oben genannte Diagnose von den so-
zialen Brennpunkten bzw. sozialen Brennpunktschulen gegenüber. 
‚Grätzlpolitik‘ ist also einerseits ein Symptom von (zunehmender?) 
sozialräumlicher Segregation und stellt andererseits den Versuch 
dar ihr entgegenzuwirken. Diese spannungsgeladene Ambivalenz 
haben wir versucht in diesem Schulheft einzufangen, einschließlich 
der daran geknüpften bildungspolitischen und pädagogischen Fra-
gestellungen.

Im ersten Teil „Gentrifizierung“ liefern wir Beiträge, die die 
stadtgeographischen, soziologischen, wirtschaftlichen und politi-
schen Hintergründe bzw. Folgewirkungen darstellen. In seinem 
Grundsatzartikel „Gentrifizierung – eine Begriffsklärung“ gibt An-
drej Holm einen Überblick über den internationalen Diskussions-
stand. Er stellt eine erstaunliche Konjunktur des ursprünglich stadt-
geographischen Begriffs fest, der zunehmend in den politischen 
Diskurs eingewandert ist. Das Material für seine Untersuchungen 
liefern ihm die Entwicklungen in Berlin. 

Im folgenden Artikel geht Christoph Stoik der Gentrifizierung in 
Wien nach und stellt sie als „Kampf um die Stadt“ dar. Er weist auf 
die zunehmende Segregation hin und exemplifiziert diese an diver-
sen „Kampfarenen“ wie z.B. der Wohnungspolitik, der Vertreibung 
der Sexarbeiter*innen oder von armutsbetroffenen Menschen. 

Richard Krisch arbeitet in seinem Artikel „Jugend(en) im 
Grätzl“ die identitätsstiftende Rolle des öffentlichen Raums für 
Jugendliche heraus. Erwachsene definieren Raum nach jeweiliger 
Funktionalität. Für Jugendliche ist der öffentliche Raum Entwick-
lungsraum, sozialer Interaktionsraum, Ort des Ausprobierens, 
des Grenzen Erfahrens, ... Es wird beschrieben, wie sich jugendli-
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che Raumaneignung entwickelt und wie wichtig die Ermögli-
chung, die Anerkennung und Sichtbarkeit von jugendkultureller 
Teilhabe ist. 

Gerade angesichts dieser identitätsstiftenden Bedeutung des „Öf-
fentlichen“ für Jugendliche muss der demokratiepolitische Skandal, 
auf den Susi Schrott mit ihrem Artikel „Was bleibt, wenn 30 Prozent 
fehlen? Politische Teilhabe und Wahlrecht“ hinweist, besonders be-
unruhigen. 30 Prozent der Wiener Bevölkerung im wahlfähigen Al-
ter sind nicht wahlberechtigt! Der Artikel beschreibt die Gefahren 
einer defizitären Demokratie, weist auf die möglichen Auswirkun-
gen dieser Ausschlusserfahrungen hin und zeigt mögliche Wege auf, 
diesem demokratiepolitischen Problem zu begegnen.

Im folgenden Block „Zur Mietensituation in Wien“ geben Justin 
Kadi und Mara Verlič einen Einblick in Entwicklung und Bedeu-
tung der „Gentrifizierung im Wiener Altbaubestand“. Der Wiener 
Wohnungsmarkt unterscheidet sich in seiner Struktur stark von 
vielen anderen Großstädten, da durch die Errungenschaften des 
„Roten Wien“ (1919–1934) ein bedeutender Teil des Wohnungswe-
sens unter kommunaler Kontrolle steht. Im Zuge der neoliberalen 
Wende kommt es, auch in Wien, zu den international beobachteten 
Phänomenen: „Schließung der Ertragslücke“ (= Verteuerung des 
Angebots) und Verdrängung bzw. Segregation. Welche Rolle dabei 
die sozialdemokratische Partei (die seit 1945 wieder die politischen 
Geschicke der Stadt leitet) spielt und, im Kontrast dazu, wie Otto 
Bauer die Situation im Jahr 1928 eingeschätzt hat, haben wir einem 
Artikel von Josef Iraschko entnommen.

Die folgenden „Beispiele“ für Grätzlentwicklungen stammen aus 
Wien und Hamburg. Brigitta Maczek skizziert in ihrem Artikel 
„Zur Entwicklung des Brunnenviertels in Wien 16, Ottakring“ ein-
drücklich die Stationen der Aufwertung und die zivilgesellschaftli-
chen Notwendigkeiten von Widerstand und Mitgestaltung, Engage-
ment vor Ort und der politischen Verantwortung.

Ula Schneider, Wolfgang Schneider und Beatrix Zobl schildern in 
ihrem kurzen Essay „Gentrifizierung und Kunst?“ die Entwicklung 
der Künstler*innen-Initiative SOHO in Ottakring und ergänzen so 
die Darstellung von Maczek. Natürlich gerät Kunst als Mittel-
schichtinstitution leicht in Verdacht, zur Gentrifizierung beizutra-
gen bzw. entsprechend instrumentalisiert zu werden. 
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Steffen Jörg liefert eine sehr genaue Studie aus der Anfangszeit der 
„Recht auf Stadt-Bewegung“ in Hamburg. Am Beispiel der Ausein-
andersetzungen um die ESSO-Häuser in St. Pauli schildert er den 
partizipativen Aufbruch, der mit der Gründung von Mieterinitiati-
ven u.ä. möglich geworden ist, und die beeindruckenden Erfolge, die 
diese Bewegungen erreicht haben, auch wenn das große Ziel – die 
Erhaltung bzw. Renovierung der Häuser – verfehlt wurde. Sein spe-
zifischer Fokus ist dabei die Rolle der Gemeinwesenarbeit, ohne die 
diese Bewegungen nicht möglich gewesen wären.

Im zweiten Teil „Bildungsgrätzl“ liefern wir Beiträge, die einer-
seits den Zusammenhang zwischen Gentrifizierung und Schule be-
leuchten, andererseits wird das (Wiener) Konzept der „Bildungs-
grätzl“ einer genaueren Prüfung unterzogen. Michael Sertl unter-
sucht in seinem Essay zur „pädagogischen Gentrifizierung“, ob eine 
solche Begriffsbildung einen Gewinn für wissenschaftliche und bil-
dungspolitische Debatte bringt. Angeregt zu diesen Überlegungen 
hat ihn die Geschichte der Berliner Refik Veseli-Schule, die eine be-
eindruckende Entwicklung von der „sozialen Brennpunktschule“ 
zur Sekundarschule mit gymnasialer Oberstufe (in kürzester Zeit) 
hingelegt hat. Er stellt allerdings die Frage, ob diese von ihm mit pä-
dagogischer Gentrifizierung erklärte Entwicklung tatsächlich den 
traditionell benachteiligten Gruppen zugutekommt. Haben solche 
pädagogischen Gentrifizierungsprozesse sozusagen einen „Kollate-
ralnutzen“? Kommen sie wirklich allen zugute?

Gudrun Müller stellt in ihrem Artikel „Bildungsgrätzl. Der Wie-
ner Weg zu einem stadtteilbezogenen Bildungsmanagement“ das 
von Stadtrat und Bildungsdirektion erarbeitete Konzept vor. Im fol-
genden Beitrag von Gabi Lener und Susi Schrott „Das Bildungsgrätzl 
LeoMitte – ein Seiltanzakt zwischen Vision und (Struktur)beton“ 
wird dieses Konzept auf den Prüfstand gestellt. In ihrer genauen 
und materialreichen Dokumentation eines Bildungsgrätzls in Wien 
Leopoldstadt gehen sie Punkt für Punkt die Ansprüche und ihre 
Verwirklichungsmöglichkeiten durch: Wie ist das mit der sozialen 
Gerechtigkeit, wie steht es um die deklarierte Mehrsprachigkeit, um 
die Inklusion? Kommt es zur Verbesserung der Grundkompeten-
zen, zu mehr Empowerment, wie steht’s mit der Offenheit? 

Den historischen und stadtsoziologischen Hintergrund für die-
ses Wiener Avantgarde-Bildungsgrätzl zeichnet Susi Schrott in ih-
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rem Portrait des Volkertviertels „Peripherie in der Stadt“. Die Spu-
rensuche führt vom Donau-Schwemmgebiet über ein bürgerliches 
Wohnviertel zum sozial und wirtschaftlich stark durchmischten 
Bahnhofsviertel bis zum proletarischen Zuwanderungsviertel. Die 
sozialen Dynamiken im engen Zusammenleben und die Randlage 
dieses Viertels bilden signifikante Merkmale seiner Charakteristik 
und Funktionalität. Dieser Stadtteil war und ist, bedingt durch Lage 
und Funktion, sowohl ein Ort des Ankommens als auch des Wegzu-
ges. Heute wird das Volkertviertel wiederentdeckt, und aktuelle ur-
bane Modernisierungs- und Aufwertungsprozesse sind erkennbar. 
Und doch bleibt es eine in Belebung befindliche Peripherie in der 
Stadt.

Zuletzt kehren wir wieder nach Berlin zurück. Thekla Zechner 
schildert in ihrem Beitrag „Die Gleimstraße in Berlin – Soziale Bar-
riere zwischen zwei Stadtquartieren“, wie zwei aneinandergrenzen-
de Stadtviertel ganz unterschiedlichen Dynamiken ausgesetzt sind. 
Sie bewegen sich de facto auseinander. Was früher durch die Mauer 
getrennt war, ist jetzt als soziale Barriere spürbar. Diese segregieren-
de Dynamik hat auch ihre Wirkung auf die Schullandschaft. Dem 
versucht eine Bürger*inneninitiative entgegenzutreten, die erreicht 
hat, dass eine schon vom Abbruch bedrohte Sekundarschule wieder 
reaktiviert wird. 

Anmerkungen zum neuen Buch von Gertrud Nagy „Können sie 
nicht oder wollen sie nicht? Zur Beteiligung marginalisierter Eltern 
in Schulpartnerschaft und Elternbildung“ beenden dieses Heft. 

Wir wünschen viel Vergnügen beim Lesen!

Barbara Falkinger, Gabi Lener, Susi Schrott, Michael Sertl

In den Beiträgen werden unterschiedliche Gender-Schreibweisen 
und Zitationsrichtlinien verwendet. Die Redaktion hat dies den Au-
tor*innen freigestellt. 
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GENTRIFIZIERUNG

Andrej Holm

Gentrifizierung1

Eine Begriffserklärung

Gentrifizierung ist jeder stadtteilbezogene Aufwertungsprozess, bei 
dem immobilienwirtschaftliche Strategien der Inwertsetzung und/
oder politische Strategien der Aufwertung den Austausch der Bevöl-
kerung für ihren Erfolg voraussetzen. Verdrängung ist das Wesen und 
kein ungewollter Nebeneffekt der Gentrifizierung.

Gentrifizierung ist Ausdruck und Effekt der kapitalistischen Urba-
nisierung. Unter den Bedingungen der marktförmigen Organisa-
tion erfüllen Wohnungsbau und Stadtentwicklung in erster Linie 
die Verwertungsinteressen privater Eigentümer_innen und ordnen 
die sozialen Funktionen der Wohnungsversorgung diesen ökono-
mischen Interessen unter. Durch die räumliche Immobilität und 
relative lange Lebensdauer der gebauten Umwelt sind städtische In-
vestitionsstrategien regelmäßig mit dem Problem der Restnutzungs-
werte und bestehender Nutzungen konfrontiert. Eine erfolgreiche 
Realisierung der potentiell möglichen Erträge durch die höchste 
und bestmögliche Nutzung der Grundstücke muss dabei notwendi-
gerweise die aktuellen Nutzungen und Ertragsstrukturen überwin-
den. Diese Konstellation hat unmittelbare Auswirkungen auf die 
Bewohner_innen in potentiellen Aufwertungsgebieten, denn: Je 
größer die Ertragslücke (rent gap) zwischen der aktuellen und po-
tentiell möglichen Nutzung, desto höher der immobilienwirtschaft-
liche Investitionsanreiz und das Verdrängungspotential. 

Gentrifizierung ist Instrument und Ergebnis städtischer Neu-
ordnungsprozesse. Die Verdrängung von meist ärmeren Haushal-

1	 Der Artikel stellt eine Bearbeitung des Artikels „Gentrification“ im 
Handbuch Kritische Stadtgeographie dar. (Belina, B. u.a. (Hrsg.) (20183): 
Handbuch Kritische Stadtgeographie. Münster: Westfälisches Dampfboot; 
S. 152–157)
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ten aus ihren bisherigen Wohnungen und Stadtteilen hat soziale und 
sozialräumliche Folgen. Zum einen ist der Verlust preiswerter Woh-
nungen in der Regel mit steigenden Wohnkosten verbunden, und 
mit der Verdrängung aus den bisherigen Nachbarschaften gehen so-
ziale Netzwerke, über Jahre erworbene Ortskenntnisse und emotio-
nale Bindungen verloren, die insbesondere für Haushalte mit gerin-
gen ökonomischen Ressourcen für die Organisation ihres Alltags 
von existentieller Bedeutung sein können. Durch die Verdrängung 
ärmerer und marginalisierter Haushalte in periphere und oft ver-
nachlässigte Wohngebiete verstärken Gentrifizierungsprozesse die 
soziale Polarisierung in den Städten und tragen so zur Produktion 
ungleicher Räume bei. Zugleich konstituieren die Verdrängungs-
prozesse mögliche Abwertungseffekte in den Zielgebieten der Ver-
drängungsketten und tragen so langfristig zur Entstehung von po-
tentiellen Ertragslücken bei, die dann in späteren Investitionszyklen 
geschlossen werden können.

Gentrifizierung ist Gegenstand sozialer Konflikte und politi-
scher Auseinandersetzungen. Da die Gentrifizierung immer mit 
der Verdrängung der bisherigen Bewohner_innen und Nutzer_in-
nen verbunden ist, löst sie entsprechend häufig städtische Konflikte 
und Proteste aus. Auch der Begriff Gentrifizierung selbst ist dabei 
Gegenstand politischer Auseinandersetzungen geworden: “Gerade 
weil die Sprache der Gentrifizierung uns die Wahrheit über die mit 
der ‚Regeneration‘ der Stadt verbundenen Klassenverschiebungen be-
nennt, ist es zu einem dirty word für Immobilienentwickler, Politiker 
und Finanzakteure geworden.“ (Neil Smith 2002: 445, Übersetzung 
AH). Gentrifizierung ist ein globales Phänomen und wird in unter-
schiedlichen städtischen Kontexten beobachtet. Die Verlaufsfor-
men, die Charakteristika der betroffenen Nachbarschaften, die Rol-
le staatlicher Institutionen und die daraus resultierenden Konflikt-
strukturen variieren dabei zwischen Ländern, Städten und Stadttei-
len (Lees et al. 2008: 129 ff.). 

Der Begriff Gentrifizierung hat in den vergangen Jahren in Deutsch-
land eine erstaunliche Karriere vom Fachbegriff stadtsoziologischer 
und humangeographischer Studien zum Schlagwort in politischen 
Auseinandersetzungen, medialen Diskursen und Alltagsdiskussio-
nen erfahren. Gentrifizierung muss dabei zur Beschreibung von sehr 
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verschiedenen Kontexten herhalten: Steigende Mieten und die Pla-
nung von Luxuswohnprojekten, Yuppies, „Latte-Macchiato-Mütter“ 
und internationale Tourismusströme oder auch die Verwandlung 
einer Nachbarschaft in ein Galerienviertel oder Szenequartier wer-
den gleichermaßen als Zeichen der Gentrifizierung rezipiert. Diese 
Popularisierung des Begriffs ging mit einer Banalisierung des Kon-
zeptes einher. Eine kritische Stadtforschung steht vor der Herausfor-
derung, mit dem kulturalisierenden Alltagsverständnis von Gentri-
fizierung als Prozess und Ausdruck veränderter Lebensstile, Kon-
sumpraktiken und Wohnpräferenzen zu brechen und die politöko-
nomischen Rahmenbedingungen in das Zentrum der Forschung 
und Auseinandersetzungen zu stellen. In der Praxis erfolgte diese 
(Re)Positionierung der Forschungsagenda durch eine von anderen 
Stadtentwicklungstendenzen abgrenzbare Definition der Gentrifizie-
rung, die Erarbeitung von Erklärungsansätzen und eine kritische 
Analyse der polit-ökonomischen Kontextbedingungen. 

Trotz der jahrzehntelangen Debatten über die Ursachen, den ty-
pischen Verlauf und die Folgen von Gentrifizierungsprozessen gibt 
es für den Untersuchungsgegenstand immer noch keine eindeutige 
Definition im Sinne präziser Modelle und Hypothesen. Aus meist 
lokalen Fallstudien wurde eine Reihe von Definitionsangeboten ge-
neriert, die in der Regel versuchten, bauliche, wohnungswirtschaft-
liche, soziale, symbolische und verlaufsbezogene Merkmale mitein-
ander zu verbinden. Als ‚Minimalkonsens‘ der Gentrification-For-
schung kann die Verdrängung von Bevölkerung als Merkmal ange-
sehen werden, mit dem sich die Gentrifizierung von Revitalisierungs-, 
Reurbanisierungs- und Reinvestitionsprozessen abgrenzen lässt:  

„Gentrifizierung ist ein Prozess, in dessen Verlauf Haushalte mit höheren 
Einkommen Haushalte mit geringeren Einkommen aus einem Wohnviertel 
verdrängen und dabei den grundsätzlichen Charakter und das Flair der 
Nachbarschaft verändern“ (Kennedy/Leonard 2001: 6, Übersetzung AH). 

Für die deutschsprachigen Debatten hat Jürgen Friedrichs einen 
ganz ähnlichen Zugriff auf das Forschungsfeld vorgeschlagen und 
Gentrifizierung als „Austausch einer statusniedrigen Bevölkerung 
durch eine statushöhere in einem Wohngebiet definiert“ (Friedrichs 
1996: 14). Ein Großteil der Forschungsansätze geht darüber hinaus 
im Kontext von Gentrifizierungsprozessen auch von baulichen Ver-
änderungen und wohnungswirtschaftlichen Wertsteigerungen aus. 
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Peter Marcuse hat in seinen Arbeiten zu New York den neutralen 
Begriff des Bevölkerungsaustausches spezifiziert und darauf ver-
wiesen, dass die Verdrängung in seinen verschiedenen Formen und 
Facetten (Marcuse 1986) das Wesen von Gentrifizierungsprozessen 
ausmacht. 

In der internationalen Gentrification-Forschung werden deshalb 
a) die Investition von Kapital, b) die soziale Aufwertung durch Zu-
züge, c) die Veränderung des Nachbarschaftscharakters sowie d) die 
Verdrängung als gleichermaßen notwendige Definitionsmerkmale 
für Gentrifizierung vorgeschlagen (Davidson/Lees 2005: 1187). 

Eine stadtgeographische und sozialwissenschaftliche Gentrifica-
tion-Forschung sollte sich nicht auf das Feststellen, Beschreiben und 
Messen von Phänomenen beschränken, sondern steht vor der Auf-
gabe, Erklärungsangebote für die beobachteten Entwicklungen an-
zubieten. In der Gentrification-Forschung haben sich drei zentrale 
Erklärungsansätze herausgebildet: 

Nachfrageseitige Erklärungsansätze der Gentrification-For-
schung führen die Aufwertung von Innenstadtvierteln auf verän-
derte Lebensstile, neue Berufsanforderungen und einen demogra-
phischen Wandel der Gesellschaft zurück. Neben einer neuen At-
traktivität der Innenstädte als Wohnorte für die Mittelklassen (Ley 
1996) werden dabei vor allem veränderte Arbeitsbeziehungen im 
Übergang zur Dienstleistungsökonomie, Formen einer neuen ge-
schlechtlichen Arbeitsteilung sowie die Etablierung distinktionsori-
entierter Lebensstile angeführt (Häußermann/Siebel 1987). 

Angebotsorientierte Erklärungsansätze stellen die ökonomischen 
Rahmenbedingungen städtischer Aufwertungen ins Zentrum ihrer 
Analysen. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, wann und unter 
welchen Voraussetzungen Investor_innen bereit sind, Geld für die 
Modernisierung alter Wohnhäuser einzusetzen. In dieser Perspekti-
ve erscheinen Aufwertungsprozesse eben nicht als Effekt einer ver-
änderten Nachfrage, sondern als Folge eines veränderten Angebots 
(Smith 1979). Als wesentliche Aspekte dieser Argumentation gelten 
a) eine makroökonomische Erklärung für die zyklisch wiederkeh-
rende Attraktivität von Investitionen in den Immobiliensektor, b) 
die mikroökonomische Rationalität von sogenannten Ertragslü-
cken, sowie c) die eigentümerabhängigen Übergänge von einer Ren-
ten- in eine Renditeökonomie. 
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Stadtpolitische Erklärungsansätze haben sich in der internationa-
len Gentrification-Forschung neben den nachfrage- und angebots-
orientierten Ansätzen als drittes Erklärungsmuster etabliert. Die in 
internationalen Vergleichen offensichtlich gewordenen Besonder-
heiten der lokalen Aufwertungsprozesse wurden auf unterschiedli-
che Strategien und Instrumente der Stadtpolitik zurückgeführt. 
Förderprogramme, Denkmalschutzgesetze und das Planungsrecht 
aber auch die unterschiedlichen Ziele von staatlichen Revitalisie-
rungsstrategien oder die unternehmerische Orientierung von Stadt-
politik werden dabei als wichtige Rahmenbedingungen für den un-
terschiedlichen Verlauf der Gentrifizierung angesehen (Lees 2003).

Eine Theorie zur Erklärung städtischer Phänomene ist noch kei-
ne kritische Forschung. Eine solche beginnt mit der Infragestellung 
des unabänderlich Erscheinenden und setzt im Sinne eines histo-
risch-geographischen Materialismus die „Untersuchung der Wirk-
lichkeit, realer Praxen und Prozesse“ (Belina 2013: 29) voraus. Kriti-
sche Forschung beginnt, wo beobachtbare Veränderungen in den 
Städten auf jene grundlegenden gesellschaftlichen Prozesse, Prinzi-
pien und Strukturen zurückgeführt werden, die sich in der sozialen 
Praxis und der Produktion des Raumes manifestieren. In Bezug auf 
die Gentrification-Forschung ist das die Analyse des Zusammen-
hanges von wohnungswirtschaftlichen Inwertsetzungen und der 
Verdrängung sowie den damit verbunden Interessenskonstellatio-
nen und Konfliktstrukturen. 

Dieser Orientierung folgend hat sich die kritische Stadtforschung 
in der Vergangenheit mit viel Energie an den nachfrageorientierten 
Erklärungen abgearbeitet. Auch wenn es allenthalben heißt, Wandel 
und Veränderung seien der zweite und dritte Vorname von Stadt: 
Stadtentwicklung ist kein „natürlicher Prozess“ und die Gentrifizie-
rung ist kein Effekt veränderter Nachfragestrukturen. In diesen 
Kontroversen geht es weniger um eine unterschiedliche Charakteri-
sierung von Gentrifizierung, sondern um eine gegensätzliche Pers-
pektive auf mögliche Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge von 
städtischen Aufwertungsprozessen. 

Dieses Beharren auf polit-ökonomischen Erklärungsmodellen 
mag auf den ersten Blick als eine Form der akademischen Rechtha-
berei erscheinen („Meine Erklärung ist besser als deine“), doch so-
wohl für reformorientierte Stadtpolitiken als auch für die in vielen 
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Städten erstarkenden Anti-Gentrifizierungs-Mobilisierungen ist es 
von strategischer und praktischer Bedeutung, die Ursachen, Macht-
verhältnisse und Prinzipien der städtischen Neuordnungsprozesse 
zu erkennen. Viele Stadtteilgruppen und Mieterorganisationen ken-
nen in Bezug auf die angeblich unvermeidlichen und alternativlosen 
Gentrifizierungsprozesse die Polyphonie der Notlagen- und Nor-
malzustandserklärungen. Doch immer dann, wenn die Aufwer-
tungsmaßnahmen in den Städten als wohnungswirtschaftliche In-
wertsetzungsstrategien oder politisch initiierte Aufwertungspro-
gramme verstanden werden, eröffnet sich die Chance auf eine (Re-) 
Politisierung der Stadtpolitik. Denn in der Gentrifizierung verdich
ten sich nicht nur die Interessen von Hauseigentümer_innen und 
Investor_innen, der Bauwirtschaft, den Banken und Stadtregierun-
gen zu einer Immobilien-Verwertungs-Koalition (zur Steigerung 
der Tauschwerte), sondern es können auch all jene ihre Interessen 
artikulieren, die im Gebiet wohnen und arbeiten und vor allem an 
den Gebrauchswertqualitäten des Viertels interessiert sind. Den 
utopischen Gehalt einer kritischen Forschung haben Neil Smith und 
Peter Williams schon in den 1980er Jahren auf den Punkt gebracht: 
„Langfristig gibt es nur eine Verteidigung gegen Gentrifizierung: die 
‚Dekommodifizierung‘ von Wohnraum... Anständiger Wohnraum 
und anständige Viertel sollten ein Recht sein, kein Privileg.“ (Smith/
Williams 1986: 222). Oder kurz: Wohnen ist keine Ware.

Gentrifizierung – Mainstream in Berlin
Berlin galt lange Zeit als Stadt der günstigen Mieten und des ent-
spannten Wohnungsmarktes. Doch die massive Privatisierung 
kommunaler Wohnungsbestände, die Einstellung sämtlicher För-
derprogramme und eine Liberalisierung von bau- und städtebau-
rechtlichen Regulierungen haben die Stadt in ein Laboratorium der 
Gentrifizierung verwandelt. Der Blick auf die Aufwertungsdynami-
ken in der Berliner Innenstadt bestätigt, dass die traditionellen Vor-
stellungen von Gentrifizierungsprozessen als Sonderform der Stadt-
entwicklung überholt sind und sich die Aufwertungsdynamiken 
zum städtischen Mainstream entwickelt haben. Die Expansion städ-
tischer Aufwertung in Berlin ist durch das Nebeneinander unter-
schiedlicher Statuspassagen der Gentrifizierung und sich räumlich 
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verlagernder Aufwertungsschwerpunkte geprägt. Viele der auch 
international diskutierten Formen der Gentrifizierung können in 
Berlin beobachtet werden: Neben staatlich initiierten Verdrän-
gungsprozessen (state led gentrification) in den Sanierungsgebieten 
Ostberlins stehen Formen einer invesititionsfreien Ertragslücken-
schließung zwischen Bestands- und Wiedervermietungsmieten 
(rental gentrification) in Kreuzberg. Zeitgleich können in Mitte Auf-
wertungs- und Verdrängungstendenzen in Folge von Luxus-Neu-
bau (new-build gentrification) beobachtet werden, während sich in 
Nord-Neukölln klassische Pionierphasen der symbolischen Auf-
wertung (pioneer gentrification) und einer funktionalen Aufwer-
tung der Nachbarschaft durch die weitgehende Ausrichtung der An-
gebote an Tourist/innen (touristification) überlagern.

Diese Vielzahl an Gentrifizierungsprozessen lassen sich nicht al-
lein mit veränderten Nachfragestrukturen und der Herausbildung 
neuer Lebensstile erklären, und sie folgen auch keiner Blaupause ei-
ner „global urban strategy“ (Smith 2002). Eine erklärungssuchende 
Analyse der Gentrifizierung kann immer nur räumlich konkret und 
im Rahmen einer historisch- und polit-ökonomischen Kontextuali-
sierung erfolgen. Auch in Berlin sind die Aufwertungs- und Ver-
drängungsprozesse der vergangenen 20 Jahre vor allem das Ergeb-
nis von veränderten staatlichen Regulationen und wohnungswirt-
schaftlichen Investitionsbedingungen. 

Prenzlauer Berg2 gilt als Musterbeispiel der staatlich initiierten 
Gentrifizierung. Die staatlich organisierte Stadterneuerung hat ei-
nen umfassenden Austausch der Bewohnerschaft ausgelöst. Nur 
noch knapp 20 Prozent der Haushalte, die 1993 in den Sanierungs-
gebieten des Bezirks wohnten, leben heute noch in Prenzlauer Berg. 
Verbunden war dieser Austausch mit gravierenden Veränderungen 
der sozialstrukturellen Zusammensetzung der Bevölkerung: So 
stiegen beispielsweise die durchschnittlichen Haushaltseinkommen 
im Gebiet von 70 Prozent (1993) auf 140 (2008) des städtischen 
Durchschnitts. Der Anteil von Hochschulabsolventen an der Er-
werbsbevölkerung erhöhte sich zwischen 1993 und 2008 von 25 Pro-
zent auf 60 Prozent. Diese Veränderungen vollzogen sich nicht trotz, 
sondern wegen des starken staatlichen Eingriffs in die Stadtentwick-
lung. Fördergelder und Steueranreize haben in den Sanierungsge-

2	 Ehemals Ost-Berlin
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bieten spezifische Investitionsbedingungen geschaffen und eine 
weitgehend privat finanzierte und umfassende Modernisierung des 
Altbaubestands ausgelöst. Die wechselnden Instrumente des Städte-
baurechts konnten die Verdrängungsprozesse nicht verhindern, 
hatten aber durch ihre verzögernde, mildernde und moderierende 
Wirkung eine zentrale Legitimationsfunktion für den Aufwer-
tungsprozess (Holm 2006).

Der aktuelle Verdrängungsdruck in Kreuzberg und Teilen von 
Neukölln3 hingegen basiert auf der weitgehenden Abwesenheit staat-
licher Eingriffe in den Wohnungsmarkt und in Kreuzberg zudem 
auf den baulichen und sozialen Ergebnissen der behutsamen Stadt-
erneuerung in den 1980er Jahren. Die beiden, nach dem Fall der 
Mauer wieder zentral gelegenen Altbauviertel haben sich aufgrund 
der Westberliner Wohnungspolitik und Migrationsgeschichte zu 
Quartieren mit einem sehr hohen Anteil von ärmeren Haushalten 
entwickelt, in denen (anders als in den Ostberliner Sanierungsgebie-
ten) nur sehr geringe Modernisierungspotentiale bestehen, so dass 
Ertragslücken hauptsächlich in der hohen Differenz zwischen nied-
rigen Bestandsmieten und hohen Angebotsmieten angesehen wer-
den können. Typisch für diese rental gentrification (van Criekingen 
2010) sind Verdrängungsprozesse ohne Investitionen in die Aufwer-
tung der Bausubstanz. Ohne jede weitere Investition kann ein Mie-
terwechsel die Einkünfte aus der Vermietung um bis zu 150 Prozent 
steigern. 

In den bereits gentrifizierten Altbauvierteln von Mitte und Teilen 
von Prenzlauer Berg lassen sich Formen einer new-build gentrifica-
tion (Davidson/Lees 2005) beschreiben, bei denen Luxus-Neubau-
ten im Eigentumssektor den exklusiven Charakter der Nachbar-
schaften verstärken. So richtig es ist, in diesem Zusammenhang auf 
die Distinktionsnarrative der Neubauprojekte zu verwiesen (Mar-
quardt et al. 2013), auch der kleine Boom des innerstädtischen Lu-
xuswohnsektors in Berlin hat letztendlich zutiefst politische und 
ökonomische Ursachen. Durch die weitgehend abgeschlossenen 
Modernisierungsarbeiten in den nachgefragten Altbauvierteln ha-
ben sich mögliche Ertragslücken und Investitionspotentiale in den 
Neubaubereich verlagert, und durch die Aufhebung der Sanierungs-

3	 Beide ehemals West-Berlin; an Mauer angrenzend
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satzungen sind auch für den Neubau beschränkende Auflagen ent-
fallen. Zugleich haben die Mieten in den sanierten Altbauten mitt-
lerweile ein Niveau erreicht, das den Eigentumserwerb für einkom-
mensstarke und vermögende Haushalte überhaupt als ökonomisch 
rationale Option erscheinen lässt.  

Die verschiedenen politischen und wohnungswirtschaftlichen 
Kontexte in den Berliner Innenstadtbezirken haben nicht nur eine 
erstaunliche Varianz von Gentrifizierungsprozessen hervorge-
bracht, sondern konstituieren gleichermaßen differenzierte Kon-
fliktkonstellationen. So unterscheiden sich etwa die „Not in my 
Backyard“ (NIMBY)-Proteste gegen Neubauprojekte in Mitte oder 
Prenzlauer Berg von den sozialen Mobilisierungen der Mieter_in-
nen in Kreuzberg oder den Konflikten in Nord-Neukölln, die sich 
stärker auf kulturelle Aspekte einer funktionalen und symbolischen 
Aufwertung beziehen. Die fragmentierten Bewegungsmomente des 
wohnungspolitischen Protestes sind dabei weniger eine Schwäche 
der Mobilisierung, sondern ein Reflex auf die unterschiedlichen In-
vestitionsstrategien in der Stadt. Es ist eine zentrale Aufgabe der kri-
tischen Stadtforschung, die politischen und v.a. ökonomischen Me-
chanismen hinter der Gentrifizierung aufzudecken und damit einen 
Beitrag für die Repolitisierung der Wohnungsfrage zu leisten.
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Christoph Stoik

Kampf um die Stadt
Gentrifizierung in Wien

Die kritische Stadtsoziologie beschäftigt sich schon lange und diffe-
renziert mit Gentrifizierungsprozessen. Erkennbar ist dabei, dass 
die ökonomischen Logiken immer vergleichbar sind, egal auf wel-
che Städte geblickt wird. Die Prozesse laufen aber unterschiedlich 
ab, mit auch unterschiedlichen Akteur*innen. In Wien war es lang 
umstritten, ob es Gentrifizierungsprozesse gibt. Tatsächlich unter-
scheiden sich Gentrifizierungsprozesse in Wien von denen, die in 
London, New York oder Mexiko-City beobachtet werden können. In 
Wien laufen sie häufig nicht so schnell ab, wie z.B. in New York. 
Auch die Verdrängung von Bewohner*innen läuft anders ab als in 
anderen Städten. Es ist inzwischen aber unbestritten, dass Gentrifi-
zierung auch in Wien stattfindet (Kadi/Verlič 2019). Hier sollen ver-
schiedene Faktoren beleuchtet werden, die auf Gentrifizierungspro-
zesse in Wien Einfluss nehmen. Dabei möchte ich zeigen, dass Gen-
trifizierungsprozesse Kämpfe sind, in denen es darum geht, den 
Wert von Immobilien zu steigern. Vordergründig werden aber 
scheinbar andere Kämpfe geführt, die von den Ursachen dieser 
Konflikte ablenken. Diese Kämpfe, die zu einem wichtigen Teil über 
den öffentlichen Raum geführt werden, möchte ich betrachten und 
mit möglichen Strategien gegen Gentrifizierung abschließen.

1. Die wachsende kapitalistische Stadt als Motor von 
Gentrifizierung und Segregation
Die geopolitische Lage Wiens hat sich seit 1989 stark verändert. 
Wien befindet sich in einer internationalen Städtekonkurrenz, die 
sich auch darin zeigt, dass die Politik der Stadt Wien stolz darauf ist, 
seit Jahren das internationale Mercer-Ranking anzuführen1. Dabei 
wird kaum beachtet, dass die Mercer-Studie, eine Art „Stadtmarke-

1	 https://mobilityexchange.mercer.com/Insights/quality-of-living-rankings 
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ting“, vor allem die Lebensqualität von hochqualifizierten ausländi-
schen Arbeitskräften berücksichtigt. 

Tatsächlich wächst die Stadt und zieht hochqualifiziertes Perso-
nal ebenso an wie billige Arbeitskräfte und von Armut betroffene 
Menschen, insbesondere aus Osteuropa. Sie hoffen auf Arbeit und 
sind als billige Arbeitskräfte hoch willkommen. Die globale Städte-
konkurrenz hat massive Konsequenzen: Weil die Stadt wächst, wer-
den Grundstücke und Immobilien stark nachgefragt, ihr Wert stei-
gert sich und sie werden damit auch zum Anlageobjekt. Es ist lukra-
tiv, in Immobilien zu investieren. Die globale Stadt hat ein Interesse, 
dass sich Konzerne ansiedeln und Arbeitsplätze und Kapital brin-
gen. Andererseits braucht diese globale Stadt billige Arbeitskräfte. 
Das führt zu sozialen und räumlichen Spaltungsprozessen der Stadt 
– die Unterschiede zwischen den hochqualifizierten und kapital-
kräftigen auf der einen Seite und den billigen Arbeitskräften auf der 
anderen Seite nimmt zu2. Das zeigt sich in den Stadtteilen – in 
Kämpfen vor Ort, auf die ich gleich eingehen werde – und verstärkt 
die Segregation, führt also (zur) Differenzierung von Stadtteilen in 
solche, in denen eher kaufkräftige Bewohner*innen und solche, in 
denen Menschen mit wenigen ökonomischen Mitteln leben. 

Neben der „Finanzialisierung“ des Wohnungsmarktes (vgl. u.a. 
Harvey, David 2013) wird Raum aber auch durch und für den Tou-
rismus ökonomisiert. Besonders sichtbar wird das in der Problema-
tik der Airbnb-Wohnungen, die gewerblich angeboten werden, was 
inzwischen in vielen Städten reglementiert oder gar verboten ist. 
Gewerbliche Airbnb-Wohnungen, also Wohnungen, die eigentlich 
nicht zum Wohnen, sondern ausschließlich für den Tourismus ge-
nutzt werden, verschärfen die Lage am Wohnungsmarkt noch zu-
sätzlich (vgl. Seidl/Plank/Kadi 2017). 

Der Tourismus wirkt aber auch in anderen Bereichen kommer-
zialisierend, weil Räume und Plätze als Visitenkarten und Portale 
des Tourismus gelten, in Wien z.B. der Karlsplatz oder der Prater
stern. Der öffentliche Raum wird aber auch zur Festivalisierung ge-
nutzt – Angebote, wie Weihnachtsmärkte, aber auch Events sind At-
traktoren für den Tourismus und Aushängeschilder nach außen, die 

2	 Zur globalen Stadt vgl. Sassen 1997
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die Stadt international bewerben sollen. Im öffentlichen Raum kann 
außerdem auch über Gastronomie Gewinne erzielt werden.

2. Wohnungspolitik als potenzielle Bremse von 
Gentrifizierung
Diese Segregationserscheinungen sind in Wien weniger stark aus-
geprägt als in anderen Städten. Das hängt mit zwei Faktoren zusam-
men – mit der Bedeutung des sozialen Wohnungsbaus in Wien und 
dem historisch starken Mieter*innenschutz. Das Ausmaß des sozia-
len – insbesondere des kommunalen – Wohnbaus, der über die ge-
samte Stadt verbreitet ist, hat Einfluss auf die Wohnungsmärkte, 
weil diese Wohnungssegmente weniger den Marktprozessen unter-
worfen sind. Der soziale Wohnbau bremst die Mietpreise in Wien. 
Aber der Druck, auch für einkommensschwache Gruppen er-
schwinglichen Wohnraum zur Verfügung zu stellen, ist inzwischen 
sehr gestiegen. Durch Zugangsbarrieren – insbesondere im kom-
munalen Wohnbau – werden einkommensschwache Gruppen ten-
denziell ausgeschlossen. Vor allem Menschen, die keine gesicherte 
Wiener Adresse nachweisen können, haben nur sehr eingeschränkt 
Zugang zum Gemeindebau. Das trifft u.a. Migrant*innen und ge-
flüchtete Menschen besonders. Hat in der Vergangenheit der Altbau 
der Gründerzeit die Funktion übernommen, günstigere Wohnun-
gen anzubieten, ist dieser Sektor für Investor*innen heute immer 
interessanter geworden. Das hängt auch damit zusammen, dass der 
Mieter*innen-Schutz seit den 1990er Jahren aufgeweicht wurde. V.a. 
die Einführung von befristeten Mietverträgen ermöglicht es Ver-
mieter*innen, die Miete immer wieder zu erhöhen. Aber auch die 
Aufweichung der Mietobergrenzen durch die Einführung der „La-
gezuschläge“ bietet den Vermieter*innen mehr Handlungsspiel-
raum und verunsichert Mieter*innen. 

Wenige Untersuchungen gibt es bisher zu der tatsächlichen Ver-
drängung von Bewohner*innen in Wien. Das zu erforschen ist auch 
nicht ganz einfach. Erst wenn dabei auch Wohnverhältnisse in den 
Blick genommen werden können, die offiziell nicht oder kaum er-
fasst werden, könnten dazu valide Aussagen gemacht werden. Der 
Mieter*innen-Schutz ist in Österreich – abgesehen von den oben be-
schriebenen Aufweichungen – immer noch recht stark. Aber viele 
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Menschen leben aufgrund diverser Ausschlüsse aus den Wohnungs-
märkten in sehr prekären Wohnverhältnissen – in (mündlichen) 
Untermietverhältnissen, in Wohnungen, in denen Menschen Betten 
teilen müssen oder über kein eigenes Zimmer verfügen – mit sehr 
schwachen rechtlichen Absicherungen. Es ist davon auszugehen, 
dass sie die ersten sind, die von Verdrängung betroffen sind.

3. Der Kampf gegen Sexarbeiter*innen
Als einer der ersten Indikatoren für Gentrifizierungsprozesse 
könnte die Verdrängung von Sexarbeiter*innen gesehen werden. In-
teressanterweise werden in der Verdrängung von Sexarbeiter*innen 
Fakten völlig verdreht. Als Begründung für die Verdrängung wer-
den Argumente der Erhöhung der subjektiven Sicherheit angegeben. 
Tatsächlich ist es aber genau umgekehrt: Die Verdrängung von Sex-
arbeit – in Wien an Stadtrandlagen – minimiert nicht nur die Si-
cherheit der Sexarbeiter*innen, sondern auch die der Bewohner*in-
nen des betroffenen Stadtteils. Die Anwesenheit von Sexarbeiter*in-
nen auf der Straße erhöht vielmehr die Sicherheit, weil die Straßen 
belebter sind – sich Menschen fast zu jeder Zeit dort aufhalten. Tat-
sächlich also geht es bei der Verdrängung von Sexarbeit weder um 
die Sicherheit der Sexarbeiter*innen noch um die der Bewohner*in-
nen – auch nicht um die Bekämpfung von Menschenhandel und Ab-
hängigkeitsverhältnissen von Sexarbeiter*innen, sondern um die 
Aufwertung der Immobilien durch die Attraktivierung des öffentli-
chen Raums. In Folge bedeutet das für die Bewohner*innen aber 
auch die Steigerung der Wohnkosten. Und sie sind mehr davon be-
droht, selbst verdrängt zu werden, wenn Vermieter*innen Wohnun-
gen zusammenlegen und aufwerten wollen.

4. Der Kampf gegen armutsbetroffene Menschen
Als weiteres Merkmal von Gentrifizerungsprozessen in Wien kann 
der Kampf gegen armutsbetroffene Menschen gesehen werden. Da-
bei wird perfide ein Sicherheitsproblem konstruiert – entgegen allen 
Fakten (nämlich dass Wien eine der sichersten Städte der Welt ist). 
Mit der sogenannten „subjektiven Sicherheit“ werden Menschen, die 
sich aufgrund ihrer Armut im öffentlichen Raum aufhalten müssen, 
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problematisiert (Belina 2011, Diebäcker 2014). Es wird konstruiert, 
dass sie stören, wenn sie betteln oder im öffentlichen Raum konsu-
mieren. Dabei wird die Sichtbarkeit von Armut thematisiert, die – so 
die Argumentation – „das Geschäft“ stört, und weniger die Armut 
selbst. Diese Armut ist ökonomisch sogar erwünscht, weil sie den 
Preis billiger Arbeitskräfte senkt. Aus der Sicht armutsbetroffener 
Menschen erhoffen sich diese Arbeit oder zumindest eine Überle-
bensmöglichkeit angesichts des Reichtums der Stadt. Sie sind nicht 
da, weil es hier Sozialleistungen gibt – im Unterschied zu anderen 
Ländern in der EU oder weltweit. Sie sind hier, weil sie aus Ländern 
kommen, in denen sie kaum Chancen zum Überleben haben. 

Noch absurder ist aber die Konstruktion des „Sicherheitspara-
digmas“. Denn von Unsicherheit betroffen sind v.a. die von Armut 
betroffenen Menschen. Sie haben kein Einkommen, häufig keine 
Krankenversicherung, oft keine Wohnung oder nicht einmal ein 
Zimmer, in das sie sich zurückziehen können. Sie sind täglich be-
troffen von Kontrollen durch die Polizei, besonders wenn sie auf-
grund einer rassistischen Asyl- und Migrationspolitik kriminali-
siert werden. Sie werden eher Opfer von Gewalt, wenn sie auf der 
Straße schlafen müssen, als alle anderen Bevölkerungsgruppen in 
der Stadt. 

Anstatt die Armut als Ursache zu problematisieren, dient die 
Problematisierung der Ärmsten dieser Gesellschaft dazu, sie aus 
dem öffentlichen Raum zu verdrängen. Denn sie stören v.a. die Ge-
schäfte. Sie behindern, dass der öffentliche Raum mit Restaurants 
und Gastgärten weiter kommerzialisiert werden kann. Aber sie er-
schweren auch eine Attraktivierung ganzer Stadtteile. Durch die 
Aufwertung öffentlicher Räume wird die Attraktivität gefördert, in 
anliegende Immobilien zu investieren. 

Politische Maßnahmen wie das Alkoholkonsumverbot, das 2018 
am Wiener Praterstern eingeführt wurde, dienen dieser Verdrängung 
und den Aufwertungsprozessen. Stadtpolitik wird so zum Handlan-
ger von Profitinteressen auf den Immobilienmärkten. Und sie nimmt 
in Kauf, dass von Armut betroffene Menschen mehr in öffentliche 
Räume im Wohnumfeld ausweichen – wo sollen sie sonst hin? 

Tatsächlich sind aber zentrale Plätze besonders geeignet dafür, 
dass Menschen, die von Armut betroffen sind, sich dort aufhalten 
und bewegen können. Zentrale Plätze ermöglichen Zugang zu Res-
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sourcen, die sonst verwehrt wären, wie zu Toiletten. Auf zentralen 
Plätzen haben ausgegrenzte Menschen die Möglichkeit zu konsu-
mieren. Der Konsum ist einer der wenigen Bereiche der Gesell-
schaft, an denen sie – zumindest eingeschränkt – noch teilhaben 
können. Dafür brauchen sie konsumzwangfreie Orte mit einem Su-
permarkt und einem Platz, auf dem sie nicht dauernd gestört wer-
den bzw. von Anrainer*innen als „störend“ erlebt werden. Das ist 
auf zentralen Plätzen leichter herzustellen als auf wohnortnahen 
Stadtteil- oder Grätzelplätzen. Auf zentralen Plätzen kann auch So-
ziale Arbeit leichter Hilfsangebote setzen – hier sind die Menschen 
leichter aufzufinden. Dieses Wissen der Bedeutung von zentralen 
Plätzen besonders für von Marginalisierung betroffene Menschen 
steht in einem Zusammenhang mit der Forderung nach einem 
Recht auf Stadt – oder nach „Zentralität“, wie das Lefebvre bereits 
1968 formuliert hat (2016). 

Neben der Politik spielen auch Medien eine Rolle in diesen Auf-
wertungsprozessen. Wieder am Beispiel des Wiener Pratersterns 
wird deutlich, dass die Skandalisierung öffentlicher Räume – bzw. 
deren Nutzung durch von Marginalisierung betroffene Menschen – 
vom Boulevard betrieben wird. Dabei kommen sie ohne großen Re-
cherche-Aufwand aus. Diese Medien interessiert es meist nicht, wie 
es den Menschen dort tatsächlich geht, sondern sie wollen schnelle 
Schlagzeilen produzieren, die sich gut verkaufen. Dabei stigmatisie-
ren sie nicht nur die Menschen, die sich dort aufhalten, sondern gan-
ze Plätze und Gebiete, und sie üben dabei Druck auf kommunale 
Politik aus, Maßnahmen zu setzen.

5. Bürger*innen-Beteiligung und urban gardening als 
Beitrag der Gentrifizierung
Dilemmas stellen auch sogenannte Bürger*innen-Beteiligungs- und 
Aneignungsprozesse dar. Beteiligungsprozesse können Aufwertung 
und Verdrängung fördern. Durch die Partizipation für die Gestaltung 
des öffentlichen Raums werden häufig die Interessen jener Menschen 
stark gemacht, die sich in Beteiligungsprozesse gut und gerne ein-
bringen wollen. Menschen, die breiten Normvorstellungen nicht ent-
sprechen, kommen häufig weniger zu Wort – nicht nur von Margina-
lisierung betroffene Menschen, sondern oft auch Jugendliche. Die 



27

durch solche Prozesse stark gemachten Interessen können dazu füh-
ren, dass die Gestaltung der Plätze bzw. Straßen keinen Raum mehr 
für diese Menschen vorsieht. Gleichzeitig wird der öffentliche Raum 
wieder attraktiviert. Kaufkräftigeres Publikum kann besser ange-
sprochen werden. 

Aber auch Aneignungsprozesse wie das urban gardening können 
Aufwertungsprozesse befördern. Durch urban gardening wird nicht 
nur das Leben im öffentlichen Raum belebt. Es kann auch die At-
traktivität des Gebiets für kaufkräftigeres Publikum steigern – ein 
Dilemma, weil Aneignungs- sowie Partizipationsprozesse grund-
sätzlich Potenziale zur Stärkung der ansässigen Bevölkerung hätten, 
was als Strategie gegen Gentrifizierung gesehen werden kann. 

6. Ausblick – Strategien gegen Gentrifizierung
Die kritische Stadtforschung zeigt, dass es schwierig ist, Gentrifizie-
rungsprozessen in globalen kapitalistischen Städten etwas entgegen 
zu setzen. Der Kapitalismus schafft es, auch widerständige Praxen 
für die „In-Wertsetzung“ zu nutzen, wie z.B. die Nutzung der Graf-
fitis für den Tourismus.

Eine wesentliche Strategie kann die Stärkung der ansässigen Be-
völkerung sein. Aber nur wenn auch einkommensschwächere Be-
wohner*innen z.B. durch Stadtteilprojekte erreicht werden und 
sich wirklich beteiligen, besteht eine Chance, dass diese gegen Gen-
trifizierungsprozesse gestärkt werden. Ein Schlüssel dabei ist wohl 
die Kollektivierung insbesondere von einkommensschwächeren 
Gruppen. 

Stadtteilarbeit befindet sich aber immer in Gefahr, selbst Faktor 
zur Gentrifizierung zu werden. Durch die Aktivierung der Wohn-
bevölkerung, oft auch durch die begleitenden Neugestaltungen von 
öffentlichen Räumen, kann Stadtteilarbeit einen Beitrag zur Attrak-
tivierung leisten (vgl. Kirsch/Stoik 2012).

Ein Ansatz, etwas den Gentrifizierungsprozessen entgegenzuset-
zen, könnte die „solidarische Stadt“ sein. Der Diskurs, der eng ver-
knüpft ist mit einer Bewegung des „urban citizienship“, problemati-
siert den Umgang mit Ausgrenzung von Menschen in den Städten. 
Ausgangspunkt dieser Bewegung, die in unterschiedlichen Städten 
in Nordamerika und Europa zu beobachten ist, ist häufig die Situa-
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tion von geflüchteten Menschen. Grundsätzlich geht es aber immer 
darum, dass Menschen sich dort sicher aufhalten können, wo sie 
eben leben. Der Hintergrund ist, dass von Ausgrenzung und Diskri-
minierung betroffene Menschen nicht aus den Städten verschwin-
den, wenn sie aus (öffentlichen) Räumen, dem Zugang zu Wohn-
raum, vom Arbeitsmarkt bzw. vom Sozialsystem ausgeschlossen 
bzw. verdrängt werden. Sie leben trotzdem in den Städten. 

Das Konzept der „solidarischen Stadt“ (vgl. u.a. Aigner/Kumnig 
2018) fordert in der Konsequenz die Teilhabe dieser Menschen in 
und an der Stadt. Um Gentrifizierung etwas entgegenzusetzen, ist 
dabei der Zugang zu leistbarem Wohnraum – auch für Menschen 
die über sehr wenig Einkommen verfügen – einer der zentralen 
Strategien. Das würde ein Wohnbauprogramm erfordern, das nicht 
nur Wohnraum für Mittelschichten schafft wie das aktuelle soziale 
Wohnbauprogramm in Wien, sondern viel mehr leistbaren Wohn-
raum zur Verfügung stellt, zu dem alle Menschen, die hier leben, 
Zugang bekommen – nicht nur die, die schon länger geregelte 
Wohnverhältnisse in der Stadt nachweisen können.

Ein Konzept der solidarischen Stadt würde auch ermöglichen, 
über eine wirklich vielfältige, inklusive und weltoffene Stadt nach-
denken und reden zu können – auch als eine Stadt der Widersprü-
che, weil sehr unterschiedliche Menschen hier leben. Die Förderung 
einer sogenannten „urbanen Kompetenz“ könnte einen verständ-
nisvolleren Umgang der unterschiedlichen Menschen in dieser Stadt 
unterstützen. 

Eine so gedachte Stadt würde das Konkurrenzprinzip, das einer 
kapitalistischen Stadt zugrunde liegt, in Frage stellen. Es würde 
nicht mehr Menschen, die in Konkurrenz zur Teilhabe stehen, in der 
Stadt in den Vordergrund stellen, sondern die Solidarität unter 
Menschen, und sie würde den Profit von einzelnen und Kapitalge-
sellschaften, die ihre Gewinnen häufig aus den Städten hinausfüh-
ren, poblematisieren. 
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Richard Krisch

Jugend(en) im Grätzl
Die Perspektive der sozialräumlichen Jugendarbeit

Während der öffentliche Raum für Erwachsene als Aufenthalts-
raum, als Begegnungs- oder als Bewegungsraum, als Zugang zu öf-
fentlichen Verkehrsmitteln, als Ruhezone sehr funktional besetzt 
ist, hat er für Heranwachsende eine gänzlich andere Bedeutung. Ab-
seits von Schule und Familie können Jugendliche selbsttätig werden, 
sich abbilden, Interessen verwirklichen, Begegnungen, aber auch 
Konflikte suchen, sich gegenüber anderen positionieren, abgrenzen, 
über Räume Identitäten entwickeln, und gar nicht zufällig definie-
ren sich Cliquen oft über einen Bezirk, eine Gasse oder eben ein 
Grätzl.

Bedeutung von Aneignungsprozessen für Jugendliche im 
Grätzl 
Bei der Frage, welche Bedeutung der öffentliche Raum für die Ju-
gendlichen hat, lassen sich unterschiedliche Zugänge erkennen. Aus 
einer jugendpolitischen Perspektive lässt sich sagen, dass Jugendli-
che gesellschaftliche Räume brauchen, welche sie sich aneignen kön-
nen und in denen ihnen gesellschaftliche Bedeutung zugemessen 
und soziale Anerkennung sowie Abbildung und Erfahrungen ihrer 
Wirkmächtigkeit ermöglicht werden. 

Aus einer sozialräumlichen Perspektive der Jugendarbeit stellt 
sich der Raum als Ermöglichung von sozialräumlichen Aneig-
nungsprozessen von Jugendkulturen und als Ort der Ausbildung 
von (lokaler) Identität dar.

Der Soziologe und Sozialpädagoge Böhnisch weist in seinem oft 
zitierten Werk „Pädagogik des Jugendraums“ auf die sozialräumli-
che Dimension gesellschaftlicher Räume für Jugendliche hin: „In 
der Jugendzeit ist das Sozialräumliche das Strukturprinzip der 
Gleichaltrigenkultur. Jugendkulturelle Gruppen, Cliquen und Sze-
nen erhalten erst ihre Qualität über die Räume, in denen sie sich be-
wegen, die sie besetzen, die sie umwidmen. Die eigene soziale Welt 
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der Jugend entwickelt sich vor allem im Räumlichen, aus der ju-
gendkulturellen Besetzung des Raums entwickeln sich eigenartige 
soziale Beziehungen, Regeln und gruppenbezogene Verhaltensmus-
ter, aus denen ein besonderer Typ sozialen Lernens und sozialer Ori-
entierung Jugendlicher hervorgeht.“ 

Der öffentliche Raum und damit auch das Grätzl hat für Jugend-
liche eine zentrale Bedeutung als Lebens- und Erfahrungsraum, als 
Ort von Teilhabe, der Präsentation und jugendkultureller Sichtbar-
machung.

Aus einer sozialräumlichen Perspektive, die in der Offenen Ju-
gendarbeit entwickelt wurde, eignen sich Jugendliche selbsttätig 
und eigenständig Räume an, suchen in diesen gesellschaftlichen 
Räumen jugendkulturelle Teilhabespielräume. Jugendliche brau-
chen Räume, um sich spüren, zu erproben, sichtbar zu werden, und 
bilden dort das jugendkulturelle Verlangen nach Anerkennung ab. 

Subkulturelle Raumaneignung und die Suche nach Anerken-
nungsräumen gehen bei Jugendlichen dabei ineinander über. So de-
finieren sich Jugendliche als Clique über den Raum. Cliquen verbin-
den sich immer mit räumlichen Strukturen in Form von spezifi-
schen Orten oder räumlichen Netzwerken, wie auch dem Grätzl. 

Eine eigene Dynamik entfalten beispielsweise die für Jugendliche 
typischen Peergroups, welche sich vor allem sozialräumlich abbil-
den. Zum einen definieren sich Jugendliche als Clique über den 
Raum. Peers suchen ihre Gruppenidentität über Räume, die sie be-
setzen, jugendkulturell einfärben und mitunter auch gegen andere 
abgrenzen wollen. Parks, Verkehrs-, Einkaufs- und Vergnügungs-
zonen sind für Erwachsene in erster Linie Funktionsräume. Für Ju-
gendliche aber stellen sie Aneignungsräume mit hohem Aufforde-
rungscharakter dar, diese umzuwidmen. 

Besonders jugendtypische Vergesellschaftungsformen wie „her-
umzuhängen“, von Böhnisch aus einer sozialräumlichen Perspekti-
ve „als Verharren in Gelegenheitsstrukturen“ (Krisch 2009) be-
schrieben, erzeugen offensichtlich bei Erwachsenen mitunter ein 
diffuses Bild von Bedrohung und Unsicherheit. In den gegenwärtig 
vorherrschenden Sicherheitsdiskursen (vgl. Kemper/Reutlinger 
2015) ist zu bemerken, dass die eingeschränkte Akzeptanz jugend-
kultureller Ausdrucksformen zu einer „verschärften Skandalisie-
rung Jugendlicher im öffentlichen Raum“ führt und auch als Aus-
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druck von Gentrifizierungsprozessen gesehen werden muss. Diese 
Verdrängungsprozesse aus dem öffentlichen Raum werden auch von 
Jugendlichen zunehmend thematisiert und als Form unangemesse-
ner Zurückweisung und Einschränkung gesellschaftlicher Teilhabe 
wahrgenommen. 

Dieser Tendenz kann durch die Möglichkeit der Schaffung von 
Öffentlichkeiten für Jugendliche, in denen sie ihre Interessen, Be-
dürfnisse und Blickwinkel ausdrücken können, unterstützt durch 
die Jugendarbeit, begegnet werden. Damit positioniert sich die Ju-
gendarbeit in der „Spannung zwischen jugendkultureller Konflikt-
orientierung und ordnungspolitischen Befriedungszumutungen“ 
(Böhnisch/Krisch 2013) und nimmt ihr jugendpolitisches Mandat 
wahr.

Im Grätzl
Über den Raum stellen sie Identität als Gruppe her – mitunter be-
nennen sich Cliquen sogar nach bestimmten Straßenzügen, Plätzen 
oder Stadtteilen oder eben nach dem Grätzl –, identifizieren sich 
und grenzen sich damit gegenüber anderen ab. Jugendliche eignen 
sich Raum und die Möglichkeiten der Beteiligung an und entwi-
ckeln lokale Identitäten und Zugehörigkeiten.

Beispielweise wurden Jugendliche in einer wienweiten Studie 
über Identitätsbildung befragt, wie sehr sie sich als „Wiener_in“ 
fühlen. Interessanterweise identifizierten sie sich nicht so sehr mit 
der Stadt wie mit Bezirken, z.B. Favoriten, Ottakring oder dem Do-
naufeld oder stellten Bezüge zu kleinräumigen Stadtteilen her.

Aus einer sozialräumlichen Perspektive und den Erfahrungen 
der Jugendarbeit, die mitunter auch Sozialraumerkundungen mit 
Jugendlichen durchführt, fühlen sich Jugendliche im Grätzl wohl, 
wenn sie Chancen auf jugendtypische Formen von Vergesellschaf-
tungen im Sozialraum vorfinden, also „Bühnen“ als Ort, wo sie sich 
präsentieren, „Ecken“ als Situationen, wo Begegnungen stattfinden 
können, aber auch „Nischen“, in denen sie in kleineren Gruppen ge-
schützt unter sich sein können. Diese Orte sind im Grätzl eingela-
gert, müssen aber bezüglich der Aneignungsformen der Jugend
lichen offen sein oder auch Jugendlichen als Orte zur Verfügung 
gestellt werden. Typisch für Jugendliche ist es, an diesen Orten 



33

„rumzuhängen“ oder zu „chillen“, wie man heute zur Lieblingsbe-
schäftigung von jungen Menschen sagt. Verharren in Gelegenheits-
strukturen („chillen“) kann als wohl jugendtypische Form der Ver-
gesellschaftung erkannt werden. Wenn ihnen dies zugestanden wird 
und sie nicht bloß als unliebsame Akteur_innen in den Kämpfen 
um die Nutzung des öffentlichen Raums gesehen werden, entwi-
ckeln sie Identität und Bezug (mitunter auch Verantwortung) für 
einen kleinräumigen Zusammenhang, die sie sich aneignen können.

Identitifizierung mit dem Grätzl entsteht durch die Erfahrung 
von Akzeptanz, der Möglichkeit der Mitgestaltung, der Teilnahme 
und durch fehlende Verdrängung aus dem Grätzl. 

Der Zugang zu digitalen Räumen, besonders zum WLAN im 
Grätzl, bspw. über Jugendzentren vermittelt, erweist sich für Ju-
gendliche als Anerkennung ihrer jugendtypischen (digitalen) Verge-
sellschaftungsformen. Gegenwärtig findet jugendliches Erleben oft 
im digitalen Raum statt und verschiebt das Leben im Grätzl in Woh-
nungen. Spaziergänge finden eher selten statt, oft von der Aufforde-
rung begleitet, Begegnungen durch Strategien des Social Distancing 
zu ersetzen.

Dabei sind geschlechtsspezifische Unterschiede in den Formen 
der Aneignung und Nutzung von Räumen zu beobachten. Mädchen 
ergreifen zwar auch Raum durch Sport und Spiel – besetzen ihn aber 
nicht gleichermaßen –, sie nutzen den Park für Gespräche mit 
Freundinnen; der Aspekt des ‚Beobachtens‘, des ‚Redens‘, des ‚Sit-
zens‘ als Tätigkeit spielt eine wichtige Rolle, sie verabreden sich, es 
gibt verschiedene Treffpunkte, bestimmte Bänke und Parkaus-
schnitte. „Ihre Spaziergänge stellen eine Art Rahmen dar, der für die 
Mädchen die Möglichkeit bietet, mit unterschiedlichen Inhalten – 
Plätzen, Menschen, Aktivitäten – gefüllt werden zu können“ (Lar-
cher 2006).

Sozialräumliche Jugendarbeit kann im Stadtteil Bedeutung er-
langen, wenn sie Grätzlgespräche zwischen den unterschiedlichen 
Jugendlichen und Erwachsenen und politisch Verantwortlichen er-
möglicht. Die Erzählungen Jugendlicher über ihre erfahrenen oder 
verwehrten Teilhabespielräume im Gebiet könnten dann eine ju-
gendpolitische Dimension erhalten.
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Zur Rolle der sozialräumlichen Jugendarbeit im Grätzl
Offene Jugendarbeit ist nicht nur Treffpunkt und Freizeitort, son-
dern entwickelt auch Bedeutung, indem sie Jugendliche bei der Er-
weiterung und Sicherung ihrer Handlungsräume beispielsweise 
durch die Förderung von Beteiligungsformen unterstützt. Damit 
nimmt die sozialräumliche Jugendarbeit ein jugendpolitisches 
Mandat in Form eines „anwaltschaftlichen politischen Handelns“ 
(Sturzenhecker 2015) wahr.

Offene Jugendarbeit versucht Jugendliche bei der Erweiterung ih-
rer Handlungskompetenzen im Kontext der Offenen Jugendarbeit 
selbst, aber auch in ihrer Partizipation als Teilhabe und Mitgestal-
tung im öffentlichen (gesellschaftlichen) Raum zu stärken. 

Die Gestaltung von sozialräumlichen Beteiligungsmethoden wie 
Nadelprojekt,1 Stadtteilbegehungen, Interviews etc. beteiligen Ju-
gendliche an der Definition und Bestimmung von Räumen. „Die 
Beteiligung an diesen Methoden soll es Kindern und Jugendlichen 
ermöglichen, ihre Sicht- und Handlungsweisen zum Raum zu er-
kennen, im Sozialraum zu präsentieren und öffentliche Räume aktiv 
mitzugestalten.“ (Sturzenhecker 2015 S. 67) Jugendliche werden hier 
als Expert_innen und Gestalter_innen ihrer Sozialräume angespro-
chen. 

Das aktuelle Wissen über die Vorgänge im Sozialraum durch den 
„sozialräumlichen Blick“ erlaubt die Wahrnehmung eines jugend-
politischen Mandats, welches das Ziel von Öffentlichkeit für jugend-
liche Anliegen schafft. Die kontinuierliche Durchführung von Pro-
jekten und Initiativen von sozialräumlichen Beteiligungsmethoden 
stellt einen Teil der selbstverständlichen Praxis der sozialräumlich 
orientierten Offenen Jugendarbeit dar, die sich immer wieder auf 
den Stadtteil und die Jugendlichen als Bewohner_innen und Mitge-
stalter_innen des Grätzls bezieht. 

1	 Die Nadelmethode bezeichnet ein animatives Verfahren zur Visualisie-
rung von charakteristischen Orten oder Plätzen auf einem Stadtplan. Da-
bei werden mit verschiedenfärbigen Nadeln, deren Farben für bestimmte 
Merkmale stehen (z.B. Geschlecht, Alter, …), die bevorzugten Plätze und 
Gegenden bestimmter Gruppen sichtbar gemacht. Vgl. https://www.sozi-
alraum.de/nadelmethode.php
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Word Up! Durchführung jugendgerechter sozialräumlicher 
Beteiligungsprojekte – auch im Grätzl? 
Sozialräumliche Beteiligungsprojekte als mögliche Kooperations-
projekte zwischen Offener Jugendarbeit, Schule und kommunaler 
Politik finden mittlerweile in fünf Bezirken statt, fördern die Betei-
ligung Jugendlicher an der konkreten Ausgestaltung des Gemein-
wesens und zielen auf Öffentlichkeit, Anerkennung und Stärkung 
jugendlicher Handlungsformen ab. Das Setting dieser Veranstal-
tungen fördert eine „gemeinsame Raumsprache“, die besonders die 
spezifischen Aneignungsformen, aber vor allem die Themen von 
Jugendlichen berücksichtigt.

In diesen Projekten wird gewährleistet, dass Jugendliche ihre 
Themen ein- und vorbringen können. Im Rahmen von mittlerweile 
zahlreichen „WordUp!“-Projekten gelingt es tendenziell, Gleichwer-
tigkeit in der Konfliktaustragung und Verständigung zwischen Ju-
gendlichen und Erwachsenen herzustellen und so ein „sozialräum-
liches Klima“ zu schaffen, in dem auch das typische Gruppenverhal-
ten Jugendlicher Akzeptanz und Anerkennung findet. Im sozial-
räumlichen Beteiligungsprojekt „WordUp!“ wird die Erfahrung von 
Wirkmächtigkeit für die Jugendlichen durch nachhaltige Verände-
rungen im näheren sozialräumlichen Kontext und in einem über-
schaubaren Zeitraum im unmittelbaren lebensweltlichen Umfeld 
erreicht. Die Erfahrung von Partizipation als reale Mitbestimmung, 
Mitgestaltung, Mitsprache und das Erleben von Öffentlichkeit für 
erwünschte Aneignungsformen Jugendlicher im öffentlichen Raum 
ist damit Ausdruck der Förderung von politischen Bildungsprozes-
sen Jugendlicher.
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Word Up! heißt Mitreden und Mitbestimmen. Word Up! ist ein Ju-
gendparlament, bei dem Schüler_innen die Chance haben ihren Bezirk 
zu gestalten, mitzubestimmen, Demokratie zu erleben und ihre eigenen 
Ideen für ihre direkte Wohn- und Lebensumgebung einzubringen.
In Workshops, Plenarsitzungen, Begehungen etc. erarbeiten die Schü-
ler_innen der 7. und 8. Schulstufe ihre Vorschläge, diskutieren sie mit 
den Bezirksvorsteher_innen und Vertreter_innen der zuständigen Ma-
gistratsabteilungen und bringen die Vorhaben zur Umsetzung.
Mit Word Up! haben junge Menschen die Chance bei Angelegenheiten, 
die sie selbst und ihr Umfeld betreffen, aktiv mitzuwirken. Ein wichti-
ges Anliegen von Word Up! ist aber auch, dass die Bedürfnisse und 
Ideen von Jugendlichen von Politik und Verwaltung ernstgenommen 
und berücksichtigt werden.

Teilhabe auch politisch gewährleisten: Wahlrecht für 
Jugendliche!
Viele Jugendliche, die im Grätzl geboren oder aufgewachsenen sind, 
sind – wie 30% der Wiener_innen – vom Wahlrecht ausgeschlossen, 
weil sie keine österreichische Staatsbürgerschaft, auch begründet 
durch eine restriktive Einbürgerungspraxis, haben (vgl. Schrott, in 
diesem Heft). Viele Akteur_innen und Mitgestalter_innen des öf-
fentlichen Lebens können sich damit nicht an demokratischen Aus-
handlungsprozessen im Bezirk beteiligen und so auch in ihrem 
Grätzl nicht mitbestimmen und Verantwortung übernehmen.
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Susi Schrott

Was bleibt, wenn 30 % fehlen?
Politische Teilhabe und Wahlrecht

In Wien sind 30 % der über 16-jährigen Bürger*innen nicht wahl-
berechtigt. 

Obwohl Wien Pionierin und Vorreiterin in der Wahlaltersen-
kung auf 16 Jahre war, sind hier noch immer 72.000 Menschen zwi-
schen 16 und 24 Jahren von der politischen Teilhabemöglichkeit 
ausgeschlossen. Durch die Koppelung des Wahlrechtes (im Verfas-
sungsrang) an die Staatsbürger*innenschaft dürfen sie in der Stadt 
und in dem Staat, in dem sie leben und oft auch schon geboren sind, 
nicht mitbestimmen. Sie sind dauerhaft ausgeschlossen, es wird ih-
nen innerhalb einer repräsentativen Demokratie die Möglichkeit ge-
nommen, die politische Vertretung zu wählen. 

Ein zentrales Merkmal von Demokratie ist es, dass die Teilnahme 
und Mitwirkung an politischen Entscheidungen allen offensteht, die 
von diesen Entscheidungen auch betroffen sind. Doch in der öster-
reichischen Demokratie ist dies nicht der Fall, hier wird vom Gesetz 
her zwischen Wohnbevölkerung und Wahlbevölkerung unterschie-
den. Mitmachen darf nur derjenige, der das Privileg der Staatsbür-
ger*innenschaft (das mit einigen Hürden ausgestattet ist, s.w.u.) be-
sitzt. Was sagt das über unsere Demokratie aus? Wie repräsentativ 
ist diese Demokratie? Gerd Valchars prägte dafür den Begriff „defi-
zitäre Demokratie“ (vgl. Valchars 2006). 

Wien ist österreichweit die Stadt mit dem größten Zuwachs von 
Jugendlichen und entwickelt sich rasant vom ältesten zum jüngsten 
Bundesland. In Wien ist auch der Anteil der Bevölkerungsgruppe 
mit „Migrationshintergrund“ bzw. mit fremder Staatsbürger*in-
nenschaft besonders hoch. 

So ist es umso unverständlicher, dass genau diese Bürger*innen 
(Anfang 2019 waren dies 473.566 Menschen, das entspricht fast der 
Gesamtbevölkerung der beiden Städte Graz und Linz zusammen!) 
ausgeschlossen werden. Sie werden durch die fehlende „Währung 
Wahlstimme“ von der Politik nicht gehört, nicht gesehen und auch 
in ihren Anliegen nicht repräsentiert. Je stärker dieser Ausschluss 
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ist, desto größer wird das Demokratiedefizit, desto mehr stellt sich 
die Frage nach der demokratiepolitischen Legitimation einer ge-
wählten Vertretung.

Für die Stadt Wien stellt sich noch die zusätzliche Problematik 
der politischen Repräsentanz im Bund, begründet durch den An-
teil der Wahlberechtigten. Die politische Repräsentanz und der 
Einfluss sinkt, diametral zur steigenden (Wohn-)Bevölkerung. 
Wien hat 2004 schon versucht dem Ungleichgewicht und dem par-
tiellen Ausschluss entgegenzuwirken. Der Gemeinderatsbeschluss 
zur Gewährung des Wahlrechts auf kommunaler Ebene für Dritt-
staatsangehörige wurde durch den Verfassungsgerichtshof aber 
wieder aufgehoben. 

Das Einbürgerungsrecht wurde in den vergangenen Jahren (2005 
– 2013) drastisch verschärft. Dies war einfach möglich, da das 
Staatsbürgerschaftsrecht ein Bundesgesetz ist (im Gegensatz zum 
Wahlrecht im Verfassungsrang) und daher durch die jeweiligen Re-
gierungsparteien beschlossen werden konnte durch mehrheitliche 
Zustimmung der gewählten Abgeordneten* im Parlament. 

Die dort verankerten massiven Hürden, Auflagen und finanziel-
len Belastungen lassen vielen Bewohner*innen die Erlangung der 
Staatsbürger*innenschaft unmöglich erscheinen. Viele resignieren 
und versuchen es nicht einmal oder können es sich einfach nicht 
leisten. Es drängt sich der Eindruck auf, dass diese Verschärfungen, 
dieser Ausschluss von zugewanderten Menschen aus einem Nied-
riglohnsektor (die sogenannten Gastarbeiter*innen) gewollt ist. Wer 
über genug sozioökonomisches Kapital verfügt, darf auch mitbe-
stimmen. Die im Parlament vertretenen Parteien hätten auch die 
Möglichkeit gehabt, die Einbürgerung zu erleichtern, ein Willkom-
menszeichen zu setzen, zur aktiven und verantwortlichen Teilnah-
me, zur Integration einzuladen. Auch die Erleichterung der Einbür-
gerung bedarf nur einer einfachen Mehrheit im Parlament. Die lau-
fenden Verschärfungen und folgend der Ausschluss von der basalen 
Form der Mitbestimmung – dem Wahlrecht – wirken sehr desinte-
grativ. Demokratie muss gelernt und geübt werden, sonst geht De-
mokratiekultur verloren. Das demokratiepolitische Defizit muss 
von der Politik erkannt und behoben werden. 

Die Jugendlichen, die oft schon in zweiter und dritter Generation 
in Wien leben und aufgewachsen sind, haben schon seit Generatio-
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nen diese ausschließende Sozialisationserfahrung. Dieses dauerhaf-
te und unverschuldete Ausgeschlossen-Sein tradiert und internali-
siert sich in das Selbstbild dieser Heranwachsenden. „Warum soll 
ich mich einbringen? Wozu? Es bringt ja nix“. Die soziale Segrega-
tion und die vererbte Unmöglichkeit der Mitbestimmung setzt sich 
fest. Ist dies gewollt? Wie kann von den Jugendlichen Integration, 
Partizipation, sich einbringen oder die aktive Mitgestaltung ihres 
Lebensumfeldes erwartet werden, wenn sie die Exklusion täglich er-
leben müssen? Welche Auswirkungen haben diese Ausschlusserfah-
rungen auf eine gelingende Identitäts- und Selbstwertentwicklung? 
Und was entgeht uns allen, welcher Bereicherung beschneiden wir 
uns, wenn 30 Prozent ausgeschlossen werden? Wir müssen uns als 
Gesellschaft diese Fragen stellen.

Wir müssen uns verstärkt dafür einsetzen, für diese Bürger*in-
nen einen Zugang zu demokratiepolitischer Teilhabe zu schaffen. 
Junge Menschen in Wien müssen sich als Teil der Stadt erleben kön-
nen, sie müssen gleichberechtigt auf Augenhöhe gesehen und gehört 
werden. Diese Teilhabe fördert die Identifikation mit dem eigenen 
Lebensumfeld und fordert die Jugendlichen auch heraus, sich für 
ihre Anliegen und Bedürfnisse einzusetzen und Verantwortung zu 
übernehmen.

Es braucht Strategien für das Empowerment, für eine kritische 
politische Bildung, und es braucht Projekte, in denen diese Fertig-
keiten ausprobiert und geübt werden können – für Jugendliche und 
für die politischen Entscheidungsträger*innen. Doch für eben 30 
Prozent der Bevölkerung bleibt dies ein Trockentraining.

Die offene Jugendarbeit entwickelt eine Vielzahl von Partizipati-
onsmöglichkeiten. Das sind sowohl Aktivitäten, die entlang der 
Themen und Bedarfe der Jugendlichen konzipiert werden bis zu be-
zirksweiten Schüler*innenparlamenten (word up; s. Kasten). Aber es 
wird zunehmend schwieriger, wir bekommen die Auswirkungen 
der tradierten Ausschlusserfahrungen in den Reaktionen auf die 
Einladung zu politischen Bildungs- und Partizipationsangeboten zu 
spüren. Die Bandbreite reicht von Ignoranz und Gleichgültigkeit bis 
zum Teil aggressivem Abwehr- und Protestverhalten. Aussagen wie 
„Wir dürfen eh nicht dabei sein“, „Warum fragt ihr uns? Bestimmen 
tun eh die anderen“ oder „Wir brauchen euch nicht, wir machen uns 
das selbst aus...“ zeigen uns in der Jugendarbeit, dass es dringenden 
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Handlungsbedarf durch die Politik gibt. Wir erkennen die Anliegen 
und Wünsche der Jugendlichen, wir spüren ihren steigenden Un-
mut, aber auch ihre Frustration, wir formulieren diesen Missstand 
und vermitteln das auch an politische Verantwortungsträger*innen 
– doch wir sehen keine Änderungen.

Das Wahlrecht darf nicht als Privileg gesehen werden. Als Privi-
leg, das durch die Staatsbürger*innenschaft verdient werden muss. 
Wer nicht mitbestimmen kann, wer sich unerwünscht erlebt, der in-
teressiert sich auch nicht für die Gesellschaft und Politik in dem 
Land, in dem er/sie lebt. Und wer nicht die Währung Wahlstimme 
besitzt, der ist auch für die Politik als „Kunde*in“ nicht interessant. 
Zur Marktforschung würde ich da den Parteien die Ergebnisse der 
„Pass Egal Wahl“ empfehlen. Durchgeführt vom Verein SOS Mit-
mensch werden alle Nichtösterreicher*innen dazu aufgefordert, 
ihre Stimme symbolisch abzugeben, um ein Zeichen gegen den De-
mokratieausschluss zu setzen. 

Zur Verdeutlichung ein Beispiel: Wenn die Nicht-Wahlberechtig-
ten bei der Wiener Wahl 2015 in das Wahlergebnis miteingerechnet 
werden, ergibt sich folgende „Stimmenverteilung“: Die stärkste 
Gruppe mit 25% wären die Nicht-Wahlberechtigten, an zweiter Stel-
le die SPÖ mit 21,6%, und die drittstärkste Gruppe mit 18,9% sind 
die Nichtwähler*innen. Wie repräsentativ können da Entscheidun-
gen der Volksvertreter*innen sein, wenn 25% gar nicht berücksich-
tigt werden (und fast 19% ihr Nichtinteresse deutlich durch Fern-
bleiben zeigen)?!

Einige Wege sind denkbar, um der derzeitigen, desintegrativ wir-
kenden Situation zu entgegnen bzw. sie zu entschärfen, wie z.B. der 
erleichterte Zugang zur österreichischen Staatsbürger*innenschaft, 
eine Ausweitung des Wahlrechts auf kommunaler Ebene für dauer-
haft in Wien lebende Ausländer*innen, die Entkoppelung von 
Staatsbürger*innenschaft und Wahlrecht, Wohnsitzbürger*innen-
schaft oder die Anerkennung von Doppelstaatsbürger*innenschaft 
für in Österreich geborene Menschen.

Die Diskussion, die in der Zivilgesellschaft darüber geführt wird, 
muss ebenso in der Politik stattfinden. Sie hier anzustoßen ist dring-
lich und notwendig. 
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Der Verein Wiener Jugendzentren setzt sich mit seiner Kampag-
ne #wien30 genau dafür ein und stellt damit die eingangs erwähnte 
Frage – 

Was bleibt, wenn 30% fehlen?
D_m_ kr_t_e?
und … gefällt uns das?
Mehr dazu auf: wien30.at

Literatur
Valchars, Gerd (2006): Defizitäre Demokratie. Staatsbürgerschaft und Wahl-

recht im Einwanderungsland Österreich. Studienreihe Konfliktforschung 
Band 18, Braumüller 2006

#InitiativeWahlrecht – Positionspapier (2019): Verein Wiener Jugendzentren, 
https://www.jugendzentren.at/publikationen-blog/publikationen/



42

Justin Kadi, Mara Verlič 

Gentrifizierung im Wiener Altbaubestand*

Vorbemerkung 
Der Wiener Wohnungsmarkt unterscheidet sich in seiner Struktur 
stark von vielen anderen Großstädten: Von den rund 837.000 Woh-
nungen sind 26,3 Prozent Gemeindewohnungen und 16 Prozent im 
gemeinnützigen Sektor. Nur rund ein Drittel der Wohnungen sind im 
privaten Mietwohnungssektor (33,3 Prozent) (Stand 2011; Statistik 
Austria 2012). Der große Anteil an Gemeindebau- und gemeinnützi-
gen Wohnungen schränkt die Relevanz von Gentrifizierungsprozessen 
ein. Der private Mietwohnungsmarkt, insbesondere der Altbaube-
stand, bietet allerdings umfangreiches Potenzial für Gentrifizierung.

Gentrifizierung beschreibt die immobilienwirtschaftliche Aufwer-
tung innenstadtnaher Wohnviertel, die zur Verdrängung einkom-
mensschwacher Haushalte führt. Der Prozess umfasst damit zwei 
wesentliche Dimensionen (vgl. dazu Holm, in diesem Heft):
1. die Schließung von Mietertragslücken 
2. die Verdrängung einkommensschwacher Haushalte aus aufge-
werteten Wohnungen

1. Mietertragslücken im privaten Altbaubestand
In den frühen 1980er-Jahren war der private Altbaubestand in Wien 
vor allem durch eine zunehmend verfallende Bausubstanz gekenn-
zeichnet. So lag der Anteil an Substandardwohnungen (kein Bad/
Dusche, keine Zentralheizung in der Wohnung) im Jahr 1981 bei 

*	 Gekürzte Fassung des Aufsatzes „Gentrifizierung am privaten Wiener 
Mietwohnungsmarkt“; in: Kadi, J; Verlič, M. (Hrsg.): GENTRIFIZIE-
RUNG IN WIEN. Perspektiven aus Wissenschaft, Politik und Praxis. AK 
Wien, 2019.

ZUR MIETENSITUATION IN WIEN
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48,3 Prozent (Statistik Austria 1991). Die Konzentration der woh-
nungspolitischen Bemühungen der Nachkriegsjahre auf den geför-
derten Wohnbau einerseits und das restriktive Mietrecht im Altbau-
bestand andererseits hatten zur Folge, dass private Eigentümer
Innen kaum Investitionen in den Altbaubestand vornahmen, da 
diese keine lukrativen Renditen versprachen. Somit wurde der Sek-
tor in steigendem Maß dem Verfall preisgegeben.

Seither sind drei wesentliche Veränderungen beobachtbar, die im 
Folgenden genauer erläutert werden: Erstens, wohnungspolitische 
Förderungsmaßnahmen wurden implementiert, um privates Kapi-
tal in den Altbaubestand zu locken; zweitens, gesetzliche Verände-
rungen haben die Durchsetzung von Mieterhöhungen erleichtert; 
drittens und letztens, Investitionen sind tatsächlich angestiegen und 
Mieten wurden erhöht.

1.1. Die Attraktivierung von privatem Kapital
Bereits Mitte der 1970er wurde die verfallende Bausubstanz im Alt-
baubestand von der Stadtpolitik zunehmend als Problem erkannt. 
Die Rahmenbedingungen zur Bearbeitung dieses Problems waren 
allerdings keine einfachen. Wie Fassmann und Hatz (2006: 3) her-
vorheben, wurde die Finanzierung der Sanierung rein aus öffentli-
chen Mitteln als nicht machbar eingestuft. Gleichzeitig wurde auch 
eine gänzliche Überlassung an private EigentümerInnen aufgrund 
fehlender Profitabilität des Sektors als keine realistische Möglichkeit 
angesehen.

Das Public-Private-Partnership-Modell der „Sanften Stadterneu-
erung“ wurde als Lösung dieses Dilemmas entworfen. Das Ziel des 
1985 in den Stadtentwicklungsplan übernommenen Programmes 
war es, durch öffentliche Förderungen private Gelder für die Sanie-
rung des Sektors anzuziehen. Die „Sanfte Stadterneuerung“ stellt 
Förderungen für die Sanierung sowohl einzelner Wohnungen als 
auch der Gebäudestruktur zur Verfügung. 

Das Attribut „sanft“ verlieh sich das Stadterneuerungsprogramm 
aufgrund der angestrebten sozialen Verträglichkeit der Sanierun-
gen: Im Gegenzug für öffentliche Förderungen müssen sich private 
EigentümerInnen bereit erklären, die Mieten nach den Sanierungen 
niedrig zu halten. Die Förderung schließt also anstelle einer Miet-
erhöhung die Ertragslücke für die privaten EigentümerInnen und 
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soll so eine Sanierung lukrativ machen, ohne die MieterInnen finan-
ziell zu belasten. Nach 15 Jahren wird es jedoch (unter bestimmten 
Bedingungen) für die EigentümerInnen möglich, die Miete in reno-
vierten Wohnungen auf marktübliches Niveau anzuheben. 

Erleichtert durch öffentliche Anschubfinanzierung wurde mittels 
der „Sanften Stadterneuerung“ in beträchtlichem Umfang privates 
Kapital für die Investition in den verfallenden Altbaubestand ange-
zogen. Dies hat einerseits bewirkt, dass der Anteil an Substandard-
wohnungen zwischen 1981 und 2011 von 48,3 auf 23,2 Prozent ge-
senkt wurde (Statistik Austria 2011). Andererseits war so aber auch 
der Grundstein für einen lukrativen privaten Mietwohnungsmarkt 
gelegt, dessen Profitabilität bald schon unabhängig von öffentlichen 
Förderungen gegeben sein sollte und daher auch ohne Kontrolle der 
sozialen Verträglichkeit eingelöst werden konnte. 

1.2. Die Erleichterung von Mieterhöhungen
Ein zweiter Aspekt der Veränderung betrifft die schrittweise Libera-
lisierung des bundesweiten Mietrechts für den Altbaubestand seit 
den 1980er-Jahren. Im Jahr 1986 wurden Wohnungen, die durch 
privat finanzierte Sanierungen auf die Ausstattungskategorie A auf-
gewertet wurden (Bad, Toilette und Zentralheizung in der Woh-
nung), von der Mietregulierung ausgenommen (vgl. Fassmann/
Hatz 2006: 3). 

Im Jahr 1994 wurde eine weitere umfassende Reform implemen-
tiert, die drei wesentliche Änderungen beinhaltete: Erstens wurde 
das Kategoriemietzinssystem, das die Miete auf Basis der Ausstat-
tungskategorien einer Wohnung festsetzte, durch das Richtwert-
mietzinssystem ersetzt. In diesem neuen System berechnet sich die 
Miete auf Basis eines gesetzlich festgesetzten Richtwerts für eine 
Normwohnung, zu dem Zu- bzw. Abschläge möglich sind. Ein Cha-
rakteristikum dieser flexibleren Mietfestsetzung ist ein hohes Maß 
an Intransparenz in der gesetzlichen Formulierung, die Mieterhö-
hungen für EigentümerInnen erleichtert. 

Zweitens sah die Mietrechtsreform mögliche Zu- und Abschläge 
zur Richtwertmiete nicht nur für wohnungsbezogene Aspekte, son-
dern auch für lagebezogene Aspekte vor. Seit 1994 kann also für eine 
„gute“ Lage ein Zuschlag verlangt werden. Die Höhe richtet sich 
nach dem Verkehrswert einer Liegenschaft. Der Lagezuschlag ist so-
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mit ein System, das Bodenpreisentwicklungen in den regulierten 
Mietwohnungsmarkt übersetzt. Privaten EigentümerInnen eröffnet 
sich dadurch die Möglichkeit, auch ohne Investition in die Woh-
nung die Mieten zu erhöhen. 

Drittens wurde in der Reform 1994 die Möglichkeit von befriste-
ten Mietverträgen eingeführt. Bis 1994 waren befristete Verträge ge-
setzlich weitgehend unterbunden und Mietverträge wurden in der 
Regel unbefristet abgeschlossen. Innerhalb von bestehenden Verträ-
gen ist lediglich eine Anpassung des Mietzinses an die Inflation 
möglich. Unbefristete Mietverträge stellen daher eine erhebliche 
Barriere für EigentümerInnen zur Mieterhöhung dar – umgekehrt 
eröffnet die Befristung Möglichkeiten für eine regelmäßige Mietan-
hebung. 

1.3. Investitionen und Mieterhöhungen
Neben der Attraktivierung von privatem Kapital durch das Pro-
gramm der „Sanften Stadterneuerung“ und der Erleichterung von 
Mieterhöhungen durch die Liberalisierung des Mietrechts lassen 
sich im Altbaubestand tatsächlich steigende Investitionen und Miet-
erhöhungen, vor allem seit den 2000ern, erkennen. 

Die steigende Attraktivität für InvestorInnen zeigt sich etwa dar-
in, dass zwischen 1987 und 2005 rund ein Drittel aller Gebäude-
transaktionen in Wien Häuser im Altbaubestand stattfand. Rund 
5600 Häuser des Sektors waren in diesem Zeitraum Gegenstand ei-
ner Transaktion – das entspricht in etwa 25 Prozent des Gesamtbe-
stands (vgl. Blaas et al. 2007). Die kurze durchschnittliche Behalte-
dauer deutet darauf hin, dass viele Häuser lediglich für eine rasche 
Renovierung gekauft wurden, um danach rasch weiterverkauft zu 
werden. Während andere Gebäude im Durchschnitt für 10–15 Jahre 
im Eigentum der ErwerberInnen blieben, wurden Häuser im Alt-
baubestand im Schnitt nach weniger als zwei Jahren weiterverkauft 
(ebd.: 3). Gleichzeitig stiegen auch die Preise für den Kauf eines Alt-
bauhauses stark an, vor allem seit Beginn der 2000er-Jahre, wie die 
untenstehende Grafik zeigt. 
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Abbildung 2: Preis für Haus im Altbaubestand pro m2, 1995–2004 
(1995=100) Quelle: Blaas et al. 2007: 3, eigene Darstellung

Interessanterweise leistete die „Sanfte Stadterneuerung“ vor allem 
in den 1990ern und frühen 2000ern einen wichtigen Anschub für 
Investitionen. Seither ist sie für InvestorInnen zunehmend unwich-
tiger geworden. Anscheinend sind Renovierungen ohne Förderun-
gen durch die Möglichkeit der raschen Mieterhöhung mittlerweile 
lukrativ genug geworden, dass in vielen Fällen nicht mehr auf das 
Programm zurückgegriffen wird. Einen Hinweis in diese Richtung 
liefert auch eine Befragung unter InvestorInnen aus dem Jahr 2007 
über die Wichtigkeit unterschiedlicher Kriterien für die Investition 
in ein Altbauhaus. Unter den vierzehn genannten Kriterien rangiert 
eine gute Sanierungsförderung hier an letzter Stelle (vgl. Blaas et al. 
2007: 41).

Seit Beginn der Finanzkrise im Jahr 2008 ist ein weiterer Investi-
tionsschub zu beobachten. Besonders in den Altbaubestand fließt im 
Nachgang der Finanzkrise Kapital auf der Suche nach profitablen 
Anlagemöglichkeiten. Niedrige Zinsen und geringe Renditeaussich-
ten in anderen Sektoren befördern die Verlagerung auf den Immo-
bilienmarkt. Laut dem aktuellen „Zinshausbericht“ der Immobili-
enfirma OTTO belief sich das Transaktionsvolumen im letzten Jahr 
im Altbaubestand auf rund 982 Millionen. Inklusive der Nachmel-
dungen wird voraussichtlich zum dritten Mal hintereinander die 
Milliardengrenze überschritten. Seit 2009 haben Häuser um mehr 
als 9 Milliarden Euro den Besitzer bzw. die Besitzerin gewechselt.

Neben Unternehmen ist die Investition auch für KleinanlegerIn-
nen zunehmend interessant und wird mit neuen Anlageprodukten 
von Banken und Versicherungen gefördert, die Wiener „Betongold“ 
als lukrative Alternative zu Niedrigzinsanlagen (wie etwa Sparbü-
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chern) bewerben. Laut einem Report der Unternehmensberatung 
PWC (2018) war Wien im letzten Jahr europaweit unter den zehn 
aktivsten Immobilienmärkten, gemessen am umgesetzten Transak-
tionsvolumen. Die Immobilienwirtschaft schätzt die Ertragsmög-
lichkeiten im Vergleich zu anderen europäischen Städten mittler-
weile als durchaus lukrativ ein. Die Ertragserwartung ist dabei zu-
nehmend hoch, wie sich an den steigenden Preisen zeigt, die für 
Kaufobjekte gezahlt werden. Im Altbaubestand wurde im Jahr 2009 
im Durchschnitt noch ein Quadratmeterpreis von 300 bis 800 Euro 
bezahlt. Heute sind es bereits bis zu 2400 Euro. 

Im Zuge der Verkäufe verändert sich auch die EigentümerIn-
nenstruktur des Altbaubestand. Während der Sektor traditionell 
durch private KleineigentümerInnen geprägt ist, drängen in den 
letzten Jahren verstärkt Unternehmen auf den Markt. So dominier-
ten etwa im Zeitraum 2009–2013 auf VerkäuferInnenseite Privat-
personen, während auf KäuferInnenseite Unternehmen vorherrsch-
ten. Letztere waren im entsprechenden Zeitraum für 71 Prozent des 
Investitionsvolumens auf KäuferInnenseite verantwortlich (OTTO 
2013: 93). Unternehmen verfolgen in der Regel stärker profitorien-
tierte Bewirtschaftungsmodelle als Privatpersonen. 

Die steigenden Investitionen gingen mit Mieterhöhungen einher, 
vor allem seit Beginn der 2000er. Während die Mieten in allen 
Marktsegmenten zwischen 2000 und 2010 um 37,4 Prozent anstie-
gen, waren die Anstiege in Gebäuden, die vor 1945 errichtet wurden, 
am stärksten. Hier sind die Mieten um 66,8 Prozent gestiegen 
(Hauptmietzins ohne Betriebskosten; nominelle Preise; vgl. Tock-
ner 2012). Diese Entwicklung hat sich seither mit ähnlicher Dyna-
mik fortgesetzt. Zwischen 2008 und 2016 sind die Mieten über alle 
Sektoren um 38 Prozent gestiegen. Hauptpreistreiber war dabei der 
private Mietwohnungssektor, in dem die Preise in diesem Zeitraum 
um 53 Prozent gestiegen sind (Hauptmietzins ohne Betriebskosten; 
nominelle Preise; vgl. Tockner 2017).

Mieterhöhungen wurden auch durch die Möglichkeit von befris-
teten Mietverträgen erleichtert. Seit ihrer Einführung im Jahr 1994 
haben sich Befristungen rapide verbreitet. Während im Jahr 2001 
15,8 Prozent der Hauptmietzinsverträge im privaten Mietwoh-
nungssektor in Wien befristet waren, ist im Jahr 2015 bereits die 
Mehrheit aller neuen Verträge (62 Prozent) auf drei oder fünf Jahre 
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befristet abgeschlossen worden (vgl. Tockner 2017: 11). Im Bestand 
liegt der Anteil der Befristungen im privaten Mietwohnungsmarkt 
im Jahr 2016 bereits bei 33,8 Prozent (vgl. ebd.: 14). Im Gegensatz zu 
unbefristeten Mietverträgen eröffnen Befristungen, wie oben darge-
legt, die Möglichkeit der regelmäßigen Mieterhöhung.

2. Verdrängung 
Direkte Verdrängung
Die direkte Verdrängung auf ökonomische Weise, also durch das 
Anheben von Mietpreisen in bestehenden Verträgen, ist gesetzlich 
in Wien unterbunden, da Mieten nur indexangepasst werden kön-
nen. Gleichzeitig finden sich verstärkt Hinweise auf die Relevanz 
physischer Verdrängung von MieterInnen. Während offizielle Sta-
tistiken dazu keine Informationen bieten, haben sich entsprechende 
Medienberichte in den letzten Jahren gehäuft. Die Maßnahmen von 
VermieterInnen, um MieterInnen loszuwerden, reichen von einma-
ligen oder regelmäßigen Schikanen im rechtlich erlaubten Rahmen 
über solche im rechtlichen Graubereich bis hin zu terrorisierenden, 
illegalen Methoden. Eine – rechtlich gedeckte – Methode ist es bei-
spielsweise, einen Detektiv zu engagieren, um Hinweise dafür zu 
sammeln, dass eine Wohnung nicht dauerhaft genutzt wird. Hierzu 
werden Stromzähler vor Wohnungen täglich fotografiert oder Haare 
an Wohnungstüren geklebt, um zu prüfen, ob jemand aus- und ein-
geht. Die Ergebnisse können für eine Aufkündigung des Mietver-
trags verwendet werden (vgl. ORF 2017). Eine andere Methode ist 
das Einmieten von vermeintlich unbeliebten NachbarInnen, um 
verbleibende Mietparteien zum Auszug zu drängen. Stadtbekannt 
wurde dieses Vorgehen 2014, als ein Wiener Immobilieneigentümer 
Menschen aus dem Hausprojekt „Pankahyttn“ anbot, für einige 
Monate kostenlos in seinem Haus im zweiten Wiener Gemeindebe-
zirk zu leben. Hintergrund dieser zunächst sozial anmutenden Tat 
war die Annahme, dass die jungen Menschen durch zu lautes und 
insgesamt zu ungewöhnliches Verhalten die BestandsmieterInnen 
im Haus zum Auszug bringen würden. Der Verdrängungsversuch 
entwickelte sich schließlich zu einer politischen Besetzung und 
machte das ehemalige Lokal im Erdgeschoss des Hauses unter dem 
Namen Pizzeria Anarchia zu einem bekannten Ort des Widerstands 
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gegen profitgetriebene Wohnungsmarktentwicklungen. Aufmerk-
samkeit erhielt der Fall schließlich durch einen Räumungseinsatz, 
bei dem 1700 PolizistInnen einigen wenigen BesetzerInnen gegen-
überstanden. Mittlerweile ist die Sanierung inklusive zweigeschos-
sigem Dachbodenausbau abgeschlossen. 

Ausschließende Verdrängung
Neben der direkten Verdrängung kann es im Zuge von Gentrifizie-
rung zur ausschließenden Verdrängung kommen, bei der es bei 
Auszug eines Haushalts aus einer Wohnung einem sozioökono-
misch gleichgestellten Haushalt aufgrund gestiegener Miete nicht 
mehr möglich ist, in die Wohnung einzuziehen. Über den MieterIn-
nenwechsel findet somit ein Prozess der ausschließenden Verdrän-
gung statt.

Durch die Einführung von befristeten Mietverträgen als neuer 
Norm der Verträge in Wien wurde dieser Prozess stark begünstigt, 
da der MieterInnenwechsel zur Mietanhebung genutzt werden 
kann. Bauer (2006) spricht in diesem Zusammenhang von einem 
„Wiedervermietungseffekt“, bei dem durch Neuvermietung Mieten 
erhöht werden. Ein Beleg dafür findet sich in der Aufschlüsselung 
des Wohnungsaufwands nach Alter des Mietvertrags. Der durch-
schnittliche Aufwand liegt bei Verträgen, die älter als 30 Jahre sind, 
bei 5,1 Euro pro m2. Bei Verträgen, die innerhalb der letzten zwei 
Jahre abgeschlossen wurden, jedoch bei 8,9 Euro pro m2.** Der hö-
here Aufwand geht dabei vorwiegend auf eine höhere Nettomiete 
zurück und nicht auf höhere Betriebskosten, da Letztere im Wesent-
lichen gleich bleiben mit steigendem Vertragsalter. Entsprechende 
Hinweise auf einen Wiedervermietungseffekt zeigt auch eine Studie 
von IFES (2005) über Wohnbedingungen junger ArbeitnehmerIn-
nenhaushalte. Haushalte im privaten Mietwohnungsmarkt, die 
2003/04 einen Mietvertrag abgeschlossen haben, zahlten zum Zeit-
punkt der Befragung durchschnittlich 492 Euro pro Monat an Mie-
te. Für Haushalte, die 1995 einen Vertrag abgeschlossen haben, wa-
ren es im Durchschnitt 60 Prozent weniger. 

**	 Die Darstellung erlaubt keine Rückschlüsse, inwiefern die höheren Miet-
preise auch mit höherer Wohnungsqualität zusammenhängen.
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Eine vertiefende Untersuchung von Verdrängungsprozessen ist 
allerdings unabdingbar und steht noch aus. 

3. Fazit 
Mit dem umfangreichen Bestand an Gemeindebau und gemeinnüt-
zigem Wohnbau ist der Wiener Wohnungsmarkt zweifellos ein spe-
zieller Kontext für Gentrifizierungsprozesse. Die lokal-spezifische 
Struktur des Wohnungsmarkts wirkt sich einschränkend auf im-
mobilienwirtschaftliche Aufwertungs- und Verdrängungsprozesse 
aus. Gleichwohl bietet der private Mietwohnungsmarkt insbeson-
dere im Altbaubestand attraktive Möglichkeiten für Gentrifizie-
rung.

Angeschoben durch politische Bemühungen, privates Kapital zur 
Investition zu attraktivieren (Programm der „Sanften Stadterneue-
rung“ und Mietrechtsreform), sind Mietertragslücken in dem Sektor 
befördert worden. Seit Anfang der 2000er-Jahre und insbesondere 
seit der Finanzkrise sind verstärkte Investitionen und Mieterhöhun-
gen und damit die Schließung von Mietertragslücken zu beobach-
ten. Diese immobilienwirtschaftlichen Aufwertungsprozesse gehen 
einher mit sozialen Verdrängungsprozessen sowohl in Form von di-
rekter, physischer als auch ausschließender Verdrängung, auf die 
sich, trotz bisher weniger verfügbarer systematischer Erhebungen, 
verstärkt Hinweise zeigen. 
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Mieterschutz und SPÖ – Von der Reform zur 
Kapitulation

Die Mietervereinigung (MV), Teil der sozialdemokratischen Bewe-
gung, damals eine rebellische, sozialkritische und mobilisierende 
Kraft, wurde 1911 gegründet mit dem Ziel, politischen Druck auszu-
üben, um das damals für heutige Verhältnisse unvorstellbare Woh-
nungselend zu beenden und die Wohnsituation der Menschen zu 
verbessern. Bis zu 100.000 Menschen wurden in den 1920er Jahren 
mobilisiert, so dass es schließlich 1922 zu einem richtungsweisen-
den Mietengesetz (MG – vor allem Kündigungs- und Preisschutz) 
kam. 1919 errang die Sozialdemokratie in Wien bei den Wahlen eine 
absolute Mehrheit, 1922 wurde Wien ein eigenes Bundesland mit 
Steuerhoheit. Anfang 1923 wurde eine zweckgebundene Wohnbau-
steuer beschlossen, die vor allem über Luxusabgaben die nötigen 
Finanzen für den nun beginnenden gemeindeeigenen Wohnungs-
bau lukrierte. Viele Hausbesitzer verschleuderten ihre Immobilien, 
weil sie keine Profite mit dem Wohnungselend mehr machen konn-
ten. Der private Wohnungsbau kam gänzlich – auch als Druckmittel 
gegen die Wohnungspolitik des »Roten Wien« – zum Erliegen. In 
der Konsequenz musste die Gemeinde Wien den kommunalen 
Wohnungsbau beginnen. Bis 1933 entstanden dadurch 64.000 neue 
Gemeindewohnungen.

Das Mietengesetz wurde 1982 durch ein neues Mietrechtsgesetz 
(das heutige MRG) abgelöst, das noch immer starke Schutzfunktio-
nen für die MieterInnen garantierte (Alleinregierung SPÖ unter 
Kreisky). Es folgten verschiedene »Reformen«, die allesamt Angebo-
te an die private Bau- bzw. Immobilienwirtschaft zu Ungunsten der 
MieterInnen waren. Das private Kapital wurde vermehrt über für 
die Immobilienwirtschaft günstige »Reformen« im MRG eingela-
den, sich um die Wohnungsproduktion und Vermietung zu küm-
mern. Das ging so weit, dass ab 2004 die Gemeinde Wien den kom-
munalen Wohnungsbau insgesamt einstellte.

1994: Ende des Mieterschutzes mit Zustimmung der SPÖ
Der eigentliche Sündenfall war aber das im Jahr 1994 unter SPÖ-
Führung mit der ÖVP ausgehandelte 3. Wohnrechtsänderungsge-
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setz (3.WÄG), mit dem faktisch der noch in Grundzügen vorhan-
dene Preis- und Kündigungsschutz aufgehoben wurde. Wichtig da-
bei zu erwähnen, dass die Interessensvertretung auf Seiten der Mie-
terInnen, die entpolitisierte Mietervereinigung, unter Leitung der 
damaligen Obfrau Ruth Becher (derzeit SPÖ-Wohnbausprecherin 
im Bauausschuss des Parlaments) diesen gravierenden Rückfall in 
die Zeit vor 1920 mitverhandelte und zustimmte. Die Befristungen 
von Mietverträgen und das sogenannte Richtwertsystem, das schon 
damals eine Verdoppelung der bestehenden Kategoriemieten be-
deutete, wurden gesetzlich zwischen den Koalitionsparteien akkor-
diert. Heute stehen wir vor dem Scherbenhaufen der damals einge-
leiteten Liberalisierung des Mietrechts. 

(aus: Josef Iraschko: „Leistbares Wohnen“ – eine unendlich verlo-
gene Geschichte. In Volksstimme 9/2019; S. 30–34)
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Otto Bauer im Jahr 1928 

Wir stehen vor dem Beginn eines neuen Kampfes um den Mieter-
schutz1. Die Frage des Mieterschutzes kann nicht so behandelt wer-
den, daß wir nun überlegen, ob wir ein paar Schilling mehr oder ein 
paar weniger im Monat für die Wohnung zahlen können und sollen. 
In der Frage des Mieterschutzes birgt sich eine größere, eine grund-
sätzlichere Frage, die sich aber, wenn man die Konsequenzen der 
wirtschaftlichen Entscheidung würdigt, zu einer grundsätzlichen 
Kulturfrage erweitert.

Was ist zunächst die grundsätzliche wirtschaftliche Frage? Wenn 
wir sie auf die einfachste Formel bringen wollen, so lautet sie: Wer 
soll die Wohnungen für das Volk bauen? Sollen Wohnungen für das 
Volk eine Anlage für das Privatkapital sein, oder soll die Errichtung 
von Wohnungen für das Volk eine Aufgabe des Gemeinwesens bil-
den? Darüber haben wir zu entscheiden. Und je nachdem man diese 
Frage entscheiden will, muß man seine Politik in der Sache des Mie-
terschutzes einrichten. Es gibt zwei Möglichkeiten.

Die eine ist: Man steht auf dem Standpunkt, es soll wieder so in 
der bekannten guten alten Zeit das Privatkapital Wohnungen bau-
en. Wenn man das will, muß man den Mieterschutz wirklich abbau-
en, die gesetzlichen Mietzinsbeschränkungen beseitigen. Dann 
wird durch das Spiel von Angebot und Nachfrage ganz automatisch 
der Mietzins infolge der Wohnungsnot so lange steigen, bis das Pri-
vatkapital es rentabel finden wird, Mietwohnungen zu bauen. So-
bald dieser Zustand erreicht sein wird und Privatkapital seine alte 
Funktion im Wohnungsbau wieder übernommen haben wird, wird 
man dann natürlich die öffentliche Bautätigkeit einstellen und die 
Steuern, deren Erträgnisse jetzt in Wien für die öffentliche Bautätig-
keit verwendet werden, ohne weiteres aufheben können. Das ist der 
eine mögliche Weg. Es ist der kapitalistische Weg, der den Woh-
nungsbau wieder zur Aufgabe des Privatkapitals macht.

1	 Das Mietengesetz wurde schon 1922 beschlossen. 1928, zur Zeit dieser 
Rede, gab es offensichtlich Diskussionen um dieses Gesetz, das schließlich 
1929 „wiederverlautbart“ wurde. (vgl. Iraschko in Volksstimme 9/2019; S. 
30–34)
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Der andere, entgegengesetzte Weg ist der, den jeder gehen muß, 
der […] meint, daß – so wie es heute nicht mehr üblich ist, die Er-
richtung von Wasserleitungen, die Versorgung mit Gas und elektri-
schem Strom, den Betrieb von Straßenbahnen dem Privatkapital zu 
überlassen, sondern all das als eine Aufgabe der Gemeinde betrach-
tet, – ganz ebenso auch der Wohnungsbau Aufgabe des Gemeinwe-
sens sein soll und nicht des Privatkapitals. Wer das meint und das 
will, der hat gar keinen Grund, am Mieterschutz zu rühren, der hat 
allen Grund, daran festzuhalten, daß die Mietzinse nur so hoch ge-
halten werden, daß sie die Instandhaltungskosten der Häuser de-
cken, der muß aber andererseits dafür sorgen, daß die öffentliche 
Bautätigkeit möglich sei. Zu diesem Zweck muß ein Teil der Grund-
rente, die sonst die Mieter an den Hausbesitzer zu zahlen hätten, in 
Form von Steuern an das Gemeinwesen gezogen werden, damit die-
ses aus diesen Steuererträgnissen alljährlich Wohnungen bauen 
könne.

zitiert nach: Volksstimme 9/2019, S. 32f.
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Brigitta Maczek

Zur Entwicklung des Brunnenviertels  
in Wien 16, Ottakring

Stadtentwicklung ist ein langsamer, über Jahrzehnte gehender Pro-
zess mit vielen Einflussfaktoren, die Gentrifizierung mehr oder 
minder ermöglichen.

Aus meiner über 40-jährigen Berufserfahrung zum Thema Stadt-
entwicklung beginne ich mit mir wichtigen Meilensteinen, mit Au-
genmerk auf Ottakring und das Brunnenviertel – in dem ich ebenso 
lange lebe und arbeite –, schildere dessen Entwicklung und ziehe 
daraus ein Resümee. 

Wo und was ist das Brunnenviertel?
Die Bezeichnung gibt es seit ca. 20 Jahren, und Sie werden den Na-
men auch heute noch in keinem Stadtplan finden. Ist es die Gegend 
um den Brunnenmarkt, der ganze Ortsteil von Ottakring, der Neu-
lerchenfeld heißt, oder geht es darüber hinaus? Das sieht wohl jedeR 
ein bisschen anders. Das Viertel ist beliebt, man wohnt gerne im 
oder nahe dem Brunnenviertel, auch Immobilienangebote erwäh-
nen dies als Standortplus.

Das Viertel ist bunt gemischt:
Es werden hier mindestens 29 Sprachen gesprochen (Stand 2017).

Auch die Bausubstanz ist heterogen. Nicht nur entlang der Neu-
lerchenfelder Straße gibt es noch einige zwei- und dreigeschossige 
Häuser, die an den ehemaligen Vorort Neulerchenfeld erinnern, da-
zwischen die Mietshäuser aus dem Bauboom der Gründerzeit und 
Neubauten aus allen Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg.

1974 Das Stadterneuerungsgesetz, ein österreichisches Bundesge-
setz, wird beschlossen, um städtebauliche Missstände zu beheben. 

BEISPIELE
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Nach der Phase des reinen Wiederaufbaus nach dem 2. Weltkrieg 
hatte man sich in den 60er Jahren auf die Stadterweiterung, die Er-
richtung großer Siedlungen am Stadtrand konzentriert. Sie wurden 
zu Recht als Schlafstätten ohne städtische Infrastruktur kritisiert. 
Die Einwohnerzahl Wiens stagnierte bereits seit den 50er Jahren – 
es war Zeit, sich der Verbesserung der schon vor dem 2. Weltkrieg 
bestehenden gewachsenen Stadt zu widmen.

Wien hatte einen hohen Anteil an Substandardwohnungen (WC 
und Wasser am Gang) und einen Mangel an gut nutzbaren Freiflä-
chen, insbesondere in den Gründerzeitgebieten. Zum ersten Stadt-
erneuerungsgebiet werden sieben Häuserblöcke westlich und süd-
lich der Ottakringer Brauerei. Die Stadt bemühte sich hier zum ers-
ten Mal um Bürgernähe in der Stadtplanung. Zuerst mit einem Info-
bus. Dann wird hier die erste Gebietsbetreuung eröffnet.

Dieses erste Stadterneuerungsgebiet war kein typisches Gründer-
zeit-Raster-Viertel und bot auch vier unbebaute und drei nur erdge-
schossig bebaute Grundstücke, auf denen geförderte Neubauten ge-
plant wurden. In einem großen Baublock sollten begrünte Innenhö-
fe zu einem öffentlichen Park zusammengelegt, eine angrenzende 
Seitengasse zur ersten Wiener Wohnstraße werden. 

1979 wurden von der Gebietsbetreuung ArchitekturstudentInnen 
der TU Wien eingeladen, mit AnrainerInnen die Gestaltung dieses 
öffentlichen Innenhof-Parks zu planen. „Grüne Insel Ottakring“ 
nannte sich der Verein – heute würde man sagen eine Grätzlinitia-
tive –, der aus der interimistischen Nutzung der bestehenden Grün-
oase entstanden ist. Einen Sommer lang war ein kleines Gartenhaus 
in der Mitte des Blocks Treffpunkt für die BewohnerInnen des Vier-
tels in der damals noch grauen Stadt. Kinder wurden gemeinschaft-
lich betreut, einschließlich jener, deren Eltern für sie leider keine 
Zeit hatten. Eingang zu dieser Innenhofidylle war ein unbebautes 
Grundstück an der Eisnergasse, die an die Ottakringer Brauerei im 
Westen grenzt – ideal für eine laute Spiel-, Fußball- …zone – ohne 
AnrainerInnen zu stören. 

Die wunderbar funktionierende Praxis und die Potentiale dieser 
Freiräume waren mit den bereits geplanten Wohnbauten nicht kom-
patibel. Das Gartenhaus gibt es nicht mehr, in der Eisnergasse spielt 
niemand mehr, der Zugang zum Park ist jetzt, wie ursprünglich ge-
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plant, von der parallelen ruhigen, verparkten „Wohnstraße“ Wich-
telgasse, in der auch kaum jemand spielt.

1984 wurde der Wiener Bodenbereitstellungs- und Stadterneue-
rungsfonds (WBSF) gegründet.
Geringe Mieteinnahmen aus bestehenden Mietverträgen in Altbau-
ten bewirkten seit langem, dass besonders Gründerzeithäuser ver-
fielen. Viele Hausbesitzer verkauften, unter anderem an Spekulan-
ten. Der berühmte §18 des Mietrechtsgesetzes (MRG 1982) lässt nur 
befristete Mieterhöhungen für notwendige Erhaltungsmaßnahmen 
der Gebäude zu. 

„Sanfte Stadterneuerung“ wird zum Ziel. Mit dem neuen Modell 
der „Sockelsanierung“ werden nun Erhaltungsmaßnahmen mit 
haus- und wohnungsseitigen Verbesserungen gefördert – mit sehr 
moderaten Konditionen für die AltmieterInnen. Der WBSF ist unter 
anderem mit der Abwicklung der Förderung von Sanierungsprojek-
ten betraut.

1991 „Kulturtage Brunnenmarkt“. Die Gebietsbetreuung Ottakring 
in Zusammenarbeit mit dem „Verein Marktgeschrei“ bietet sechs 
Tage im September ein umfangreiches Programm. Ziel der Veran-
stalter war, neue Impulse für die Kultur, den Alltag und das Zusam-
menleben zu setzen. 

1992 „Wohnkunst für Wohnsinnige“, die Freiluftausstellung, von 
mir gemeinsam mit Ernst Mateovics für die „Plattform gegen die 
neue Wohnungsnot“ gestaltet, war auch im 16. Bezirk, auf einer klei-
nen Grünfläche an der Grundsteingasse zu sehen: Goldgerahmt wa-
ren die Bilder von sieben sehr unterschiedlichen Wohnformen (Pri-
vater Altbausektor, Gemeindewohnung, u.a.) mit ihren Preisen pro 
m2, in dezentem Grau die „KäuferInnen“ (z. B Nomaden, s.u.), in Rot 
gerahmt ein ausführlicher theoretischer Teil zum Mietrecht und der 
angespannten Lage am Wohnungsmarkt.

Durch eine kleine Gesetzesänderung war es zu einer drastischen 
Verschlechterung bei auf maximal zwölf Monate befristeten Miet-
verträgen gekommen. Durch das Verbot von Kettenverträgen war 
eine nicht geringe Gruppe von „Nomaden“ entstanden, die meist je-
des halbe Jahr umziehen mussten. Rechnet man die illegalen Ablö-
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sen ein, kam es zu Monatsmieten bis zu 300 öS/m2 für die kleinsten 
und schlechtest ausgestatteten Wohnungen. Ein gutes Geschäft, die 
Spekulation blühte, MieterInnen litten – sowohl die in den aufgrund 
der Preise überbelegten „Übergangswohnungen“ als auch die verun-
sicherten AltmieterInnen. Der 2009 mustergültig renovierte Woll-
nerhof in der Brunnengasse ist nur eines jener Objekte, die aufgrund 
von Spekulation arg abgewohnt wurden. 

1994 erlaubt das Mietrechtsgesetz bei Neuvermietungen anstelle des 
seit 1982 gesetzlich festgelegten Kategoriemietzinses, der nur von 
vier Ausstattungen der Wohnung (Wasser, WC, Bad, Heizung) be-
stimmt wurde, „Richtwerte“ – sie beziehen sich auf eine Normwoh-
nung und werden vom Justizministerium für jedes einzelne Bun-
desland festgelegt. Zu- und Abschläge für weitere zahlreiche Krite-
rien wie Balkon, Lift, Lage im Haus, Wohnungsumfeld und Lage in 
der Stadt sind möglich. Seither steigt das Mietzinsniveau. 

1995 rief eine Studie zur sechsgeschossigen Überbauung des Yppen-
marktes BürgerInnen auf den Plan. Gegen eine kommerzielle Ver-
wertung einer potenziellen Freifläche im dicht verbauten Teil des 16. 
Wiener Gemeindebezirks bildete sich das „Forum Yppenplatz“. 
Aber der absterbende, seit den 70er Jahren von der Verwaltung nach 
Inzersdorf gewünschte Großmarkt am Yppenplatz zeigte deutlichen 
Handlungsbedarf. „Es ist nicht nur wichtig, wogegen wir sind, ent-
scheidend ist, wofür wir sind – die bestehende Situation ist ja nicht 
zufriedenstellend“, meinte ich und erarbeitete ein Projekt zur Auf-
wertung von Yppenplatz & Markt: Interaktive Planung für bauliche, 
soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung. 

Hand in Hand stellte sich die Frage, ob wir bürointern wirklich 
bereit sind, einen solchen Jahre dauernden Prozess planerisch enga-
giert zu begleiten. O. Univ.-Prof. Arch. Ernst Mateovics, mit dem ich 
seit 1989 zusammenarbeite, und ich bemühten uns, auch Bezirkspo-
litikerInnen von den Ideen zu überzeugen. Ein Ottakringer Ge-
meinderat erkannte darin „eine neue Art Projekt“ mit interdiszipli-
närer Herangehensweise.

1996 wurde das Projekt im Rahmen des EU-geförderten Programms 
„URBAN Wien-Gürtel Plus“ vom URBAN-Beirat zur Ausführung 
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empfohlen und von der Stadt Wien und der Bezirksvertretung Otta-
kring angegangen. 

1997 Im einjährigen Beteiligungsverfahren zu „Yppenplatz & 
Markt“ wurde von 46 Personen aus Politik, Magistrat, Vereinen, 
Marktbetreiber-, AnrainervertreterInnen und uns PlanerInnen ein 
Rahmenplan erarbeitet und einstimmig beschlossen. Hoffnung und 
gute Stimmung verbreitete sich. Menschen im Viertel waren voller 
Ideen und wurden aktiv. 

1999 initiierte Ula Schneider SOHO in Ottakring. Zwei Wochen im 
Mai nützten KünstlerInnen, um sich anfangs in leerstehenden Lo-
kalen, nach und nach auch im öffentlichen Raum zu präsentieren, 
mit dem Publikum in Interaktion zu treten. SOHO knüpft Koopera-
tionen mit AnrainerInnen und Geschäftsleuten, jedes Jahr zu einem 
anderen gesellschaftspolitisch aktuellen Thema (mehr im Artikel 
von Ula Schneider „SOHO in Ottakring und das Brunnenviertel“). 

In der Grundsteingasse entwickelten sich daraus im Lauf der Zeit 
unabhängige Projekte. Die dort entstandenen Ateliers und Galerien 
veranstalten jährlich je zwei Wochen lang das Festival „grundstein“. 

Die IG Brunnenviertel wird als ein Verein im Rahmen der „Wie-
ner Einkaufsstraßen“ gegründet, gefördert von der Wirtschafts-
kammer und der Stadt Wien. Eine kleine Bemerkung meinerseits – 
was man in ihrem Magazin „der brunnenviertler“ schreiben könnte 
– führte zu 50 Ausgaben, für die ich inhaltlich und redaktionell ver-
antwortlich war.

2000 war die Sanierung und Neugestaltung des Yppenplatzes, des 
Yppenparks & Yppenmarktes und die Schaffung der Piazza mit 
sechs Bäumen seitens der Stadt Wien praktisch abgeschlossen. Das 
schönste Kompliment hat uns PlanerInnen ein Anrainer gemacht: 
„So schön war es da noch nie, aber es schaut aus, als ob es immer 
schon so gewesen wäre.“

2002, am Samstag, dem 21. Dezember eröffnete der neue STAUD’s 
Pavillon – größer und eleganter, blieb das Flair des alten Marktstan-
des erhalten. Vergnügt bestückten wir am Vorabend, gemeinsam 
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mit dem Bauherrn, die neuen Regale mit seinen süßen und sauren 
Produkten.

Viele folgten STAUD‘s Beispiel und investierten in Stände und 
Lokale rund um den Yppenplatz.

Von September 2002 bis Oktober 2003 fand der Beteiligungspro-
zess zum Umbau des Straßenmarktes in der Brunnengasse statt – im 
Rahmen der „Aufwertung des Brunnenviertels“, die aktiv von Be-
zirksvorstehung und Gebietsbetreuung forciert wird. 

2005 wird die Brunnengasse im Bereich des Marktes Fußgänger-
zone. Die Umbauarbeiten zur Versorgung der Marktstände mit 
Strom-, Wasser- und Kanalanschluss starten am 31.August beim 
Yppenmarkt und erfolgen nur abschnittsweise, um während des 
Umbaus den Brunnenmarkt als Ganzes lebendig zu erhalten. Auch 
möglichst gute Ausweichplätze für die betroffenen Standler zu fin-
den, gehört zu unserer Planungsaufgabe. 

2007 Die „Brunnenpassage“, ein Projekt der Caritas Wien, bietet 
Kunst für Alle – in einer neuen Markthalle, in die ein großer beste-
hender Stand baulich integriert wurde. Unser Bauherr Talat Avci er-
krankte schwer und konnte sein Konzept, in einem großen über-
dachten Bereich Spezialitäten anzubieten, nicht mehr umsetzen. 
Nun können hier Menschen unterschiedlicher Herkunft an Kunst-
projekten mitwirken und sich dabei kennenlernen. Heute wirkt die 
Brunnenpassage mit diesem Konzept mit Partnern wie dem Wiener 
Konzerthaus weit über das Brunnenviertel hinaus.

2009 Die internationale Finanzkrise, auch entstanden aus einer Im-
mobilienblase, zeigte im Lauf der Jahre paradoxe Auswirkungen. 
Die Zeit der traumhaften Renditen auf dem Kapitalmarkt war vor-
bei. Die Zinsen für Kredite und für Sparguthaben fielen tief. Wer es 
sich leisten kann, kauft zur Pensionsvorsorge eher Eigentumswoh-
nungen als Aktien. Auch die Finanzwirtschaft investiert in Immo-
bilien. In der Folge steigen die Preise für Wohnraum. 

2010 Der Brunnenmarktumbau ist abgeschlossen. Die neue Mög-
lichkeit, einen offenen Stand durch einen Kiosk nach den Richt
linien des „Handbuch für Marktstände auf dem Brunnenmarkt“ zu 



62

ersetzen, nutzten die StandbetreiberInnen anfangs nur zögerlich. 
Heute überwiegen die Kioske – sie erleichtern die schwere Arbeit des 
Auf- und Abbaus der Stände und Waren, das Einhalten von Hygie-
nevorschriften, der Registrierkassenpflicht …

2013 fand das erste Brunnenviertler „StraßenKunstFest“ statt, ver-
anstaltet von der IG Brunnenviertel gemeinsam mit der Brunnen-
passage unter der künstlerischen Leitung von Gordana Crnko. Weil 
SOHO in Ottakring in den Westen des Bezirks, nach Sandleiten 
weiterzog, war es der IG wichtig, zwei Tage im Frühsommer zu 
Kunst & Fest auf der Straße im Brunnenviertel einzuladen, sieben 
Jahre lang, unterstützt von vielen freiwilligen HelferInnen.

2019 ist das Viertel weltweit bekannt und beliebt: „Chaotisch und 
charmant zugleich ist dieses Viertel eine Mischung aus Jung und 
Alt, Wienern und Touristen, ohne seinen einzigartigen Charakter 
zu verlieren.“ So lautet die Begründung, warum Yppenplatz und 
Brunnenmarkt im weltweiten Top-Ranking unter den 50 coolsten 
neighbourhoods des „Time Out“ Magazins auf dem 34. Platz gelan-
det sind.

2020 will die IG Brunnenviertel neue Wege gehen. Die Unterneh-
merInnen der IG haben viel dazu beigetragen, das Image des Brun-
nenviertels zu heben und zu einem wienweit angesehenen Trendge-
biet zu machen. Sehr profitiert davon haben die Immobilienwirt-
schaft und die Gastronomie. Es gibt im Viertel immer noch eine 
kleinteilige Geschäftsstruktur, die Nahversorgung bereitstellt – die 
aber sehr ums wirtschaftliche Überleben kämpft. Die Unternehmer
Innen wollen jetzt verstärkt auf sich, nicht auf das Viertel aufmerk-
sam machen.

Resümee
Die zeitgemäße Infrastruktur für den Brunnenmarkt (vorher der 
längste Straßenmarkt Europas, der täglich auf- und abgebaut wurde) 
und die große, zusammenhängende autofreie Zone mit hoher Auf-
enthaltsqualität haben zur Beliebtheit und somit zur Aufwertung 
des Viertels beigetragen. 
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Demokratie lebt vom Engagement der/des Einzelnen. Und wo, 
wenn nicht vor der Haustür beginnen? 

Wir engagieren uns für unser Viertel und dann wird es hipp und 
dann sind wir nicht mehr da. Die Gefahr besteht – aber was sind die 
Alternativen? 

Wir sind mit unserem lokalen Engagement für lebenswerte Vier-
tel in der Stadt nicht Schuld an den Preissteigerungen am Woh-
nungsmarkt, obwohl wir auch dazu beitragen.

Mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung lebt bereits in Städten. 
Der bebaubare Boden innerhalb der Städte ist nicht vermehrbar. 
Mangelware steigt im Preis. Nicht nur Grün- und Freiflächen, auch 
die bestehenden Wohnungen geraten unter den Druck der Immobi-
lienwirtschaft. 

Hier kann nur die Politik gegensteuern, um leistbares Wohnen in 
lebenswerten Vierteln zu ermöglichen. Die wesentlichen Gesetze in 
der Thematik sind Bundesgesetze, die Bundesländer können dazu, 
wenn im Gesetz vorgesehen, nur entsprechende Verordnungen er-
lassen. Die Stadt Wien ist ein Bundesland. Für Graz, Salzburg und 
Innsbruck sind die gesetzlichen Möglichkeiten noch geringer, z.B. 
gegen die zunehmende Verwertung von Wohnungen als Apart-
ments für Touristen vorzugehen.

Die Wege, in der globalen, statt der sozialen Marktwirtschaft 
leistbares Wohnen in einem lebenswerten städtischen Viertel zu er-
halten und weiterzuentwickeln, sind auch für unsere PolitikerInnen 
eine schwierige aber wichtige Aufgabe. Initiativen von unten sind 
jedenfalls nötig.
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Ula Schneider, Wolfgang Schneider, Beatrix Zobl

Kunst und Gentrifzierung?1

Das Beispiel SOHO in Ottakring

SOHO in Ottakring begann im Jahre 1999 als KünstlerInnen-Initia-
tive. Damals gab es im Ottakringer Brunnenviertel und in Neuler-
chenfeld noch viele freie Geschäftsflächen, die für eine Zwischen-
nutzung angefragt werden konnten. Von da an erzeugte SOHO in 
Ottakring während des alljährlichen frühsommerlichen Kunstfesti-
vals viel Aufmerksamkeit. Das Besondere lag darin, dass das ganze 
Viertel mit einbezogen wurde und Kunst quasi mitten im Alltag ge-
schehen konnte. 

2008 fand das Festival SOHO in Ottakring während der bauli-
chen Umbruchphase am Brunnenmarkt statt. „Was ist hier wirklich 
los?“, lautete das Motto als Reaktion darauf. Diese Frage bezog sich 
auf die Veränderung und Entwicklung des gesamten Brunnenvier-
tels, in der viele Kräfte wirkten: der Hoffnung auf wirtschaftlichen 
Aufschwung durch zahlungskräftigeren Zuzug standen die Ängste 
vor Verdrängung durch Mietpreiserhöhung als Folge von „Aufwer-
tung“ gegenüber.

Kunst und Stadtentwicklung – zwischen 
Instrumentalisierung und gemeinsamen Zielen
In den vergangenen Jahren wurden „Kunst und künstlerische Pra-
xis“ von unterschiedlicher Seite zunehmend in städtebauliche Pro-
zesse integriert. Ihre Rolle gilt nicht mehr nur der traditionellen 
„Kunst am Bau“, sondern kann eine Beteiligung an der Gestaltung 
einer neuen Identitätsbildung und der Einbeziehung der lokalen 
Nachbarschaft in Umgestaltungsprozesse bedeuten. Eine mögliche 
Funktion von Kunst in der Gesellschaft könnte nach Céline Condo-

1	 Dies ist ein Ausschnitt aus dem Text „SOHO in Ottakring – eine Refle-
xion“ von Ula Schneider, Wolfgang Schneider, Beatrix Zobl – In: „Unsi-
cheres Terrain – SOHO in Ottakring 2008 – 2018“, S. 12–14. Hg. von U. 
Schneider, W. Schneider und B. Zobl, Verlag der Provinz, 2019
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relli2 sein, „Kunstpraktiken in Prozesse der Demokratisierung des 
urbanen Raums zu integrieren und andererseits Kunst einer breite-
ren Öffentlichkeit zugänglich zu machen“. 

Im urbanen Kontext stoßen KünstlerInnen allerdings immer 
wieder an Grenzen: sie sind finanziell und in ihrer Entscheidungs-
macht oft eingeschränkt, während PolitikerInnen, EntwicklerInnen 
und InvestorInnen entscheiden. 2009 beauftragte die Stadt Wien die 
Fakultät für Landschaftsarchitektur an der Universität für Boden-
kultur Wien mit einem Forschungsprojekt zum Thema Kunst im ur-
banen Raum und ihrer Wirkung. Unter dem Titel „Kunst macht 
Stadt“3 war das Ziel der Studie, die strukturellen Anforderungen für 
die Umsetzung von Kunstprojekten im urbanen Raum zu analysie-
ren, die Auswirkungen auf benachteiligte Gebiete, vor allem auch 
auf der Ebene der Imagewirkung, zu untersuchen und eine Art „Re-
zept“ auf Top-down-Basis zu entwickeln. 

In der Studie wurde auch auf die Problematik der „Gentrifizie-
rung“ (Anm.: urbane Aufwertungsprozesse, die zu einer Verdrän-
gung der ursprünglichen BewohnerInnen führen) hingewiesen und 
diskutiert ob bzw. in welcher Form ein Kunstfestival den lokalen 
strukturellen und sozioökonomischen Wandel eines Stadtviertels 
beeinflusst. Für das Brunnenviertel waren Daten nur zu wenigen 
Wohnblöcken verfügbar, was dazu führte, dass ein qualitativer For-
schungszugang gewählt wurde. Die Komplexität der Maßnahmen 
im Brunnenviertel, wie die strukturelle Erneuerung des Marktge-
biets (2005–2010) und die Sockelsanierungen von Wohnblöcken, 
machte es schwierig, die tatsächlichen Auswirkungen eines Kunst-
projektes wie SOHO in Ottakring zu benennen. 

Die Studie ergab jedoch, dass die konkrete Situation eines Gebie-
tes genau untersucht werden müsse, um sozial engagierte urbane 
Kunst in das lokale Gefüge einzubetten. Das Ausloten der unter-
schiedlichen Interessen von Kunst, Politik und Kooperationspart-
nerInnen seien ebenfalls unerlässlich. Darüber hinaus seien die 
„Player“ von Bedeutung: sie sollten das lokale soziale Gefüge gut 
kennen, ein breites Netzwerk und nicht zuletzt starkes Engagement 

2	 Céline Condorelli: “Talks on Public Art: Three Support Structures.” – In: 
dérive 39, Wien 2010, 24

3	 Rhode, Philipp/Wanschura, Bettina (2009): Kunst macht Stadt. Wiesba-
den 2009: Verlag für Sozialwissenschaften, 2009. 
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einbringen. Von seiner Gründung an hatte SOHO in Ottakring auf 
diese Punkte geachtet, betonte aber zugleich die Freiheit, Unabhän-
gigkeit und die Nicht-Instrumentalisierbarkeit von Kunst im Stadt-
raum. 

Der Ansatz von SOHO in Ottakring war es, Raum für Kunst zu 
schaffen und sich mit den urbanen Veränderungen des Gebiets aus-
einanderzusetzen. Denn Kunst öffnet Möglichkeiten, an einer le-
bendigen und positiven Differenzkultur zu arbeiten, die Unterschie-
de und unterschiedliche Ansichten benennen, aber auch bestehen 
lassen kann. 

SOHO wollte sich aktiv einbringen, statt Veränderungen einfach 
„über sich ergehen“ zu lassen, und gemeinsam mit den BewohnerIn-
nen, Geschäftsleuten, KünstlerInnen und Interessierten mehr Mit-
bestimmung auf lokaler Ebene erreichen. In unserem Verständnis 
von Kunst geht es darum, Themen in ihrer Vielschichtigkeit und ih-
rer Ambiguität aufzubringen. Wenn das Lebensumfeld nicht als ge-
geben, sondern als dynamisch, lebendig und gestaltbar erlebt wird, 
entstehen neue Sichtweisen, manchmal wird Veränderung angesto-
ßen. Wie steht es aber mit der Gentrifizierung, dem Vorwurf, Kunst-
projekte wie SOHO in Ottakring würden zur Vertreibung der ur-
sprünglichen und ärmeren BewohnerInnenschaft beitragen? 

An den Orten, wo Kunst seit jeher hingehört – dem Lebensum-
feld der Gebildeten und Wohlhabenden – gibt es keine „Verdrän-
gung“. Diese Frage scheint immer dann aufzutreten, wenn Kunst ihr 
angestammtes Gebiet verlässt. Die konsequente Frage wäre, ob sie 
lieber dort bleiben soll, wo sie aus historischen Gründen „hinge-
hört“: ins Museum, Theater und Konzerthaus. Dann kommt es aber 
nicht zu einer Öffnung und besseren Zugänglichkeit von Kunst. Es 
ist also auch eine grundlegende gesellschaftliche Frage, ob man 
Kunst außerhalb der Stadtzentren haben will oder eben nicht. 

Heute freilich sind das Brunnenviertel und insbesondere der Yp-
penplatz beliebt und bekannt. Am Yppenplatz locken viele Cafés ein 
breites Publikum nach Ottakring. Die Dynamik, die hier entstanden 
ist, bereitet bis heute Stoff für Diskussion, andererseits spielt sich ein 
buntes Leben wie selten in dieser Form in Wien auf der Straße ab.



67

Steffen Jörg und Tina Röthig

Recht auf Stadt! 
Der Konflikt um die ESSO-Häuser in St. Pauli und die Rolle der 
Gemeinwesenarbeit

„Nehmen wir uns das Recht auf Stadt! Es liegt auf der Straße, es 
hängt in Bäumen und versteckt sich unter Pflastersteinen“. Dies 
war der Anfang einer Einladung, mit der im Sommer 2009 zu den 
so genannten Recht-auf-Stadt-Tagen in ein soziokulturelles Zent-
rum ins Schanzenviertel eingeladen wurde. Was folgte, war ein 
überfülltes Workshop-Wochenende und zwei Monate später die 
Geburtsstunde der Recht-auf-Stadt-Vernetzung Hamburg. 16 Ini-
tiativen schlossen sich zusammen, und die taz titelte mit „Grüner 
Daumen, schwarzer Block“ und verbildlichte damit die Hetero-
genität dieses Zusammenschlusses. Vom Kleingartenverein über 
Mieterinitiativen bis zum linksautonomen besetzten Kulturzent-
rum „Rote Flora“. 

Doch die Gründung dieser neuen Bewegung entstand nicht im 
luftleeren Raum. Vielmehr setzte sie auf vergangene Konflikte 
und Aktivitäten auf. Während es in den 1980er und 90er in Ham-
burg insbesondere auf St. Pauli viele stadtpolitische Aktivitäten 
gegeben hat (Hafenstraße, Park Fiction, Rote Flora, Hafenkran-
kenhaus), war es in den ersten „Nuller-Jahren“ eher bewegungs-
arm. Das änderte sich spätestens 2008. Im Anschluss an ein Stra-
ßenfest auf St. Pauli gründet sich das „Aktionsnetzwerk gegen 
Gentrification – Es regnet Kaviar“. Und im Karoviertel entsteht 
als „Kontrapunkt zur Gentrifizierung“ der autonome Nachbar-
schaftstreff Centro Sociale. Im Mai 2009 hat der von der GWA St. 
Pauli produzierte Film „Empire St. Pauli“ Premiere. Das Stadt-
teilfilmprojekt war konzipiert als Mischung aus klassischem Do-
kumentarfilm und Ansätzen der Gemeinwesenarbeit. Der Film 
sollte sowohl lokale Geschichte veranschaulichen als auch Kon-
takte zu Bewohner_innen knüpfen oder vertiefen und Netzwerke 
für eine Weiterarbeit befördern. Er sollte ein wichtiges Zeitdoku-
ment und Instrument politischer Arbeit sein und traf tatsächlich 
einen Nerv der Zeit. Es gab unzählige überfüllte Filmvorführun-
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gen und teilweise spontane Demonstrationen im Anschluss.1 Der 
folgende Sommer wurde auch aus Bewegungssicht ein heißer. Es gab 
die Besetzung des Gängeviertels, in Altona formierte sich der Wi-
derstand gegen die Ansiedlung der ersten innerstädtischen IKEA-
Filiale. Für den September luden verschiedene Akteur_innen zu ei-
nem schon auf den „Recht auf Stadt“-Workshop-Tagen vereinbarten 
Folge-/Vernetzungstreffen ein. Mehr als 120 Menschen und über 15 
Initiativen kamen. Dies war die Geburtsstunde des „Recht auf 
Stadt“-Netzwerks in Hamburg. Aktuell sind an der Vernetzung über 
40 Initiativen beteiligt. Gleichwohl muss ebenfalls konstatiert wer-
den, dass sich im „Recht auf Stadt“-Netzwerk Hamburg, mit Abstri-
chen, eine weiße deutsche akademisierte Alternativ-Szene organi-
siert. Bislang ist es nur zum Teil gelungen, diejenigen, die am ele-
mentarsten von kapitalistischer Stadtentwicklung betroffen sind, 
anzusprechen und zu inkludieren. 

Dennoch ist zu beobachten, dass es Ansätze von Erweiterungen 
gibt. Mit „Recht auf Stadt kennt keine Grenzen“ wurde z.B. eine 
Brücke zu Themen von Migration, Flucht und illegalisierten Men-
schen geschlagen. Und auch das Thema Obdachlosigkeit fand ak-
tionistischen Widerhall mit teils kleinen, aber beachtenswerten 
Erfolgen. 

Mit dem Slogan „Recht auf Stadt“ wurde eine gemeinsame Klam-
mer für ganz unterschiedliche Auseinandersetzungen gefunden. Es 
wurde damit möglich, dass sich unterschiedlichste Gruppen und 
Zusammenhänge gemeinsam organisieren und damit auch stärken 
können. Mit „Recht auf Stadt“ wird aber auch eines der gesellschaft-
lichen Konfliktfelder benannt und problematisiert. Das Konzept 
geht zurück auf Henry Lefebvre, einen französischen marxistischen 
Stadtsoziologen, der es Ende der 1960er Jahre entwickelte. Lefebvre 
verhandelt darunter Fragen sozialer Ungleichheit, die sich in vor-
enthaltenen und erschwerten Zugängen manifestieren. Er definiert 
das Recht auf Stadt multiperspektivisch als das kollektive Recht Al-
ler auf Anwesenheit, als das Recht auf Zugang und Zentralität. Fer-
ner umfasst es das Recht auf Aneignung, das Recht auf Gebrauchs-
werte sowie das Recht auf die „schöpferischen Überschüsse des 
Städtischen“. Darüber hinaus versteht Lefebvre Stadt als verdichtete 

1	 Der Film ist online im Netz verfügbar unter www.empire-stpauli.de
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Unterschiedlichkeit und betont das Recht auf Differenz. Insofern 
summieren sich unter dem Recht auf Stadt die Forderung nach Teil-
habe und Umverteilung als Grundrechte der Individuen.

Nicole Vrenegor, Recht auf Stadt Aktivistin der ersten Stunde, 
beschrieb dies auf dem Gründungstreffen des Netzwerkes in Ham-
burg folgendermaßen: „Bei dem ‚Recht auf Stadt’ geht es darum, 
dass alle Menschen, die in einer Stadt leben, das Recht haben sollen 
zu entscheiden, wie das städtische Leben gestaltet werden soll. […] 
Das Recht auf Stadt ist kein Recht im bürgerlichen Sinne, das man 
vor einem Gericht einklagen könnte: Jeder hat ein Recht auf Stadt, 
unabhängig von seinem sozialen Status, seiner Nationalität oder 
von dem, was er im Portemonnaie hat. Es ist ein Recht, das sich je-
de/r nehmen kann, indem er oder sie für eine soziale Stadt kämpft.“ 

Für die Politikwissenschaftlerin Margit Mayer muss das Recht 
auf Stadt für alle gelten und kann unter den aktuellen Bedingungen 
von sozialer und ökonomischer Ungleichheit nur von denjenigen 
eingefordert werden, denen dieses Recht vorenthalten wird (vgl. 
Mayer 2011, 63). Da gerade diejenigen, denen dieses Recht massiv 
vorenthalten wird, diejenigen sind, deren Interessen in der Regel 
aufgrund vielfältiger Barrieren am wenigsten gehört werden, 
schließt sich die Frage an, wie diese Aneignungsprozesse unterstützt 
werden können.2

Gemeinwesenarbeit und Recht auf Stadt
Hier lassen sich die Anschlussstellen zur Sozialen Arbeit und im 
speziellen zur Gemeinwesenarbeit (GWA) aufzeigen. 

Gemeinwesenarbeit ist ein eigenständiges Konzept der Sozialen 
Arbeit, welches an den konkreten Lebensverhältnissen der Bewoh-
ner_innen eines Stadtteils und den gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen ansetzt. GWA verortet soziale Probleme als strukturell 
verursacht und versucht die gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen hinter bestimmten Benachteiligungen sichtbar zu machen. Da-
bei setzt die GWA nicht primär bei der Unterstützung individuellen 

2	 Eine gute Einführung und Übersicht über Theorie aber auch die Praxen 
von Recht auf Stadt Bewegungen bietet der lesenwerte Sammelband „In-
itiativen für ein Recht auf Stadt“ aus dem Jahre 2011 von Andrej Holm & 
Dirk Gebhardt. 
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Bewältigungshandelns an, sondern fördert darüber hinaus die Ent-
wicklung gemeinsamer Handlungsfähigkeit von Menschen bezüg-
lich der Gestaltung bzw. Veränderung von infrastrukturellen, poli-
tischen und sozialen Lebensbedingungen. Das Augenmerk liegt da-
bei verstärkt bei den Menschen, denen nicht ausreichend Ressourcen 
zur Verfügung stehen, um die eigenen Interessen nachdrücklich 
vertreten zu können. Angelehnt an die Methode des Community 
Organizing3 werden kollektive Interessenvertretung und Hand-
lungsformen gefördert, um durch den Zusammenschluss Öffent-
lichkeit zu erhalten, Druck auf Entscheidungsträger_innen aufzu-
bauen und Verbesserungen zu erwirken. GWA ermutigt und unter-
stützt Bewohner_innen in der Organisierung und Vertretung ihrer 
Interessen, befördert Eigeninitiative und soziale Netzwerke und er-
arbeitet mit den Bewohner_innen Problemlösungen auf der lokalen 
Ebene des Stadtteils. 

Die GWA St. Pauli – soziale Einrichtung in einem Stadtteil 
im Wandel
Die GWA St. Pauli ist seit fast 40 Jahren als Einrichtung im Stadtteil 
verortet4. Vielfältige Kooperationen und interpersonelle Kontakte 
mit den Einrichtungen im Stadtteil sowie die Netzwerke zu der Be-
wohner_innenschaft bieten tragfähige Strukturen. Diese sind über 
Jahrzehnte gewachsen, teilweise auch in den Auseinandersetzun-
gen, die gemeinsam bestritten wurden, wie bei der erfolgreichen 
Durchsetzung des Park Fiction. Der Arbeitsbereich Stadtteilpolitik 
der GWA St. Pauli arbeitet kritisch zu der derzeitigen Entwicklung 
im Stadtteil und unterstützt insbesondere Mieter_innen- und Nach-
barschaftsinitiativen in der Organisierung und der Durchsetzung 

3	 Das Community Organizing wurde in den USA von Saul Alinsky entwi-
ckelt. Einführende Artikel dazu finden sich im „Handbuch für Gemein-
wesenarbeit“ herausgegeben von Sabine Stövesand, Christoph Stoik und 
Deli Troxler.

4	 Die GWA St. Pauli ist ein gemeinnütziger Verein und Träger der Sozial-, 
Gesundheits- und Kulturarbeit mit verschiedenen Standorten in den 
Hamburger Stadtteilen St. Pauli und Altona. Der Verein bietet soziokultu-
relle Angebote, Familienunterstützung, Frühe Hilfen, offene Kinder- und 
Jugendarbeit sowie Stadtteilarbeit.
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ihrer Interessen. Zudem befördern die Mitarbeiter_innen Aushand-
lungsprozesse zwischen den lokalen Entscheidungsträger_innen 
aus Politik und Verwaltung und der Bevölkerung. Ziel ist es, die 
Mitsprache- und Entscheidungsbefugnisse der Bewohner_innen 
hinsichtlich des Gemeinwesens zu erweitern als auch Einfluss auf 
Stadtentwicklungsprozesse und wohnungspolitische Themen in 
Hamburg zu nehmen. Die Mitarbeiter_innen sehen sich als Prozess-
begleiter_innen, bieten Strukturen an und bringen ihr professionel-
les Wissen, Methoden sowie die bereits in anderen Auseinanderset-
zungen gemachten Erfahrungen ein. 

Die GWA St. Pauli ist in einem Stadtteil verortet, der sich schon 
seit längerem, aber verstärkt in den letzten Jahren, in einem starken 
Umstrukturierungsprozess befindet. Zentrale Themen auf St. Pauli 
sind Gentrifizierung, steigende Wohn- und Gewerbemieten und 
dessen Folgen auf die strukturelle und soziale Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung und der Gewerbestruktur. In St. Pauli treffen 
Gegensätze aufeinander: es ist ein weiterhin größtenteils armer 
Stadtteil mit einem überdurchschnittlich hohen Anteil an Transfer-
beziehenden und Menschen ohne deutschen Pass, die auf Grund 
vielfältiger Diskriminierungen überwiegend zu der einkommens-
schwachen Bevölkerung gehören. Gleichzeitig zählt St. Pauli im Be-
reich der Neuvermietungen mittlerweile zu den teuersten Stadttei-
len in ganz Hamburg. Auch die immer weiter vorangetriebene Kom-
merzialisierung und Eventisierung des Viertels stellt sich als eine 
Belastung für die Wohnbevölkerung dar. Dass diese benannten Ent-
wicklungen zu massiven Verdrängungsprozessen führen, ist offen-
sichtlich. 

Die ESSO-Häuser: Ein Symbol der Gentrifizierung und des 
Widerstands
Eines der bekanntesten Beispiele stadtpolitischer Auseinanderset-
zungen, in die auch die GWA St. Pauli involviert war, ist der Kon-
flikt um die so genannten ESSO-Häuser auf St. Pauli. 

Das ESSO-Häuser-Areal liegt in zentraler Lage an der Reeper-
bahn und stellt ein Schlüsselgrundstück für die weitere Entwick-
lung von St. Pauli dar. Es bestand aus zwei Wohnhäusern mit insge-
samt 107 Mietwohnungen, einem Gewerberiegel, der Tankstelle, 
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Waschanlage und Tiefgarage. 1961 wurde es von Ernst Schütze auf 
einem von der Stadt gepachteten Grundstück erbaut. 1997 erwirbt 
sein Sohn Jürgen Schütze das Grundstück von der Stadt für umge-
rechnet knapp 5 Mio. Euro, um es dann 2009 für vermutlich 19,8 
Mio Euro an das milliardenschwere Immobilienunternehmen Baye-
rische Hausbau zu verkaufen. Diese macht von Anfang an keinen 
Hehl daraus, dass sie das Ensemble abreißen und enorm verdichten 
will. Insbesondere durch den Bau von hochpreisigen Miet- und Ei-
gentumswohnungen sollen maximale Profite erzielt werden. Schon 
kurze Zeit nach dem Kauf erhielten Mieter_innen einen Brief vom 
neuen Eigentümer, in dem sie aufgefordert wurden, neue Mietver-
träge mit Befristung zu unterschreiben. Die Unterzeichnung hätte 
eine Minderung ihrer Mietrechte bedeutet. Eine Anwältin von 
„Mieter helfen Mietern“ wurde durch einen ihrer Klienten auf die 
Verträge aufmerksam und informierte die GWA St. Pauli. Schnellst-
möglich wurde gemeinsam eine Informationsveranstaltung für alle 
Mieter_innen einberufen. 

Kurz darauf führte die GWA St. Pauli eine aktivierende Befra-
gung in den Häusern durch. Mit der Methode des Door Knocking 
wurde der Kontakt zu den Mieter_innen aufgebaut. Es galt die Stim-
mung in den Häuser zu erfassen, die Ängste, Befürchtungen, aber 
auch die Bedarfe, Interessen und Ressourcen zu erfahren. Die direk-
te Ansprache hatte den Effekt, dass weitere Mieter_innenversamm-
lungen stattfanden und der Wunsch entstand sich zusammenzu-
schließen. Diese Monate waren die Geburtsstunde der Initiative, ei-
nem Zusammenschluss von Bewohner_innen, Gewerbetreibenden 
und Nachbar_innen. Die Angst vor dem Abriss und vor Verdrän-
gung aus dem Viertel war für viele ausschlaggebend, sich der Initia-
tive anzuschließen.

Das Ensemble funktionierte in seiner Mischung aus Gewerbe 
und Wohnen sowie in der Korrespondenz zum Stadtteil. Auch die 
Mieter_innenschaft war äußerst heterogen: Langzeitmieter_innen, 
die schon auf dem Kiez arbeiteten und lebten, als es noch als Schan-
de galt, dort zu wohnen, junge Studierende, Angestellte und Ar-
beitslose, die sich die kleinen Wohnungen leisten konnten, nicht 
deutschsprachige Mieter_innen, Ur-St.Paulianer_innen und Neu-
hinzugezogene. Das Zusammenleben war geprägt durch eine ambi-
valente Mischung aus Toleranz, nachbarschaftlicher Netzwerke, 
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Hilfen und familiärer Strukturen, als auch Anonymität. Der Abriss 
bedeutet die endgültige Zerstörung gewachsener Nachbarschafts-
strukturen und Unterstützungsnetzwerke, die in den Häusern be-
standen.

Das besondere an der Initiative war, dass sich in ihr unterschied-
lichste Personen zusammenschlossen, die zumeist wenig bis keine 
Erfahrung in stadtpolitischer Initiativen-Arbeit hatten. Es waren 
auch Personen, die mit vielfältigen Belastungen und Barrieren im 
Alltag zu kämpfen haben. Für die meisten war es ein neues Terrain 
und eine gänzlich neue Erfahrung sich zusammenzuschließen, sich 
in einer Gruppe für die eigenen und kollektiven Interessen einzuset-
zen und auch gehört zu werden. Einige der Nachbar_innen brachten 
Erfahrungen mit, die sie bereits in früheren stadtpolitischen Ausei-
nandersetzungen im Stadtteil gemacht haben wie bei der Durchset-
zung des Park Fiction oder den besetzten Hafenstrassen-Häusern. 
Die Gewerbetreibenden erweiterten die Runde mit ihrer spezifi-
schen Perspektive, durch einen Abriss des Ensembles ihre Existenz-
grundlage zu verlieren. Es bestand die Befürchtung, dass ein Neu-
bau mit Eigentums- und hochpreisigen Mietwohnungen auf die 
Mietpreise in die umliegenden Strassen ausstrahlen und zudem das 
Gesicht des Kiezes an der Stelle maßgeblich verändern würde.

Es galt Öffentlichkeit herzustellen über Aktionen und Kampag-
nen. Es hieß immer wieder zu überprüfen, wann welcher Schritt 
Sinn macht, und Strategien zu entwickeln, den Forderungen eines 
Erhalts der Häuser Nachdruck zu verleihen und den Druck auf die 
Politik zu erhöhen. Die Initiative machte sich gegenseitig schlau und 
entwickelte mit Expert_innen ein alternatives Konzept, welches die 
Option des Erhalts vorsah. Sie gewann Bündnispartner_innen und 
Unterstützer_innen, wurde Teil des „Recht auf Stadt“-Netzwerks 
und engagierte sich im Bündnis S.O.S. St. Pauli und war an mehre-
ren Demonstrationen und Aktionen zu stadtpolitischen Themen be-
teiligt. Insbesondere durch den Zusammenschluss und die Vernet-
zung mit anderen Gruppen konnten Ressourcen gebündelt, Wissen 
geteilt und thematische Verbindungen und Öffentlichkeit herge-
stellt werden. 
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Tragfähige Strukturen und Netzwerke als Basis der 
Organisierung
Ein essenzieller Bestandteil der GWA-Arbeit war der Kontakt zu 
den Bewohner_innen aufzubauen und zu halten, die nicht, oder nur 
partiell in der Initiative organisiert waren. Das Aufgabenfeld der 
Organizerin bestand darin, Mieter_innen anzusprechen, zu infor-
mieren und in dem Kontakt Anschlussstellen für ein Engagement in 
der Initiative zu ermitteln oder herzustellen. Neben dem direkten 
Kontakt, Aushängen und Infobriefen wurde eine niedrigschwellig 
angelegte Mieter_innensprechstunde in einer angrenzenden 
Kneipe, dem Sudhaus, eingerichtet. Eine kontinuierliche Arbeit in 
der Initiative erfordert gewisse Ressourcen. So wurde stets reflek-
tiert, dass bestimmte Formen Ausschlüsse aufgrund der verschiede-
nen Lebenshintergründe produzieren können (vgl. Munsch 2005, 
144f.; dies. 2010, 17). Zudem wurden die Mieter_innen bei der 
Durchsetzung ihrer Mieter_inneninteressen begleitet und unter-
stützt. Die konkrete Unterstützung bei der Lösung existenzieller 
Probleme dient der Beziehungsebene, die zudem den Aufbau ge-
meinschaftlicher sozialer Strukturen befördert. Es beinhaltet den 
Betroffenen in ihrem Alltag den Rücken zu stärken, materielle und 
immaterielle Verbesserungen in der gemeinsamen Zusammenarbeit 
zu erwirken und hierüber Anschlussstellen eines Engagements her-
zustellen.

Viele Wohnungen und insbesondere die gemeinschaftlich genutz-
ten Flächen der Häuser wiesen massive Instandhaltungsmängel auf. 
Ein Teil der GWA- und Initiativenarbeit war es daher, vom Investor 
die Beseitigung der Mängel und eine Instandsetzung der baulichen 
Substanz zu fordern. Kollektive Mietminderung, Leerstandsanzei-
gen beim Amt für Wohnraumschutz waren die Aktionsformen. 

Außerdem begleitete die GWA die Initiative ESSO-Häuser orga-
nisatorisch, brachte in der jahrelangen Arbeit ihr fachliches Know-
How, eine Kontinuität und Verbindlichkeit ein. Durch ihre Etablie-
rung im Stadtteil besteht der Kontakt zu relevanten Akteuren, der 
Presse, als auch zu Vernetzungsstrukturen, wie z.B. der „Recht auf 
Stadt“-Bewegung. 

Sie begleiteten aus einer parteilichen Perspektive die Aushand-
lung zwischen Initiative, Politik und Verwaltung sowie den Eigen-
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tümern. Auseinandersetzungen, die mit Verwaltung, Politik und 
wirtschaftlichen Interessenvertreter_innen geführt werden, impli-
zieren häufig eine ungleich hierarchisierte Verhandlungsposition zu 
Ungunsten der Bewohner_innen. Die Parteilichkeit der GWA wird 
dahingehend begründet, Menschen, die über geringere Einfluss-
möglichkeiten und begrenztes Machtpotential verfügen, zu unter-
stützen, in eine gleichwertige Verhandlungsposition zu treten und 
ihre Interessen geltend zu machen. Das Ziel war es, in der Auseinan-
dersetzung die Artikulations- und Gestaltungsmacht der Initiative 
zu erweitern. Diese beinhaltet Strategien der Einflussnahme und der 
Einmischung zu konzipieren und die Partizipation der Bewohner_
innen zu erwirken. 

Seit 2010 suchte die Initiative die Gespräche mit der Politik und 
Verwaltung, führte bilaterale Gespräche mit den Investoren und 
initiierte einen Runden Tisch, welcher eine Aushandlung der un-
terschiedlichen Interessenlagen zwischen Politik, Investoren und 
Initiative ermöglichen sollte. Der Runde Tisch wurden im Februar 
2012 von der Bayerischen Hausbau einseitig aufgekündigt und der 
Abriss der Häuser medienträchtig verkündet. Der generelle öffent-
liche Druck und eine verbreitete Stimmung gegen den weitere 
Ausverkauf des Stadtteils ermöglichten es, Widerspruch zum Vor-
gehen des Investors zu organisieren. In der Bezirksversammlung 
Hamburg-Mitte wurde folgend erlassen, dass der Investor den 
Stadtteil und die Mieter_innen in die weiteren Planungen einbe-
ziehen müsse. Außerdem wurde der Anteil von 50% Sozialwoh-
nungen in einem Neubau sowie das Rückkehrrecht der Mieter_in-
nen festgelegt. 

Bezirksamt konterkariert die Mieter_innen-Initiative 
Im Juni 2013 wurde ein vom Bezirk in Auftrag gegebenes Gutachten 
zum baulichen Zustand der Häuser veröffentlicht. Dieses wies nach, 
dass die Häuser in einem bautechnisch maroden Zustand sind, was 
auf jahrzehntelang fehlende Instandhaltungsmaßnahmen zurück-
geführt wurde. Die technischen Möglichkeiten einer Sanierung der 
Häuser wurde in dem Gutachten konstatiert, wobei Kostenberech-
nungen für eine Sanierung oder Teilsanierung nicht Teil das Gut-
achtens waren. Dennoch wurden durch den Bezirksamtsleiter ge-
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schätzte Zahlen in den Raum gestellt und hierüber der Unwirt-
schaftlichkeit einer Sanierung öffentlich Vorschub geleistet. Durch 
eine derartige Auslegung des Gutachtens wurde die Unbewohnbar-
keit der Häuser vom Bezirk unmissverständlich festgelegt. Der ei-
gentliche Skandal: dieses Vorgehen hat System. Der fahrlässig ver-
ursachte marode Zustand, die nicht erfolgten Instandhaltungen, die 
die Initiative jahrelang einforderte, gelten in diesem Fall als Abriss-
grund und weder die Eigentümer noch die Politik werden in die 
Verantwortung gezogen. 

Im Dezember 2013 wurden die ESSO-Häuser über Nacht evaku-
iert, nachdem einige Mieter_innen Erschütterungen in ihrer Woh-
nung der Polizei gemeldet hatten. Die Evakuierung verbildlichte auf 
drastische Weise, was sonst über Jahre im Stillen passiert – Verdrän-
gung – und sie zeigte auf, welche lebensgefährlichen Ausmaße es 
annehmen kann, wenn Wohnraum aus profitorientierten Gründen 
nicht instand gehalten wird.

Nach der Zwangsevakuierung wurden die Mieter_innen in der 
akuten Krisenintervention sozialarbeiterisch durch die GWA unter-
stützt. Durch die jahrelange Arbeit in den Häusern bestanden Be-
ziehungen und Netzwerke zu den Bewohner_innen und ein Ver-
trauensverhältnis zu den Mitarbeiter_innen der GWA. Nicht zuletzt 
nun merkten weitere Mieter_innen, was sie an der Initiative, der 
GWA und der Unterstützung aus dem Stadtteil hatten und haben. 
Während der Bezirk Hamburg-Mitte keine Akutmittel zur Verfü-
gung stellte, reagierte die GWA und der Stadtteil mit einer teils eh-
renamtlich organisierten Anlaufstelle über die Weihnachtsfeiertage. 
Zudem begleitete die GWA als auch der Mieterverein „Mieter helfen 
Mietern e.V.“ einen Großteil der Mieter_innen während der Umset-
zung. Die Befürchtung bestand, dass aufgrund des zeitlichen Drucks 
die Mieter_innen auch außerhalb des Stadtteils umgesiedelt werden. 
Ein Großteil zumindest der Langzeitmieter_innen wurden in den 
darauffolgenden Monaten im Stadtteil oder stadtteilnah umgesie-
delt. Dies wäre ohne den durch die Initiative aufgebauten Druck und 
das Zutun von „Mieter helfen Mietern e.V.“ und der GWA St. Pauli 
keinesfalls so gelaufen. 
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Ein symbolisch aufgeladener stadtpolitischer Konflikt mit 
offenem Ende
Eine tiefer gehende Auseinandersetzung um die Sanierungsfähig-
keit der ESSO-Häuser hat es nie gegeben. Die Erschütterung und 
anschließende Evakuierung haben Fakten geschaffen, die einen Ab-
riss unumgänglich haben erscheinen lassen. Dieser ist inzwischen 
vollzogen, und die legendären ESSO-Häuser sind Geschichte. Da-
mit fühlen sich der Investor (und Teile der Bezirkspolitik) bestätigt 
in ihrer Sicht der Dinge, dass die Häuser soundso nicht zu retten 
waren. Gleichwohl bleiben Fragen der Verantwortlichkeit für diese 
Ereignisse weiterhin unbeantwortet. Der profitable Neubau schien 
damit ein großes Stück näher gerückt, die Ansätze der Initiative 
obsolet geworden. Doch eine genauere Betrachtung zeichnet ein dif-
ferenzierteres Bild. 

Ein großer Anteil der BewohnerInnen hat Ersatzwohnungen in 
nächster Nähe erhalten, und ihnen wird ein Rückkehrrecht einge-
räumt, auch wenn die Bayerische Hausbau die Rückkehrkonditio-
nen (also Miethöhe) noch an ihre Bebauungsplanungen knüpft. 

Die Bezirkspolitik forderte 50 % geförderte Wohnungen. Auch 
wenn dies noch weit entfernt von der 100 % sozialverträgliche und 
gemeinwohlorientierte Lösung der Initiative ist, so weist es dennoch 
weit über die von der SPD bei Neubauprojekten als non-plus-ultra 
propagierten Drittellösung (1/3 Eigentumswohnungen, 1/3 frei fi-
nanzierte Mietwohnungen, 1/3 Sozialwohnungen) hinaus. Zu die-
sem Bild gehört allerdings auch, dass die Gewerbetreibenden mit 
der Evakuierung vor einem wirtschaftlichen Fiasko stehen. Einige 
konnten mit Hilfe der Politik und lokaler Wirtschaftszusammen-
hänge darüber hinweggerettet werden. Andere standen mit leeren 
Händen da.

Es liegt nicht zuletzt an der Arbeit der Initiative, dass der Kon-
flikt um den Abriss der ESSO-Häuser über Hamburgs Grenzen hin-
aus publik geworden ist. Er wurde zu einem Symbol städtischer 
Konflikte um bezahlbare Mieten, Gentrifizierung und die wachsen-
de soziale Spaltung. Weitergehend hat die Auseinandersetzung 
nicht nur auf Bezirksebene Prozesse angestoßen. 

Durch die Initiativenarbeit wurden die Mieter_innen und Ini-
Aktiven in ihren Themen und Interessen gehört, haben eine Stimme 
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bekommen und faktisch erlebt, dass sie Einfluss nehmen können auf 
stadt- bzw- kommunalpolitische Entscheidungen. Neben der kon-
kreten Unterstützung in der Initiative erfuhren sie eine breite Soli-
darität im Stadtteil und durch das „Recht auf Stadt“-Netzwerk. Da-
durch wurde für Einzelne konkret spürbar, dass es sich lohnt, mehr 
als nur die Individualinteressen zu verfolgen, sondern dass sich Er-
folge durch solidarischen Zusammenschluss erzielen lassen.

PlanBude-Prozess: Modell für glaubwürdige Beteiligung
Der Abriss der Häuser verleiht der Forderung nach einer sozialver-
träglichen Lösung an dieser Stelle Nachdruck. Daher sollte das Pla-
nungsverfahren zur Neubebauung des ESSO-Areals nicht dem Be-
zirk und den Investoren allein überlassen werden. ‚St. Pauli selber 
machen‘ heißt der Zusammenschluss, der sich im Februar 2014 in 
einer Stadtteilversammlung mit 400 Teilnehmenden konstituierte. 
Die Agenda lautet, tragfähige Strukturen der Selbstverwaltung und 
direkten Teilhabe im Stadtteil zu organisieren. Ein interdisziplinä-
res Planungsteam aus Stadtplaner_innen, Sozialarbeiter_innen, 
Architekt_innen, Künstler_innen sowie Nachbar_innen und Mie-
ter_innen entwickelte einen „Bottom-up“- Planungsprozess zur 
Neubebauung des ESSO-Areals. Die ‚PlanBude‘ – so der Name des 
Konzepts und der Gruppe hatte eine niedrigschwellige, zugängliche 
und kreative Planung zum Ziel, die gerade diejenigen im Stadtteil 
einbeziehen will, die mit den üblichen Verfahren nicht erreicht wer-
den. Die „PlanBude“ musste in mehreren Verhandlungsrunden mit 
dem Bezirk erstritten werden und sollte die Interessen und Bedarfe 
des Stadtteils ermitteln und im weiteren Aushandlungsverfahren 
zwischen Bezirk, Politik und Eigentümer vertreten. 

Mit großer Resonanz kamen über 3.200 Beiträge in der kollekti-
ven Wunschproduktion der PlanBude zusammen. Im PlanBude-
Container, direkt am Baugrundstück der ehemaligen Esso-Häuser, 
fand über ein halbes Jahr fand der innnovative und intensive Pla-
nungsprozess mit der Nachbarschaft statt. Die vielfältigen Ideen 
und Ergebnisse verdichtete das PlanBuden-Team im sogenannten 
„St. Pauli Code“ und verhandelte die Eckpunkte mit dem Bezirk 
und den Eigentümer*innen. Dies bildete die Grundlage für die Ent-
wicklung des Bebauungsplans. Bemerkenswerte Ergebnisse sind, 
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dass auf diesem Areal keine Eigentumswohnungen gebaut werden, 
60% des Wohnraums werden als öffentlich geförderte Wohnungen 
realisiert, und auch im Gewerbebereich wurden innovative Modelle 
entwickelt. So soll eine „Nachbarschaftsgasse“ entstehen, in der 
durch Mietpreisbegrenzung auf 12,50 Euro sozialem und stadtteil-
affinem Gewerbe Raum gegeben werden soll. Ein Novum im Bereich 
der Gewerbevermietung. 

Inwiefern die klugen Ideen aus dem Stadtteil dann auch final in 
Beton gegossen werden, wird sich am Ende beweisen müssen. Es 
bleibt ein umkämpftes Terrain. Im Prozess zeigte sich, dass die poli-
tisch verhandelten und beschlossenen Vereinbarungen immer wie-
der hinterfragt und angegriffen wurden, z.B. mit dem Argument der 
Wirtschaftlichkeit. Dass Utopien Realität werden können, zeigen 
die erfolgreichen stadtpolitischen Auseinandersetzungen um das 
Gängeviertel oder den Park Fiktion in Hamburg. Es gilt sie immer 
wieder neu zu erkämpfen, ganz getreu dem Motto des „Recht auf 
Stadt“-Netzwerkes: „Nehmen wir uns das Recht auf Stadt! Es liegt 
auf der Straße, es hängt in Bäumen und versteckt sich unter Pflaster-
steinen.“
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Michael Sertl

Pädagogische Gentrifizierung1

Ein Versuch zur Begriffsbildung

Das, worum es hier geht, hat in der sozial- und bildungswissen-
schaftlichen Diskussion den sperrigen Namen „Segregation“ bzw. 
„Desegregation“. Auch die deutsche Bezeichnung (soziale, ethni-
sche etc.) „Entmischung“ bzw. „Durchmischung“ klingt gewöh-
nungsbedürftig.2 Gemeint ist folgendes: Sowohl aus demokratie-
politischer als auch aus pädagogisch-didaktischer Sicht ist eine 
Durchmischung der Schulklasse (bzw. Schulpopulation) er-
wünscht, damit, neben der Abbildung der sozialen Schichtzuge-
hörigkeiten des ‚Grätzls‘, in dem sich die Schule befindet, auch die 
Vorbildwirkung gegeben ist, die die Schüler*innen aus bildungs-
affinen Milieus für die Kinder aus benachteiligten Milieus liefern. 
Typisch für diese Diskussion ist die Vermischung von demokra-
tiepolitischen und pädagogisch-didaktischen Argumenten. Die 
Argumentation läuft ungefähr so: Bildung ist entscheidend für 
den Bestand und die Weiterentwicklung der Demokratie. Bildung 
ist aber – leider! – ungleich verteilt. In ihrer schärfsten Form 
führt diese Ungleichverteilung von Bildung zu „sozialen Brenn-
punktschulen“. (Die sind natürlich nur im Sektor der NMS zu fin-
den. AHS und „soziale Brennpunktschule“ ist ein Widerspruch in 
sich.) Das beste Mittel gegen derartige „Fehlentwicklungen“ ist 
die „Durchmischung“ der Populationen. Wenn in den Schulklas-
sen die Kinder ohne familiären Bildungshintergrund gemeinsam 
mit Kindern mit entsprechendem Bildungshintergrund sitzen, 

1	 Ich bedanke mich bei Barbara Falkinger und Gabi Lener für Hinweise und 
Anregungen. 

2	 Vgl. z.B. Herzog-Punzenberger, Barbara (2017): Policy Brief 5: Segregation 
– oder Vielfalt in den Schulklassen? AK Wien. Url: https://www.arbeiter-
kammer.at/infopool/wien/PB05_Segregation.pdf

BILDUNGSGRÄTZL
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führe das zu besseren schulischen Leistungen dieser Kinder. Das 
ließe sich auch empirisch nachweisen, beispielsweise in den höhe-
ren Durchschnittsergebnissen solcher „durchmischter“ Klassen 
bei den BiST- oder PISA-Tests. 

Solche Überlegungen dürften bei der Frage, wie bzw. nach wel-
chen Kriterien eine Schulklasse denn sinnvoller Weise zusam-
menzustellen sei, schon immer eine Rolle gespielt haben. In unse-
ren Untersuchungen zur „sozialen Konstruktion der Schulklasse“ 
(Khan-Svik u.a. 2018, Sertl 2018) haben wir festgestellt, dass Leh-
rerkollegien bzw. Schulleiter*innen dazu neigen, bei der Zusam-
menstellung einer Schulklasse eine Art „Balance“ herzustellen 
(vgl. dazu Sertl/Leditzky 2016, S. 393f.; Sertl 2018, S. 86), zwi-
schen Mädchen und Buben, zwischen ‚schlimmen‘ und ‚braven‘ 
Kindern (soweit bekannt), zwischen leistungsstarken und leis-
tungsschwachen Schüler*innen, zwischen Kindern mit Deutsch 
als Familiensprache und „migrantischen“ Kindern etc. Dem ste-
hen „homogenisierende“ bzw. „segregierende“ Tendenzen gegen-
über, wie bspw. die organisatorischen Notwendigkeiten des Reli-
gionsunterrichts, die dazu führen, dass alle katholischen Kinder 
in einer Klasse zusammengefasst werden. Das führt auf der ande-
ren Seite dazu, dass in den Parallelklassen die Kinder mit ande-
rem (oder gar keinem) Religionsbekenntnis überrepräsentiert 
sind. Homogenisierende Tendenzen – wie sie „in grauer Vorzeit“ 
allgemein üblich waren, sichtbar z.B. in den eingeschlechtlichen 
Buben- und Mädchenschulen – haben immer auch verdrängende, 
exkludierende Wirkungen. Das soll mit dem Begriff „Segregati-
on“ angesprochen werden. „Desegregation“ ist demnach der Ver-
such der Verhinderung solcher Exklusionen. 

Eine aus einer kritischen sozialwissenschaftlichen Position be-
sonders interessante Form der Segregation lässt sich im Zuge von re-
formpädagogische Reformprojekten beobachten. Ich sehe es als evi-
dent an, dass die soziale Zusammensetzung einer Schulklasse oder 
eines Schulstandorts, wo nach reformpädagogischen Gesichtspunk-
ten gearbeitet wird – nehmen wir als Beispiel eine Montessoriklasse 
oder eine Mehrstufenklasse – in den meisten Fällen anders aussieht 
als die soziale Zusammensetzung der „normalen“ Parallelklasse 
oder Nachbarschule. ‚Anders‘ heißt hier: Es sind mehr Kinder mit 
bildungsaffinem und ökonomisch gut abgesichertem familiärem 
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Hintergrund zu finden. Die Schichtzugehörigkeit verschiebt sich 
„nach oben“.3

Genau diese Form der Segregation möchte ich hier mit dem Kon-
zept der „pädagogischen Gentrifzierung“ untersuchen. Diese Segre-
gation wird oft erst auf der Ebene des Grätzls bzw. im Vergleich von 
Schulstandorten sichtbar. (Vgl. Schrott/Lener in diesem Heft) 

Grätzl und Segregation
Der Begriff ‚Grätzl‘ hat ein bissel was „Heimeliges“, er lässt Assozia-
tionen mit „heile Welt“ aufkommen. Da funktionieren die Nachbar-
schaftsbeziehungen, der öffentliche Raum ist Treffpunkt und 
Marktplatz für den zwanglosen Austausch ganz unterschiedlicher 
„Milieus“ … Ignoriert wird dabei, dass die aktuelle Renaissance des 
Grätzls Produkt der Gentrifizierung ist, also im Kern eine immobi-
lienwirtschaftliche Aufwertung mit entsprechenden sozialen Ver-
werfungen und Verdrängungen bedeutet. Grätzlpolitik, wie sie 
bspw. die Stadt Wien mit ihren „Gebietsbetreuungen“ seit den 
1980er Jahren betreibt, ist in erster Linie bemüht, diese Verdrän-
gungsprozesse bzw. deren negative Folgen zu bekämpfen und abzu-
fangen. Dieses Motiv steht wohl auch hinter der Idee der Wiener 
„Bildungsgrätzl“ (vgl. Müller in diesem Heft). Es geht um die mög-
liche Verhinderung von „sozialen Brennpunktschulen“. 

Wenn ich mit dem Begriff „pädagogische Gentrifizierung“ auf 
die hinter, vor, neben und über dem pädagogischen Geschäft ablau-
fenden wirtschaftlichen und stadtsoziologischen Prozesse hinweise, 
darf nicht übersehen werden, dass diese wirtschaftsgetriebene Dy-
namik im pädagogischen System längst Fuß gefasst hat. Ein wesent-
liches Moment – Moment im Sinne von Antrieb – ist dabei die offi-
zielle Politik der „Schulautonomie“ und der „Schulprofilierung“. 
Diese Profilierungen folgen der Logik des Wettbewerbs: Es geht da-
bei um möglichst gute Ergebnisse in den einschlägigen Tests. De 
facto generiert der Blick auf den Schulstandort und die dort noch zu 
entwickelnden Potentiale bzw. umgekehrt der Blick auf die ‚failing 

3	 Ich kenne leider nur eine einzige Arbeit, die diese These für Wien em-
pirisch genauer untersucht und bestätigt: Dier, Markus (2014): Wirken 
Mehrstufenklassen anziehend auf Eltern höherer Bildungsschichten? Ba-
chelorarbeit PH Wien.
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schools‘, also auf jene Standorte, die in den nationalen und interna-
tionalen Vergleichstests (BIST, PISA) schlecht abschneiden, einen 
ganz spezifischen Entwicklungsdruck. In Linzer Studien zur Schul-
profilierung an Sekundarschulen (vgl. Altrichter u.a. 2011) wurde 
schon vor mehr als zehn Jahren festgestellt, dass die unterschiedli-
chen Profile (z.B. Kreativitätsförderung, IKT, …) alle einen gemein-
samen Nenner hatten, und das war der „Wettbewerb um die guten 
Schüler*innen“. Alle Profilierungsüberlegungen, die mit diesem Ziel 
nur schwer vereinbar waren, wurden schlussendlich wieder fallen-
gelassen. 

Grätzl und pädagogische Gentrifzierung
Was also kann unter pädagogischer Gentrifzierung verstanden wer-
den? Ich nehme hier die beiden entscheidenden Merkmale, die 
Holm und Kadi/Verlic (in diesem Heft) als Kennzeichen von Gent-
rifizierung nennen:
1. Steigerung der Rendite; Ertragssteigerung bzw. „Schließen der 
Ertragslücke“
2. soziale Verdrängung.

Beginnen wir mit der Verdrängung. Ich gehe davon aus, dass re-
formpädagogische Schulversuche im Pflichtschulbereich eine ‚sozi-
ale Drift‘ in Richtung bildungsaffine Mittelschichten bewirken. Ich 
erinnere mich an die Erzählung der Leiterin einer reformpädago-
gisch aktiven Volksschule, die sich händeringend darum bemüht 
hat, die soziale Zusammensetzung ihres Grätzls einigermaßen in 
ihrer Schüler*innenschaft abzubilden. Vergeblich! Auch wenn von 
ihrer Seite schon ziemlich weitgehende Maßnahmen wie Kontin-
gentierung angedacht waren, und Lehrer*innen und Eltern mit die-
ser Maßnahme grundsätzlich einverstanden waren, es scheiterte an 
der „Zielgruppe“, also an den Eltern aus deprivierten Milieus. Sie 
nahmen ihre Kinder aus dem reformpädagogischen Setting einfach 
raus bzw. schickten sie erst gar nicht hin, obwohl das ihre „Grätzl
schule“ gewesen wäre. (Eine sehr schöne Erklärung für diese milieu-
spezifischen Verhaltensweisen mit Hilfe des Bourdieu’schen Kon-
zepts des „sense of ones place“ (wissen was einem zusteht) liefern 
Schrott und Lener in ihrem Artikel (vgl. S. 99 f.).)
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Überspitzt und polemisch formuliert würde ich sagen: Wenn die 
sprichwörtlichen ‚Bobos‘4 an einer Schule einmal Fuß gefasst haben 
– und das heißt nicht, dass sie die Mehrheit unter den Schüler*innen 
stellen müssen –, dann geben sie sie nicht mehr her. Und dann müs-
sen die Nachbar-Standorte einspringen und eine Schule liefern, die 
die Kinder aus nicht so bildungsaffinen Milieus nicht ‚abwirft‘. Aber 
dort sind dann auch die BIST- und PISA-Ergebnisse nicht so schön. 
Aber natürlich liefern die hier abwertend ‚Bobos‘ genannten Eltern 
einiges für die Schulstandorte: aktives Elternengagement; „Com-
mitment“ mit dem Schulstandort, das sich auch materiell und finan-
ziell zum Ausdruck bringt und in Verhandlungen mit vorgesetzten 
Behörden in Anschlag gebracht werden kann etc.

Wenn man diese „Erträge“ systematisch darstellen will, dann würde 
ich drei Formen dieser Rendite unterscheiden:
1. �Die ‚Bobo‘-Eltern bekommen jene erzieherischen Arbeitsfor-

men geliefert, die sie von Zuhause oder von ihren Arbeitsplät-
zen gewöhnt sind und die sie für zukunftsfähig und entspre-
chend persönlichkeitsbildend ansehen. Das sind Formen, die 
mit „Projektmanagement“ und „unternehmerischer Lebens-
weise“ assoziiert werden können und die sehr viel mit Indivi-
dualismus und Eigenständigkeit, mit Selbstbewusstsein und 
Selbstwirksamkeit zu tun haben. Diese „Lebensformen“ bzw. 
Haltungen sind gleichzeitig wesentlicher Bestandteil einer 
Schul- und Erziehungskultur, die wir für die Weiterentwick-
lung der Demokratie brauchen.

2. �Für die Schulstandorte ergibt sich hier eine „Lösung“ – und diese 
wird mit der Politik der Schulstandortentwicklung auch ganz offi-
ziell gefördert! –, die sich aus den Problemen einer nicht so bil-

4	 Zitat aus einer Gastrokritik: „… bei der aufgeklärten stets Radwege ein-
fordernden Mittelschicht links der Mitte (was tu ich nicht alles, um das 
Wort Bobo zu vermeiden)“. Klaus Kamolz, Profil Nr. 30/2020; S.51. Oder: 
„‚Bobos‘, das ist der Name, den David Brooks der neuen Elite des Infor-
mationszeitalters gegeben hat. Der Lebensstil der Bobos führt zusammen, 
was bisher als unvereinbar galt: Reichtum und Rebellion, beruflicher Er-
folg und eine nonkonformistische Haltung, das Denken der Hippies und 
der unternehmerische Geist der Yuppies.“ (https://de.wikipedia.org/wiki/
Bobo_(Gesellschaft)). 
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dungsaffinen Schüler*innenschaft und den damit einhergehenden 
‚schlechten‘ PISA- und BIST-Ergebnissen ergibt. Man ‚schließt‘ 
quasi die ‚Ertragslücke‘, indem man dafür sorgt, dass eben ‚Bobo‘-
Kinder den Schüler*innen-Pool ‚aufwerten‘. 

3. �Für die Schulstandorte „erhöht“ sich das kulturelle (und manch-
mal) auch materielle Kapital in der Form, wie ich es oben schon 
angedeutet habe, sowohl intern wie auch extern: die Kommunika-
tions- und Partizipationskultur an der Schule kann durch das En-
gagement dieser Eltern verbessert werden; de facto gibt es an all 
diesen Schulen „erweiterte“ Formen der Partizipation, sowohl auf 
Schüler*innenseite als auch auf der Ebene der Elternmitarbeit. 
Extern haben diese Schulstandorte wesentlich mehr „Gewicht“ 
gegenüber den Behörden.

Ein Beispiel aus Berlin 
Soweit die Argumentation. Wie diese Mechanismen im Detail grei-
fen (können), habe ich anlässlich der „Turnaround!“-Tagung im Mai 
20195 am Beispiel einer Berliner Sekundarschule studieren können, 
die als Fallbeispiel von der vortragenden Expertin, Hannelore Tra-
geser, vorgestellt wurde. Es handelt sich um die Refik Veseli-Schule 
in Berlin Kreuzberg, die es inzwischen sogar schon zu einem eige-
nen Wikipedia-Eintrag gebracht hat.6 Ich zitiere aus dem Handout 
von Frau Trageser:

„Es handelt sich um eine mittelgroße Sekundarschule (…) in ei-
nem sozial schwierigen Quartier. Sie wurde im Rahmen der Berli-
ner Schulstrukturreform aus einer Hauptschule und einer Real-
schule zusammengelegt und hat seither keinen eigenen Schulna-
men, nur eine Schulnummer. Die in der Umgebung seit vielen Jah-

5	 Vgl. https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190515_OTS0135/
veranstaltung-am-21-mai-turnaround-wie-schulen-die-trendwende-
schaffen-damit-alle-mitkommen. Das Programm der Veranstaltung ist 
hier zu finden: https://events.arbeiterkammer.wien/turnaround/pro-
gramm?user_id=FsBm0BhTows%3D&mail_id=dsAoKjAu0cw%3D

6	 https://de.wikipedia.org/wiki/Refik-Veseli-Schule. Vgl. auch den Kurz-
bericht in der Presse vom 23.5.2019: https://www.diepresse.com/5632730/
wie-man-problemschulen-besser-machen-kann. Eine Google-recherche 
bringt zahlreiche Einträge zu dieser Schule, u.a. auch die Website der 
Schule: http://www.schule-skalitzer.de/
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ren ansässige Bevölkerung besteht aus vielen Familien, die auf 
staatliche Transferleistungen angewiesen sind, sowie vielen Fami-
lien mit Migrationshintergrund, vorrangig aus muslimisch ge-
prägten Kulturen. In den letzten Jahren wirkt sich die Gentrifizie-
rung der inneren Stadtbezirke aus: die Mieten steigen, bildungsaf-
fine Familien beziehen sanierte Häuser. Die Anmeldezahlen der 
Schule gehen gegen null, die Schule gilt als Sammelpunkt von 
Schulversagern (deutlich unterdurchschnittliche Leistungsergeb-
nisse, hohe Anzahl von Schulabbrechern) und als gewalttätiger 
Ort. Auch Teile des Kollegiums nehmen die Schule so wahr, viele 
Lehrkräfte fühlen sich ihren benachteiligten Schülern fürsorglich 
verbunden, trauen ihnen aber keine Schulerfolge zu und würden 
ihre eigenen Kinder nie auf diese Schule schicken. Zu Beginn des 
Projekts übernimmt nach der Pensionierung des Schulleiters eine 
relativ junge Schulleiterin das Amt und freut sich über die Unter-
stützung aus dem Projekt („School Turnaround – Berliner Schulen 
starten durch“), um die Schule aus ihrer Selbst- und Fremdwahr-
nehmung als „Resteschule“ heraus zu führen.“

Ich ergänze noch, dass die neue junge Schulleiterin7 als Gymna-
siallehrerin vorgestellt wurde. Das scheint mir nicht unwesentlich 
als Indikator dafür, dass sie nicht dem Milieu angehören dürfte, das 
die Mehrheit des Kollegiums stellt. Ich meine die dort anzutreffende 
Haltung: fürsorglich, aber hoffnungslos. Das dürfte von Anfang an 
nicht die Haltung der neuen Direktorin gewesen sein. Die Entwick-
lungsschritte, die diese neue Leiterin initiiert hat, werden auf Han-
nelore Tragesers Handout in vier Etappen vorgestellt, wobei nicht 
ganz klar ist, ob diese vier Etappen ein zeitliches Nacheinander dar-
stellen. Vermutlich ist es ein teilweises Nebeneinander, es gibt sicher 
Überschneidungen:
- Erarbeitung einer Vision und eines Leitbilds,
- Suche nach einem Namen für die Schule,

7	 Auf der Homepage der Schule wird interessanter Weise ein männlicher 
Leiter ausgewiesen. Ob diese weibliche Leiterin der Anonymisierung 
durch Frau Trageser geschuldet ist, oder ob tatsächlich inzwischen ein 
Wechsel in der Leiter-Position stattgefunden hat, entzieht sich meiner 
Kenntnis. 
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- �gezielte Besuche an den umliegende Grundschulen, um die Gründe 
für die Ablehnung und Vorschläge für Gegenmaßnahmen einzu-
holen,

- Antrag auf Eröffnung einer gymnasialen Oberstufe.

Der letzte Punkt muss angesichts der Ausgangslage doch etwas 
überraschen, ist aber nur konsequent in der Logik, die ich hier als 
Musterbeispiel für pädagogische Gentrifizierung vorstellen will. Ich 
will gleich mit der Namensgebung beginnen, die natürlich im Zu-
sammenhang mit der Leitbildentwicklung zu sehen ist. In diesem 
Abschnitt ist davon die Rede, die Kinder individuell fördern zu wol-
len; „Toleranz und Demokratie“ sind zentrale Begriffe, von der 
„Entfaltung von Verschiedenheit auf Basis gleicher Rechte“ ist die 
Rede, es wird auf Adorno und Prengel (Pädagogik der Vielfalt!) Be-
zug genommen. Der zweite Bezugspunkt für die Namensgebung, 
der ein langer Diskussionsprozess voranging, an dem alle, Schü-
ler*innen, Lehrer*innen, Eltern, beteiligt waren, waren „Einrich-
tungen aus dem umgebenden Sozialraum“, die leider nicht konkre-
ter genannt werden. Vielleicht Jugendzentren? Namensgeber wurde 
schließlich Refik Vesely, „ein junger muslimischer Albaner, der in 
der Zeit der Besatzung seines Landes durch die deutschen Nazis 
mehrere jüdische Familien vor Deportation und Tod rettete.“ Un-
mittelbarer Anlass für diesen Namensvorschlag war eine Bildungs-
reise der Schüler*innen einer 9. Klasse nach Israel mit einem Besuch 
in Yad Vashem. Von dort brachten sie den Namensvorschlag mit. 
(vgl. http://www.schule-skalitzer.de/images/stories/docs/rvsinfo-
neu.pdf)

Das ist wirklich ein starkes Signal, einen bis dato vollkommen 
unbekannten jungen Muslim als Namenspatron zu wählen. Gerade 
angesichts eines Mainstream-Diskurses, der im Zusammenhang 
mit muslimischen Jugendlichen eher Antisemitismus thematisiert. 
Und dieses Thema wurde (und wird?) in der Schule auch konsequent 
aufgegriffen bis hin zu einer Schulpartnerschaft in Jerusalem mit 
jährlichem Schüleraustausch.
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Schließen der Ertragslücke: Eröffnung einer Oberstufe!
Gleichzeitig wird die Umfrage und ‚Mängelerhebung‘ an den um-
liegenden Grundschulen durchgeführt. Die daraus entstandenen 
Kontakte führen schließlich dazu, dass sich eine Elterngruppe aus 
einer benachbarten Grundschule mit dem Anliegen meldet, dass sie 
auf der Suche nach einem Schulstandort ist, an dem die Montessori-
Klasse geschlossen weitergeführt werden kann. (Ob der Prozess 
wirklich so abgelaufen ist, wie ich ihn hier darstelle, lässt sich aus 
dem Handout nicht erschließen. Ich habe die Darstellung zweifellos 
zugespitzt, aber ich bin sicher, dass dieses spezifische Engagement 
dieser einen Elterngruppe hier einen entscheidenden Einfluss ge-
habt hat.) Diese Montessori-Klasse wird an der Schule eröffnet.

Schließlich der Höhepunkt! Ich zitiere wieder aus dem Handout: 
„Die Schule beantragte beim Schulträger, in Kooperation mit einer 
anderen Sekundarschule eine eigene gymnasiale Oberstufe einrich-
ten zu können. Beeindruckt von den bisherigen Entwicklungserfol-
gen der Schule wurde dies vom Schulträger zugestanden – damit 
wurde die Schule auch für bildungsaffine Eltern deutlich attrakti-
ver.“ 

Hier haben wir also alle Zutaten einer Gentrifizierung: eine ‚her-
untergekommene‘ Sekundarschule, die auf der Suche nach neuen 
Schüler*innen ist. Die engagierte Elterngruppe mit ihrer Montesso-
ri-Klasse. Ein Schulentwicklungsprozess, der sich sehr gut mit 
Stadtentwicklungsprojekten vergleichen lässt: Neugestaltung, At-
traktion neuer Schüler*innenschichten, demokratisches, partizipa-
tives Aushandeln mit möglichst breiter Beteiligung, schließlich er-
folgreicher Abschluss: Die Schule hat ihre Identität geändert; sie hat 
jetzt auch eine gymnasiale Oberstufe. 

Na und? Was soll man gegen einen solchen, wie man sieht, wirk-
lich erfolgreichen Schulentwicklungsprozess sagen? Da kann man 
nicht wirklich dagegen sein, bzw. Kritik bekommt da einen schalen 
Beigeschmack. Vermutlich trifft eines meiner Hauptargumente, die 
Verdrängung der ‚ursprünglichen‘ Schüler*innenschaft, auch gar 
nicht zu. Z.B. ist auf der Wikipedia-Seite unter der Rubrik „Bekann-
te Schüler*innen“ zu lesen: „Bahar Al-Amood (* 2000), deutscher 
YouTuber und Abiturient – löste am 22. März 2019 eine Massen-
schlägerei am Alexanderplatz aus.“ Also auch ein Schüler mit ara-
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bisch-muslimischem Hintergrund schafft das Abitur! Trotzdem 
würde ich bei meiner Behauptung bleiben, dass es ohne die Einrich-
tung eines Montessori-Zugs nie zu dieser Entwicklung gekommen 
wäre. Und diese Orientierung auf ‚Montessori‘ steht hier für das, 
was ich oben „Projektmanagement“ und „unternehmerische Le-
bensweise“ genannt habe. Zugegeben, da steckt viel Gutes und Sinn-
volles drin. Aber diese Orientierung auf Individualismus und Ei-
genständigkeit ist einfach nicht universalisierbar, auch wenn sie im 
pädagogischen Diskurs – und damit auch bei den Lehrer*innen, die 
ja großteils aus diesen bildungsaffinen Mittelschichten kommen – 
hegemonial ist. Für Kinder (nicht nur) aus deprivierten Verhältnis-
sen ist sie schlicht ein leeres Versprechen. Eine Erziehung zum „un-
ternehmerischen Selbst“ scheint aus dieser Perspektive geradezu ein 
Hohn.

Die Crux dieser Orientierungen und der damit einhergehenden 
„offenen“ Unterrichtsformen liegt darin, dass sie (oft) so tun, als 
wäre mit der „Individualisierung“ das Problem der schichtspezifi-
schen Benachteiligung gelöst. Wenn auf jedes Kind individuell ein-
gegangen werde, könne auch auf die schichtspezifische Benachteili-
gung individuell eingegangen werden. So ist es aber nicht: Diese so-
ziale Benachteiligung verlangt auch eine pädagogische Orientie-
rung, die diese Benachteiligung als soziales, gesellschaftliches 
Phänomen in den Blick nimmt. Ich habe diese soziale Benachteili-
gung und mögliche pädagogische Gegenmaßnahmen schon oft un-
ter dem Schlagwort „kompensatorische Erziehung“ beschrieben 
(zuletzt in Sertl 2014, 2020). Da geht es um Führung, um Aufgaben- 
und Leistungsorientierung, um kognitive und intellektuelle Forde-
rung und Förderung usw. Also Haltungen und Orientierungen, die 
für Kinder aus bildungsaffinen Familien von klein auf gegeben sind 
und sozusagen „nebenbei“ passieren (und, nach Bourdieu, den Vor-
sprung dieser Kinder ausmachen).

Wenn so getan wird, als wären diese individualisierten Unter-
richtsformen und die dahinterstehenden Orientierungen, und da-
mit all das, was ich als „pädagogische Gentrifizierung“ beschrieben 
habe, für alle Kinder das Richtige, dann tut man so, als hätte die 
Gentrifizierung einen ‚Kollateralnutzen‘. Was für die Mittelschich-
ten richtig und gut ist, ist für alle richtig und gut. Dem ist nicht so. 
Wenn man tatsächlich etwas für die Kinder aus bildungsfernen Mi-
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lieus tun will, dann muss man primär diese im Fokus haben. Ich 
wage zu bezweifeln, dass deren Leistungen sozusagen als Nebenef-
fekt besser werden. 
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Gudrun Müller

Bildungsgrätzl 
Der Wiener Weg zu einem stadtteilbezogenen 
Bildungsmanagement

Im Jahr 2017 präsentierten die Stadt Wien und die Bildungsdirek-
tion für Wien, vertreten durch Stadtrat Jürgen Czernohorszky und 
Bildungsdirektor Heinrich Himmer, das Konzept der Bildungs-
grätzl. Den Weg eines kooperativen, vernetzten und institutionen-
übergreifenden Lernens geht die Stadt Wien mit dem Bildungscam-
pusmodell bereits seit über zehn Jahren. Bildungsgrätzl legen die 
Idee des Bildungscampus auf gewachsene Stadtteile um, so dass 
junge Menschen in ganz Wien profitieren können. Ende 2019 waren 
15 Bildungsgrätzl in Wien aktiv, weitere zehn sind in Vorbereitung 
und werden 2020/21 eröffnet.

Die Wirkung von Bildungsarbeit erhöhen
Ausgehend von der Perspektive des lernenden Kindes möchten Bil-
dungsgrätzl ein verlässliches, qualitätsvolles und kontinuierliches 
Bildungsangebot in der unmittelbaren Umgebung der jungen Men-
schen anbieten. Bildungsgrätzl als professionelle, lokale Bildungs-
Netzwerke ermöglichen Angebote besser auf den konkreten Bedarf 
abzustimmen und stärken die AkteurInnen vor Ort. Die laufende 
Reflexion in inter- und transdisziplinären Settings trägt zur Innova-
tionsfreudigkeit und Qualitätssicherung bei. Die institutionenüber-
greifende Zusammenarbeit auf lokaler Ebene erhöht also die Wir-
kung von Bildungsarbeit und wirkt zugleich positiv auf das Zusam-
menleben im Stadtteil zurück.

Bildungsgrätzl zeichnen sich durch vielfältige Kooperationen 
zwischen Elementarpädagogik, Schulen und außerschulischen Bil-
dungseinrichtungen aus. Weitere PartnerInnen sind die offene Ju-
gendarbeit, Büchereien, Sport- und Kulturvereine, Communities 
oder lokale Unternehmen. Der Mehrwert der kontinuierlichen Zu-
sammenarbeit bildet sich in gemeinsamen Aktivitäten und intensi-
viertem Informationsaustausch ab und geht weit darüber hinaus: Im 
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Idealfall etablieren sich auf gemeinsames planvolles Handeln abzie-
lende lokale Netzwerke zum Thema Bildung, die sowohl formale Bil-
dungsorte als auch informelle Lebenswelten umfassen. Es entstehen 
tragfähige Beziehungen, die PädagogInnen und Leitungspersonen 
in Ihren fordernden Aufgaben stärken. Das kommt ganz unmittel-
bar den jungen Menschen zugute. 

Bildungsarbeit im Grätzl
In der Praxis verständigen sich die PartnerInnen eines Bildungs-
grätzls im Rahmen von Klausuren und Workshops über gemein-
same inhaltliche Ausrichtungen und pädagogische Profile. Sie tau-
schen sich in regelmäßigen Netzwerktreffen aus, arbeiten an ge-
meinsamen inhaltlichen Schwerpunkten und setzen gemeinsam 
Projekte um. Ressourcen und Kompetenzen werden nach Möglich-
keit geteilt und im Sinne der Bildungsziele gemeinsam genutzt.

Wichtige Handlungsfelder sind die Erleichterung der Übergänge 
zwischen einzelnen Bildungseinrichtungen und der Einstieg ins Be-
rufsleben. Wechselseitige Hospitationen oder Unterricht in anderen 
Institutionen/Schulen verbessern das gegenseitige Verständnis. Vie-
le der Grätzl setzen auf gemeinsame Fortbildungen, um wichtige pä-
dagogische Kompetenzen zu stärken und den fachlichen Austausch 
über Institutionengrenzen hinweg zu fördern. Inhalte sind z. B. Ma-
thematik von der Basis an, neue Autorität als verbindende Haltung 
und digitale Kompetenzen. Gemeinsame Themen sind Kinder- und 
Menschenrechte oder der öffentliche Raum als dritter Pädagoge. 
Kooperative Bildungsangebote sind Spanisch vom Kindergarten bis 
zur Matura oder eine gemeinsame Forschungswerkstatt. Die Kom-
munikation mit Eltern und Betreuungspersonen wird mit gemein-
samen Informationsabenden an den Nahtstellen und mehrsprachi-
gen BeraterInnen verbessert. Sportvereine, Kunst- und Forschungs-
projekte werden in den Unterricht einbezogen, und umgekehrt wird 
Bildung – etwa professionelle Hausübungsbetreuung – in den Le-
bensräumen, zum Beispiel am Sportplatz, der Kinder verwirklicht.



93

Empowerment für die Bildungsinstitutionen vor Ort
Bildungsgrätzl leben vom Engagement, den Kompetenzen und der 
Kreativität vieler PädagogInnen und anderer AkteurInnen vor Ort. 
Sie sind es, die anhand des konkreten Bedarfs Schwerpunkte festle-
gen und Initiativen und Projekte gestalten. Die Wiener Bildungs-
grätzl sind aufgrund der verschiedenen beteiligten Organisationen 
und handelnden Personen bunt aufgestellt.Die Bildungsgrätzl-Stra-
tegie unterstützt engagierte Menschen, Visionen zu entwickeln und 
Bildungsräume und -landschaften aktiv zu gestalten. 

Stadtteilorientierte Bildungslandschaften
Die Stadtteilorientierung rückt vielfältige Kooperationsmöglichkei-
ten der Bildungsinstitutionen mit lokalen Angeboten in den Fokus. 
Die Palette reicht von Sport-, Kunst- und Kulturprojekten über so-
ziale Angebote (etwa im Bereich Elternbildung oder sozialer Kom-
petenz) bis zu Kooperationen mit Gesundheitseinrichtungen (zum 
Beispiel in der Prävention psychischer Erkrankungen) und lokalen 
Wirtschaftstreibenden (etwa im Bereich Berufsorientierung). Es 
kann auf vielfältige Kompetenzen zurückgegriffen, Praxisbezug 
hergestellt werden und die Methodenvielfalt steigt.

Die Stadtteilorientierung erhöht auch die Sichtbarkeit des Ler-
nens als Bestandteil des Lebens im Grätzl und birgt das Potential, 
die Wertschätzung für die Bildungsarbeit zu erhöhen Die vernetzte 
Arbeit wirkt zudem positiv auf das Zusammenleben in den Stadttei-
len zurück. 

Die Erfahrungen zeigen, dass die Verbesserung der Qualität von 
Schulumfeldern (Qualität des öffentlichen Raums, Verkehr, stadt-
teilbezogene Freiflächen) wichtige Themen für die Kinder und Pä-
dagogInnen sind. Bildungsgrätzl können somit wichtige Partner in 
den Teilhabeprozessen der Stadtteilentwicklung und ein Praxisfeld 
politischer Bildung werden. 

Bildungslandschaften in der wachsenden Stadt
In Bildungsgrätzln werden innovative Bildungsprojekte vorgelebt, 
gleichzeitig aber im strukturierten, professionellen Austausch auch 
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Bedarfe formuliert. Ganz zentral ist diese Funktion in einer wach-
senden und sich dynamisch verändernden Stadt, denn für die Kin-
der und Jugendlichen vor Ort werden Veränderungen zuerst spür-
bar.

Bildungsgrätzl suchen konkrete Antworten auf die neuen Her-
ausforderungen und Rahmenbedingungen. Sie sind auf diese Weise 
auch aktive Begleiter und Gestalter der Veränderung. Welchen 
Grundsätzen die Bildungsgrätzl dabei folgen, ist in bildungspoliti-
schen Leitlinien festgehalten. 

Bildungspolitische Leitlinien für Bildungsgrätzl sind:
• � Offenheit: Die Offenheit und Vernetzung aller Lernangebote 

ist das oberste Grundprinzip der Wiener Bildungsgrätzl. Ab 
sofort gilt: Schule ist dort, wo SchülerInnen etwas lernen – 
und das kann überall sein. 

• � Grundkompetenzen: Die Wiener Bildungsgrätzl sind offene 
Strukturen mit großen Freiräumen. Diese Vielfalt braucht 
ein gemeinsames Fundament – die „Grundkompetenzen“. 
Das sind jene Lern- und Wissensinhalte, deren Vermittlung 
wir allen SchülerInnen in Wien garantieren. 

• � Dreisprachigkeit: Die Sprachförderung ist eine zentrale Auf-
gabe der Wiener Bildungsgrätzl. Das Ziel dabei lautet: Drei-
sprachigkeit. Gutes Deutsch, gutes Englisch und die Kennt-
nis einer dritten Sprache sind Schlüsselqualifikationen – so-
wohl für das Miteinander in Wien als auch für berufliche 
Perspektiven. Die Erstsprachenförderung ist dabei ein zent-
raler Beitrag.

• � Empowerment: Das wichtigste Lernziel der Bildungsgrätzl 
lautet: Selbstständigkeit. Darum setzen wir auf neue, auto-
nome Strukturen. Denn nur in einem mündigen System 
kann die Fähigkeit gefördert werden, selbstbestimmt zu han-
deln. 

• � Inklusion: Inklusion durch individuelle Förderung ist ein 
Prinzip der Wiener Bildungsgrätzl. Als vielfältige Netzwerke 
bieten sie neue Möglichkeiten, um besser auf die unterschied-
lichen Bedürfnisse von Kindern eingehen zu können.  
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• � Geschlechterrollen: Wiener Kinder sollen gesunde, selbstbe-
wusste und verantwortungsvolle Menschen werden. Ein 
Selbstwertgefühl zu entwickeln, das nicht auf der Abwertung 
von Anderen basiert, ist ein unverzichtbarer Teil davon. Des-
halb ist das einer der Schwerpunkte in den Wiener Bildungs-
grätzln. 

• � Soziale Gerechtigkeit: Die Entfaltung von Fähigkeiten darf 
keine Frage der Herkunft sein. Darum durchbrechen die 
Wiener Bildungsgrätzl die bürokratischen Mauern unseres 
Bildungssystems – und die damit verbundene Vererbung von 
Bildung. Auch der Mitteleinsatz orientiert sich am sozialen 
Bedarf.
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Gabi Lener und Susi Schrott

Das Bildungsgrätzl LeoMitte 
… ein Seiltanzakt zwischen Vision und (Struktur)beton ….

„…. ihren Bewohner[*inne]n, das rufen wir aus, gehört die Stadt und 
jedes Haus, das ist die Kommune … und sie wissen doch, was sie wol-
len und wofür und wohin, auch das ist die Kommune!“ (aus: Schmet-
terlinge, Proletenpassion, 1976)

Das Bildungsgrätzl LeoMitte rund um den Volkertplatz wurde im 
Herbst 2017 als eines der ersten Wiener Bildungsgrätzl eröffnet und 
war das erste Wiener Bildungsgrätzl, das von Vornherein die offene 
Jugendarbeit und Frauenbildungsarbeit inkludierte. Möglich wurde 
dies durch die zu diesem Zeitpunkt bereits mehrjährige Zusam-
menarbeit der beteiligten Institutionen im Grätzl. LeoMitte wurde 
gegründet vom Jugendtreff J.at, Frauentreff Piramidops, GTVS Ver-
einsgasse, MS Pazmanitengasse, VS Darwingasse, GTVS Novara-
gasse und AHS Lessinggasse und befindet sich im 2. Bezirk in Wien 
neben dem Augarten im Volkertviertel. Über die Jahre, begleitet 
durch professionelle Entwicklungsberater*innen der PH Wien, ergab 
sich die Beteiligung weiterer Bildungsgrätzlpartner*innen (Lern- 
und Familienzentrum LenZ-Concordia, AHSen Zirkusgasse, 
PVSen Lauder Chabad und Nepomukgasse), und vielfältige gemein-
same Projekte wurden initiiert und durchgeführt. Der Grätzlchor 
singt regelmäßig gemeinsam, Grätzlfeste und Grätzlolympiaden 
(Sportfeste für alle Kinder des Grätzls) werden miteinander veran-
staltet, gemeinsame Fortbildungen werden besucht, gemeinsam 
wurde das Lesefon (Büchertauschbörse in einem aufgelassenen Te-
lefonhütterl am Volkertplatz) installiert, im Zuge eines gemeinsa-
men Lesefests eröffnet und wird weiterhin regelmäßig „bespielt“. 
Die Transition von der Grundschule in die Sekundarstufe wird er-
giebig vorbereitet und begleitet, Fremd- und Zweitsprachkompeten-
zen werden zum Nutzen aller Grätzlmitglieder gemeinsam einge-
setzt. Die neue selbstgebaute „Grätzloase“ wird fleißig frequentiert 
und als Begegnungsort genutzt, gemeinsame Mobilitätsprojekte 
werden erfochten und umgesetzt (z.B. die verkehrsberuhigte Schul-
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straße), miteinander arbeiten wir an ökologischen Projekten, politi-
sche Bildung und Demokratieerziehung erfolgen in Kooperation, 
usw. Wir sind vernetzt, wir kennen einander, wir wissen im Bil-
dungsgrätzl, mit welchem Anliegen wir uns am besten an wen wen-
den, wir partizipieren an den jeweiligen Entwicklungsprojekten der 
Bildungsgrätzlpartner*innen, wir haben zusammen viel Arbeit und 
viel Spaß. Grund zur völligen Zufriedenheit? Um dies zu beantwor-
ten, wollen wir uns an den für uns zentralen bildungspolitischen 
Leitlinien für die Wiener Bildungsgrätzl entlangarbeiten.

1.	 Soziale Gerechtigkeit
„Alle in den letzten Jahren durchgeführten empirischen Bil-
dungsstudien (…..) verweisen auf eine starke soziale Selektivität 
des österreichischen Bildungssystems: Die Bildungschancen, die 
Kinder in Österreich vorfinden, hängen von ihrer sozialen Her-
kunft, also von Bildung, Beruf und Einkommen der Eltern, ab. 
Weitere Ungleichheitsdimensionen stellen der Migrationshinter-
grund, das Geschlecht und der Wohnort dar“ (Bacher, 2006). Ver-
lierer*innen im österreichischen Bildungssystem sind Kinder aus 
sozialstrukturell schlechtergestellten Familien, oftmals mit einer 
anderen Familiensprache als Deutsch. Sie haben nur geringe 
Chancen auf einen höheren Bildungsabschluss als ihre Eltern. 
Neben den politischen „Kosten“ dieses Umstands werden so auch 
hohe volkswirtschaftliche Kosten verursacht (z.B. bei hohem Be-
darf an zusätzlichen Fördermaßnahmen in der weiteren Schul-
laufbahn des Kindes, bei frühem Schulabbruch, bei Mangel an 
passenden Schulabsolvent*innen für offene Lehrstellen, usw.). 
Bildungsexpert*innen empfehlen daher, verstärkt in präventive 
Maßnahmen zu investieren. Diese sind deutlich erfolgverspre-
chender als kostenintensive Maßnahmen zur Förderung von Kin-
dern, die bereits Misserfolge auf ihrem Bildungsweg erfahren 
mussten, oder zur Reintegration jener Jugendlichen, die das 
Schul- und Ausbildungssystem bereits verlassen haben.

Die Stadt Wien formuliert als eines der zentralen Ziele der Wie-
ner Bildungsgrätzl, dass diese „die bürokratischen Mauern unseres 
Bildungssystems und die damit verbundene Vererbung von Bil-
dung“ durchbrechen würden. Mit eben dieser Zielstellung sind von 
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Beginn an auch die Akteur*innen in LeoMitte an die Bildungsgrätzl
arbeit herangegangen. Sind wir diesem Ziel nähergekommen?

Im Viertel um den Volkertplatz befinden sich nur wenige Minu-
ten Fußweg voneinander entfernt zwei Volksschulstandorte. Die 
beiden Schulen stehen in etlichen Fragen der Schul- und Unter-
richtsentwicklung in enger Kooperation, haben aber auch ihre je-
weiligen Schwerpunkte seit Jahren qualitätsvoll elaboriert. Trotz der 
prinzipiellen Gleichwertigkeit der pädagogischen Angebote der 
Schulen entscheiden die Eltern bei der Schulplatzwahl nicht primär 
entlang der jeweiligen Spezialschwerpunkte. Vielmehr fällt die 
Schulplatzwahl nach sozialstrukturellen Merkmalen. Diese Ten-
denz hat sich in den letzten Jahren massiv verstärkt. Laut den Ergeb-
nissen der Bildungsstandardüberprüfung M4 von 2018 stieg der An-
teil von Schüler*innen mit „Migrationshintergrund“ in der VS Dar-
wingasse seit 2013 signifikant, während der Anteil von Schüler*in-
nen aus Familien mit sehr niedrigem sozioökonomischen Status 
ebenso signifikant stieg. In der GTVS Vereinsgasse ist im selben 
Zeitraum der umgekehrte Prozess sichtbar – der Anteil der Schü-
ler*innen mit niedrigem Sozialstatus sank beträchtlich, ebenso der 
Anteil von Schüler*innen mit einer anderen Herkunftssprache als 
Deutsch. Das heißt, trotz der Einführung des Bildungsgrätzls und 
trotz der Orientierung an den Zielen sozialer Gerechtigkeit haben 
sich die Unterschiede in der Schüler*innenpopulation der beiden im 
Bildungsgrätzl direkt nebeneinander liegenden Schulen deutlich 
vergrößert. 

Eine Erklärung für dieses Phänomen könnte darin bestehen, dass 
die GTVS Vereinsgasse Mehrstufenklassen mit reformpädagogi-
schen Schwerpunkten anbietet, was v.a. Menschen mit innovativem 
Bildungszugang anspricht – dies sind vor allem jene, die selbst über 
positive Erfahrungen im Bildungssystem und in weiterer Folge über 
einen höheren Bildungsabschluss verfügen. Auf der anderen Seite 
haben Personen aus sozialstrukturell weniger gut gestellten Milieus, 
zumeist auch mit einer anderen Erstsprache als Deutsch, diesen in-
teressierten Zugang an reformpädagogische Schulmodelle weniger 
ausgeprägt und auch weniger Möglichkeiten, sich diesbezüglich 
weiterführende Informationen oder Erfahrungen anzueignen. Al-
lerdings muss diese Aussage eingeschränkt werden: z.B. wurde, um 
das soziale Milieu zu durchmischen, auch in der VS Czerninplatz in 
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1020 Wien eine Mehrstufenklasse eingerichtet, der gewünschte so-
ziale Durchmischungseffekt bleibt jedoch aus. Dieses Phänomen 
deckt sich beispielhaft mit der Erfahrung aus dem Sekundarstufen-
bereich, wo trotz besserer Ressourcenausstattung der NMSen der 
Trend ungebrochen in die AHSen führt. Offenbar sind also Res-
sourcen und pädagogische „Spezial“angebote allein keine ausrei-
chende Erklärung für Schulplatzentscheidungen. Das Vorhanden-
sein einer Ganztagesbetreuungsmöglichkeit in der GTVS Vereins-
gasse ist sicherlich ein wesentlicher Entscheidungsfaktor für die El-
tern, allerdings wären auch in der VS Darwingasse ausreichend 
Hortplätze verfügbar. Dass Hortplätze für Eltern aus bildungsaspi-
rierenden Milieus durchaus ein ernstzunehmendes Angebot sind, 
wenn sie sich an ihrer Wunschschule befinden, sehen wir am Bei-
spiel der privaten Volksschule in der Nepomukgasse, die sich eben-
falls am Rande des Bildungsgrätzls LeoMitte befindet: Hier sind 
Mittelschichtfamilien die absolute Mehrheit in der Elternschaft, 
und sie nehmen das Hortangebot gerne wahr, ohne eine Verschrän-
kung von Unterricht und Freizeit (wie in der GTVS) zum Kriterium 
ihrer Schulplatzwahl zu machen. Umgekehrt sollte die bis Septem-
ber 2020 kostenpflichtige Ganztagesform in der GTVS Eltern aus 
weniger finanzkräftigen Milieus keineswegs abgeschreckt haben, da 
die Beiträge seit eh und je sozial gestaffelt bis auf Null sinken. (Pro-
blematisch kann es jedoch werden, wenn ein Elternteil gar nicht be-
rufstätig ist und daher auch kein offizieller „Bedarf“ bzw. kein Be-
darf in der Selbstwahrnehmung der Familien für einen Ganztags-
platz besteht.) 

Die Elternentscheidung für eine bestimmte Schule orientiert sich 
ganz im Bourdieú schen Sinn daran, in welche Schule „ihresglei-
chen“ geht. D.h. ausgewählt wird von Eltern tendenziell die Schule, 
die bereits vermehrt von Personen aus dem gleichen Milieu besucht 
wird. Auch wenn Schulen versuchen, die Zugangsselektion an die 
einzelnen Standorte durch entsprechende Bewerbung der verschie-
denen Unterrichtsmodelle, gezieltes Ansprechen bestimmter Perso-
nengruppen (z.B. in den Kindergärten, bei Grätzlveranstaltungen, 
etc.) und andere Maßnahmen zu durchbrechen, so unterliegt die 
Schulwahl doch einer spezifischen Selbstselektion der jeweiligen 
Milieus. Im Bourdieú schen Sinne lässt sich vermuten, dass die je-
weiligen Milieus „wissen, was ihnen zusteht“. D.h. sie entscheiden 
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sich entlang ihrer eigenen Alltagstheorie darüber, welche Schule je-
mand aus ihrem Milieu „zu besuchen hat“, für eine bestimmte Schu-
le. Das Bildungsgrätzl mit seinen derzeitigen Handlungsmöglich-
keiten konnte diese Differenzierung entlang sozialstruktureller Kri-
terien bisher in keinster Weise durchbrechen, nicht einmal bremsen. 
Auch die Aktivitäten der Schulen und der offenen Jugendarbeit, 
selbst wenn sie wie im Bildungsgrätzl LeoMitte gemeinsame sind, 
vermögen diese sozialen Unterschiede nicht annähernd auszuglei-
chen. Nun könnte man aus einer liberalen Position heraus den 
Schluss ziehen, dass die Betroffenen den Status Quo für gut befinden 
und zufrieden sind, und die Schulen somit ihre Klientels optimal 
bedienen. Die Kehrseite dieser beschriebenen Differenzierungen 
entlang der Sozialstruktur ist aber, dass an den betroffenen Stand-
orten, insbesondere in der Darwingasse, eine relativ homogene 
Schüler*innenpopulation entstanden ist. Homogenität ist jedoch 
weder für das Lernen günstig, noch trägt sie zum tendenziellen 
Durchbrechen der in Österreich sehr ausgeprägten Reproduktion 
sozialer Ungleichheit über das Bildungssystem bei (die sich im vor-
liegenden Fall seit Jahren deutlich veranschaulichen lässt: Die Schü-
ler*innen der VS Darwingasse gehen zum größten Teil weiter in die 
NMS, die der GTVS Vereinsgasse zum größten Teil in die AHS, 
usw.). Da eine freiwillige Durchmischung der Milieus via Schulwahl 
durch die Eltern trotz intensiver Bemühungen im Bildungsgrätzl 
nicht erhofft werden kann, wäre im Sinne der Vermeidung oder Ver-
ringerung der hier aufgerissenen Problematik auf die Initiierung ei-
ner solchen Durchmischung durch die Schulen zu setzen, z.B. im 
Sinne einer Grätzleinschreibung als Modellversuch, begleitet von 
Unterstützungs- und Informationsmaßnahmen durch die Jugend-
arbeit und Frauenbildungsarbeit. 

Selbige Argumentation ließe sich selbstverständlich bei der Be-
trachtung der Sekundarstufenstandorte im Bildungsgrätzl, also be-
züglich der soziostrukturellen Differenz zwischen AHS-Unterstufe 
und Mittelschule, ebenso anwenden, nur dass die rechtlichen Rah-
menbedingungen hier noch regulierender und gegenüber „leis-
tungsschwächeren Schüler*innen“ mit aller Eindeutigkeit restrikti-
ver sind. 
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2.	 Mehrsprachigkeit
Als ein weiteres offizielles Ziel der Wiener Bildungsgrätzl wird 
„Mehrsprachigkeit“ formuliert, und zwar als Kombination von gu-
tem Deutsch, gutem Englisch und zumindest einer dritten Sprache. 

Nicht zuletzt ist im Spracherwerbsprozess der Unterrichtsspra-
che Deutsch, die für viele Kinder eine erst auf höherem Niveau zu 
erwerbende Zweitsprache ist, die Rolle des Lernens in der Peergroup 
von immenser, nicht zu unterschätzender Wichtigkeit: gleichaltrige 
Spielgefährt*innen und Freund*innen, die für die Lerner*innen als 
Sprachvorbilder in der Zielsprache fungieren können, haben einen 
überaus günstigen Einfluss auf das Sprachenlernen – ein Effekt, der 
durch noch so engagierte und kompetente Pädagog*innen in einem 
Setting ohne deutschsprachliche Peergroup kaum kompensiert wer-
den kann. Auch umgekehrt gilt: Für Kinder mit monolingual deut-
scher Familiensprache ist das Fehlen einer mehrsprachigen Peer-
group ebenfalls nachteilhaft, da ihnen dabei die Möglichkeiten für 
mehrsprachige Erfahrungen als Anregung für kompetente Mehr-
sprachigkeit, sowie das Erleben sprachlicher und kultureller Diver-
sität als Motor für spätere Weltbürger*innenschaft weitgehend feh-
len. Eine Durchmischung der Schüler*innenklientels der beiden 
oben genannten Grätzl-Volksschulen entlang sprachlicher Kriterien 
würde demnach für alle Beteiligten auch hinsichtlich ihrer Sprach-
kompetenzen eine Win-Win-Situation schaffen. Dass Mehrspra-
chigkeit an Schulstandorten auf bildungsaspirative Eltern nicht per 
se eine gewisse Anziehungskraft ausübt, liegt an der Verknüpfung 
von Herkunftssprache und sozioökonomischer Lage. Migrantische 
Sprachen wie Bosnisch-Kroatisch-Serbisch, Türkisch und in den 
letzten Jahren Arabisch, Tschetschenisch, Dari, Punjabi u.a. werden 
zumeist in Milieus gesprochen, die über weniger ökonomisches, 
aber auch kulturelles und soziales Kapital verfügen. Entsprechend 
sind mit ihren Sprecher*innen auch die Sprachen statusniedriger als 
die Sprachen des herkömmlichen Fremdsprachenkanons. Um sie 
für deutschsprachige Mittelschichtmenschen attraktiv zu machen, 
müsste ihr Wert im Alltag erlebbar werden. Dies könnte jedoch nur 
geschehen, indem sich die Alltagskontakte zwischen den Spre-
cher*innen erweitern und vertiefen, was durch getrennte Schul-
standorte im oben beschriebenen Sinne eher keine Begünstigung 
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erfährt. Somit bleiben Sprachlernressourcen durch schulische Se-
gregation ungenutzt. Daran ändern auch die Mehrsprachigkeitsini-
tiativen, die wir im Bildungsgrätzl setzen, nur wenig. Zwar gerät 
man als Kind oder Elternteil bei unseren mehrsprachigen Veran-
staltungen miteinander in Kontakt, zwar nutzen Pädagog*innen ge-
meinsam die Sprachressourcen der Kolleg*innen zwecks Optimie-
rung der Elternarbeit, aber letztendlich bleibt Mehrsprachigkeit 
trotzdem in der Rolle des Appendix, der nur genutzt wird, um 
„Schaden zu begrenzen“ (in der Elternarbeit) oder das Feld positiv 
aufzuspannen (z.B. im Projekt „Sprachennetz“ in der GTVS Ver-
einsgasse, in dem alle Schüler*innen eine migrantische Sprache zu-
mindest ein Semester lang in einem Kurs beschnuppern). Eine all-
tagstaugliche Mehrsprachigkeitssituation der Wohnbevölkerung im 
Grätzl entsteht aber dadurch noch nicht in ausreichendem Maße.

3.	 Grundkompetenzen
Ein erklärtes Ziel der Wiener Bildungsgrätzl ist es, bestimmte Lern- 
und Wissensinhalte allen Schüler*innen zu garantieren. Dem 
schließen wir uns natürlich völlig an und gehen davon aus, dass die 
erforderlichen Grundkompetenzen in allen Grätzlschulen mit den 
verschiedensten passenden Methoden an alle Kinder und Jugendli-
chen vermittelt werden. 

Neben Lern- und Wissensinhalten sind es aber oft die „Bewe-
gungsmuster“, das „Auftreten“, mit einem Wort der „Habitus“, die 
den Bildungs- und Berufsweg in entscheidendem Maße mitbeein-
flussen. Unsere Kinder und Jugendlichen bräuchten im Bildungs-
grätzl die Gelegenheit, Erfahrungen über den Habitus der je eigenen 
sozialen Milieus hinaus zu machen, d.h. auch andere Habitusfor-
men kennenzulernen und eventuell anzunehmen. Teach4Austrias 
und Jugendarbeiter*innen als diesbezügliche Role-Models eignen 
sich dafür bestens und können gleichzeitig andere Grundkompe-
tenzen, die in der Schule nicht im Fokus stehen, erkennen und ver-
mitteln. In weiterer Folge würden wir uns davon eine Reduzierung 
von späterem Drop-Out und von Selektion im Bildungsprozess er-
warten, sowie damit verbunden eine stärkere sozialstrukturelle 
Durchlässigkeit. Wie oben beschrieben findet der für das Kennen- 
und Erlernen anderer Habitusformen nötige Kontakt verschiedener 
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Milieus miteinander aber auch im Bildungsgrätzl LeoMitte nur in 
beschränktem Maß statt. Nicht nur schulisch besteht dieses Prob-
lem, auch die Erwachsenen unterschiedlicher Milieus besuchen un-
terschiedliche Beisln (die ihr Publikum nicht zuletzt durch die 
Preis- und Angebotsgestaltung regulieren), benutzen öffentliche 
Plätze in unterschiedlichem Ausmaß, und bewohnen nicht zuletzt 
auch in den gemeinsamen Wohnhäusern unterschiedliche Stock-
werke (vertikale Gentrifizierung) mit sehr unterschiedlichen Not-
wendigkeiten, das Wohnen aus der Wohnung hinaus ins Wohnhaus 
oder auf die Straße auszudehnen. Durch eine entsprechende Ange-
botsgestaltung am Volkertplatz hoffen wir, die vorhandene Vielfalt 
besser nutzen und gegenseitiges Verständnis der unterschiedlichen 
Anwohner*innen besser unterstützen zu können.

4.	 Empowerment
„Nicht zuletzt für Kinder und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund sind Anerkennungsprozesse jenseits der Notengebung nach-
weislich von großer Bedeutung“ (Ritter, S.19). Unser Anspruch ans 
Bildungsgrätzl ist demnach, dass Kinder und Jugendliche in auto-
nomen Räumen ihre Selbstständigkeit erproben und erweitern kön-
nen und Erfolgserfahrungen abseits von klassischen Schulleistun-
gen machen. Dafür sind im Grätzl autonome Gestaltungsräume 
nötig. Das Jugendzentrum J.at stellt einen solchen dar und entwi-
ckelt mit den Jugendlichen entsprechende Projekte, viele davon in 
enger Kooperation mit den Grätzlschulen. Die Teilnahme der MS 
Pazmanitengasse am Pilotprojekt „Respekt – gemeinsam stärker“ 
wurde unter anderem durch die langjährige gelungene Kooperation 
mit dem Jugendtreff ermöglicht. Mit dem Zuzug der AHS Lessing-
gasse ab Oktober 2020 (seit Jahren in Expositur wegen Umbau) wer-
den jedoch zusätzlich zu den jetzt im Grätzl vorhandenen Jugendli-
chen, die v.a. die MS Pazmanitengasse besuchen, bis zu 1600 neue 
Jugendliche, und zwar AHS-Schüler*innen, bei uns ankommen. 
Somit entstehen neue Herausforderungen einerseits, was die Gestal-
tung des öffentlichen, gestaltbaren Raums im Grätzl betrifft (die Ju-
gendlichen werden Platz „auf der Straße“ brauchen, aus unter-
schiedlichen Milieus zusammentreffen und neue Konflikte werden 
entstehen), andererseits vor allem auch was die räumlichen und per-
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sonellen Ressourcen des Jugendzentrums J.at anbelangt – das J.at 
wird zwar derzeit durch Umbau vergrößert, ob damit der künftige 
Bedarf gedeckt werden kann, v.a. auch im personellen Bereich, 
bleibt jedoch eher offen. 

5.	 Offenheit
Im Bildungsgrätzl gehen wir von einer Vernetzung aller Lernange-
bote aus, und zwar mit der Prämisse, dass Menschen nicht nur in 
der Schule, sondern in allen Lebenszusammenhängen lernen (kön-
nen). Außerschulische informelle Bildungsangebote werden durch 
die Jugendarbeit in einem größeren Zusammenhang ermöglicht 
und haben den Vorteil, niederschwellig für alle Heranwachsenden 
offen zu sein. Grundgedanke ist, das Kind und den*die Jugendli-
che*n in den Mittelpunkt zu stellen und in der jeweiligen lebens-
weltlichen Gesamtheit zu sehen. Um Jugend mit ihren Herausforde-
rungen zu ermöglichen, sind jeweils für das Kind passende Unter-
stützungs- und Begleitungsangebote zu setzen. 

Schule, im Grätzlzusammenhang verortet und eingebunden, hät-
te die Aufgabe, „soziale und kulturelle Angebote für die Gemeinde 
zu entwickeln und als soziales und kulturelles Zentrum, aber auch 
als Ort der Erwachsenenbildung zu dienen“ (Ritter, S.25). Erwachse-
nenbildung im Grätzl ist bislang v.a. der Arbeitsbereich des Frauen-
treffs Piramidops, der Frauen – von Basisbildung, Alphabetisierung, 
Deutschkursen angefangen, bis hin zu Grätzlerkundungen, Institu-
tionenkunde und Radfahrkursen – ein breites Angebot offeriert. 
Sinnvoll wäre, auch Schulen als Bildungsstätten für Erwachsene zu 
nutzen. Dadurch wäre nicht nur das Raumangebot für Erwachse-
nenbildungsmaßnahmen deutlich erweitert, sondern auch die El-
ternbeteiligung an schulischen Aktivitäten würde sich verbessern 
lassen, wenn die Barriere gegenüber Schule dadurch sinkt, dass sie 
sich alltagsweltlich für alle Bewohner*innen des Grätzls öffnet. 

Beispielhaft: Wenn Frauen die Möglichkeit bekommen, Basis-
qualifikationen wie z.B die Kulturtechniken „nachzulernen“ in ei-
nem Kurs, den das Frauentreff anbietet, dies räumlich aber in der 
Ganztagsvolksschule stattfindet, haben diese Frauen Gelegenheit, 
die Schule zu betreten und ihre Infrastruktur zu nutzen, ohne damit 
gleich in ein observierbares Verhältnis zur Schule zu geraten. Sie 
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können beginnen, im Gebäude „heimisch“ zu werden, es sich „an-
zueignen“ und werden vermutlich in weiterer Folge weniger Hem-
mungen haben, es in der Rolle als Erziehungsberechtigte zu betre-
ten. Eltern könnten somit sehr niederschwellig ins Boot geholt wer-
den, ganz im Gegensatz zu den „Elternbildungskonzepten“, die un-
serer gegenwärtigen Bundesregierung anscheinend vorschweben 
und die sehr stark an „Wertekurse für Eltern zwecks Einhaltung der 
Integrationspflicht“ denken lassen. Letztere unterstellen eine prinzi-
pielle Nichteinsicht in die Gepflogenheiten „unserer Kultur“, die in 
verpflichtenden Kursen abzutrainieren ist oder mit Kürzung von so-
zialen Transferleistungen bedroht wird (vgl. Interview von BMin S. 
Raab in der Krone am 18.6.20)

Unser Konzept hingegen wäre eine Öffnung und gemeinsame 
Nutzung von Infrastruktur mit der Perspektive, darüber auch zu ge-
meinsamem Handeln in anderen Bereichen zu kommen. Durch die 
Nutzung der Räume des Jugendtreffs durch Frauengruppen von Pi-
ramidops gelingt dies bereits beispielhaft. Die Grundstruktur der 
Öffnung der Räume vom Jugendtreff J.at (Nutzungsvertrag, Schlüs-
selvergabe) ermöglicht sowohl Bildungsveranstaltungen für Frauen, 
selbstorganisiertes Frauencafe, sowie eine Zumba-Gruppe. Dadurch 
gelingt es dem J.at, auch an die „Mütter, die am Platz sitzen“ heran-
zukommen und ihre Blickwinkel auf Unterstützungsmöglichkeiten 
für ihre Kinder zu erweitern. 

Dass das Jugendzentrum mit seinen begrenzten Raumressourcen 
so intensiv genutzt wird, zeigt die Dringlichkeit des Raumbedarfs 
im Grätzl. Deshalb wird eine Öffnung der Schulräume dringend be-
nötigt! Gemeinsamen Nutzungen der vorhandenen Infrastruktur 
sind dringend nötig, jedoch durch strukturelle Rahmenbedingun-
gen sehr erschwert (z.B. verfügbare Schlüssel der Schulen). 

Grundsätzlich noch schwieriger wird ein gemeinsames Nut-
zungskonzept beim Sportsaal: Wiewohl er im Grätzl dringend ge-
braucht würde (für Jugendzentrum, einen LGBTIQ-Handballclub, 
an dem Jugendliche des Grätzls teilnehmen, für das Frauentreff und 
für einen antifaschistischen Fußballclub), ist eine Eigennutzung 
durch Schule und Grätzl ab 18:00 nicht vorgesehen und die für die 
Turnsaalvergabe zuständige MA51 beharrt auf die Weiterführung 
von Verträgen mit externen Vereinen, die im Grätzl keineswegs ein-
gebunden sind. Hier braucht es das Bekenntnis der Stadt Wien zum 
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Bildungsgrätzl mit allen Konsequenzen, also auch betreffend die 
Raumnutzung.

Als nachhaltiges Best-Practice-Beispiel ist in diesem Kontext das 
Projekt „Summer City Camp“ zu nennen, das ausgewählte Wiener 
Schulen im Sommer für eine sehr qualitätsvolle Ferienbetreuung 
öffnet. Die GTVS Vereinsgasse ist Summer-City-Camp-Standort im 
Bildungsgrätzl LeoMitte und hat mit dem Konzept bisher ausneh-
mend positive Erfahrungen gemacht – nicht nur hinsichtlich Feri-
enbetreuung, sondern auch und vor allem, was den „Blick des 
Grätzls auf die Schule“ betrifft: Die Nutzung in den Sommerferien 
modifiziert den Blick auf Schule als reine Unterrichtsinstitution, 
wertet freizeitpädagogische Aktivitäten und Konzepte an sich auf 
und macht neue Konzepte und pädagogische Visionen möglich.

6.	 Inklusion
Inklusive Pädagogik steht „nicht für eine Integration von Bildungs-
benachteiligten in eine konventionelle Lernumgebung, sondern Ziel 
ist die Veränderung der Lernumgebung als solche, welche die Poten-
ziale aller Lernenden berücksichtigt“ (Lassnigg, Steiner, Wagner, 
S.21). D.h. das Bildungsgrätzl bietet die Möglichkeit, in vielfältigen 
Netzwerken unterschiedlichste Angebote für unterschiedliche Be-
dürfnisse der Kinder und Erwachsenen zu machen. Ein wesentli-
cher Fokus muss dabei wiederum auf sozialstrukturelle Ungleich-
heiten gerichtet werden: 2018 waren in Österreich 21,7% der 6–10jäh-
rigen armuts- und ausgrenzungsgefährdet (Schipfer, S.32), und wir 
können davon ausgehen, dass die Verteilung auf die Schulstandorte 
im Grätzl sehr unterschiedlich ist. Dass sich Menschen mit besonde-
ren Bedürfnissen z.B. auf Barrierefreiheit verlassen können müssen, 
ist ohnehin eine Selbstverständlichkeit im Bildungsgrätzl LeoMitte. 
Dass dies noch nicht in der gesamten Bildungsregion gewährleistet 
ist, sehen wir jedoch immer wieder im Kontakt mit anderen Schu-
len, die sich doch immer wieder die Frage stellen, welche Kinder 
(wiewohl sie neben der Schule wohnen!) dem pädagogischen Setting 
ihrer Schule zumutbar sind. Das Kinder- und Menschenrecht auf 
Inklusion, von Eltern als „Recht auf integrative Beschulung“ bereits 
in den 90er Jahren erkämpft, schlägt sich zwar gesetzlich, nicht je-
doch aber immer im Realen nieder: Im Sinne von „wir wollen das 
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Beste für Ihr Kind und jemand anderer soll es Ihnen bieten“ werden 
Eltern durchaus auch heute noch aus Regelschulen „hinausberaten“. 
Dies muss eines der wichtigsten Standbeine jeder Grätzlschule wer-
den: sie muss da sein für alle Kinder des Grätzls, unabhängig von 
Herkunft, Sprache, Begabungslage, etc. 

7.	 Zivilgesellschaft und Demokratie
Was die Stadt Wien in ihrer Bildungsgrätzlkonzeption nicht mit-
formuliert, uns aber zentral wichtig erscheint, ist die Rolle, die das 
Bildungsgrätzl für Zivilgesellschaft und Demokratie spielen kann. 
Gehen wir davon aus, dass im Bildungsgrätzl die Gestaltung der so-
zialen Umgebung, Empowerment und Selbstorganisation im Mittel-
punkt stehen, und zwar bei allen Grätzlbewohner*innen der ver-
schiedensten Milieus, so könnten im gemeinsamen Tun in be-
stimmten Projekten und Prozessen unterschiedliche Lebenswelten 
zusammengeführt werden. „Ausgehend von der jeweiligen Lebens-
welt mit ihren je unterschiedlichen Plausibilitäten und unhinter-
fragten Selbstverständlichkeiten bringt Community Education ei-
nen Lernprozess unter Menschen unterschiedlicher Herkunft in 
Gang, bei dem alle ihre Kompetenzen einbringen und von- und mit-
einander lernen“ (Freise, S.59). Ein neues politisches Narrativ 
könnte entstehen, das sich von Polarisierung weg hin zu Solidarität 
und Gemeinsamkeit des Verschiedenen bewegt. Am einfachsten 
entsteht dies beim gemeinsamen Eintreten für gemeinsame Interes-
sen, die es jedoch erst herauszufinden gilt. Im Bildungsgrätzl steht 
in jedem Fall der Bildungs- und Lebensweg unserer Kinder und Ju-
gendlichen im Fokus. Darüber hinaus sehen wir es als unsere Auf-
gabe, Interessensfindungsprozesse zu ermöglichen, zu unterstützen 
und zu moderieren. Gemeinsame Aktivitäten und Engagements 
(z.B. die Ausweitung der verkehrsberuhigten Schulstraße auf eine 
Fußgänger*innenzone, Klimademos, gemeinsame Schulgartenge-
staltung oder gemeinsame Straßenfeste, u.v.m.) wirken nicht nur 
vereinend, sondern sind auch Teil politischer Bildung und tragen 
nicht zuletzt zur Qualifizierung bei. „Sekundäreffekte können neu 
erlernte Fähigkeiten des Organisierens und Kommunizierens sein, 
aber auch Lerneffekte über das Funktionieren von Politik und im 
Idealfall auch eine stärkere Identifikation mit der demokratischen 
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Grundordnung und Wertschätzung der Möglichkeiten, die die De-
mokratie bietet“ (Marxer, S.48). Wichtig und unerlässlich sowohl 
für gegenseitige Lerneffekte als auch für demokratisches Eingebun-
densein ist dabei in jedem Fall die gemeinsame Augenhöhe, auf der 
sich alle Aktivist*innen begegnen. „Die Beteiligung aller als Ler-
nende ist nicht nur eine methodische Aufgabe, sondern vor allem 
eine Haltung. Inhalte werden nicht von „Gebildeten“ vorgegeben, 
sondern gemeinschaftlich entwickelt. […] Lernen wird von allen Be-
teiligten als ein gemeinschaftlicher Prozess verstanden“ (Ritter, 
S.11). Dieses Herangehen mit dem Ziel der Erweiterung von Hand-
lungskompetenzen muss ebenso eine breite Partizipation ermögli-
chen, wie gemeinsam Themen des Ausschlusses (siehe Artikel zu 
30% in diesem Heft) politisch thematisieren. Grätzlinitiativen kön-
nen jedenfalls wichtige Beiträge zum Erlernen demokratischen Ver-
haltens leisten und die Demokratiekompetenz der Beteiligten erwei-
tern. Grundsätzlich ist dies aber nur mit einem selbstermächtigen-
den Politikzugang, also einem Buttom-up statt Top-down möglich 
– was mit dem Politikbegriff der herkömmlichen Parteien in Kolli-
sion geraten kann ….. Schon vor der Einrichtung des Bilungsgrätzls 
hatte dieser Zugang nachhaltige Tradition durch die Etablierung des 
Grätzlmanagements mit den entsprechenden Lokalen und Arbeits-
kreisen. 

Wie weiter?
Die bisherigen Ausführungen sollen aufzeigen, dass Bildungsgrätzl, 
wiewohl sie viele Möglichkeiten beinhalten, auch an strukturelle 
Grenzen stoßen. Was bräuchte nun das Bildungsgrätzl LeoMitte, 
um seinen Zielen näher zu kommen?

1. � Ressourcen und Handlungsspielräume
Sollen die oben beschriebenen zivilgesellschaftlichen Lernprozesse 
möglich werden, braucht es eine Erweiterung der Gestaltungsspiel-
räume im Grätzl. Dies beinhaltet nicht zuletzt einen monetären As-
pekt – z.B. den Zugriff auf niederschwellige unbürokratische Pro-
jektförderungen, wie wir sie z.B. für das Errichten unserer Grätz-
loase bekommen konnten. Unsere Aufgabe als Bildungsgrätzl dabei 
kann sein, entsprechend den Anforderungen und Bedürfnissen der 
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Betroffenen mögliche Ressourcentöpfe zu kennen, darüber zu infor-
mieren, über Handlungsspielräume zu beraten und bei der Inan-
spruchnahme zu unterstützen (Einreichungen, Dokumentationen, 
etc.). Notwendig dafür (und fehlend!) ist eine rechtliche Form des 
Bildungsgrätzls, die die formal richtige Einreichung bei Fördertöp-
fen überhaupt erst möglich macht. 

Wo es um Bedarfe und Gestaltungsmöglichkeiten von heran-
wachsenden Menschen im Grätzl geht, muss die Expertise des Bil-
dungsgrätzl angehört und in grätzlrelevante Entscheidungsprozesse 
einbezogen werden. 

2. � Ausweitung der rechtlichen Selbstbestimmungsmöglichkeiten 
autonomer Schulen im Bildungsgrätzl

Schulen müssen Prozesse und Strukturen in ihrem Zuständigkeits-
bereich im Sinne des Bildungsgrätzls umgestalten können. Es be-
darf keiner zentralen Steuerung durch die Bildungsdirektion und 
deren Präsidialabteilungen, wo die Expertise vor Ort und die 
grätzlspezifische Kenntnis der Lage eindeutige Weichenstellungen 
und Lösungen bieten kann. Gemeint sind wie oben beschrieben z.B. 
die grätzlautonome Umgestaltung der Schuleinschreibung, die Ge-
staltung einer gemeinsamen Mittelstufe, aber auch einfache Dinge, 
wie z.B. wo welche Klassen eröffnet und welche Expositurklassen 
eingerichtet werden. Das Bildungsgrätzl ist genau der Ort, wo der-
artige Konzepte entwickelt, diskutiert und erarbeitet werden.

3. � Öffnung der Schulen für das Bildungsgrätzl
Wie Jürgen Czernohorszky fordert, sollen Schulen im Bildungs-
grätzl „auch mit Vereinen, Initiativen und Einrichtungen in der un-
mittelbaren Umgebung, die etwas zum Lernen beitragen können“ 
(Czernohorszky, 2017) zusammenarbeiten. Um diese Verknüpfung 
von Schulleben und Stadtteilkultur möglich zu machen, bedarf es 
dringend der Öffnung der Schulen. 

Dies beinhaltet einerseits die materielle Öffnung, das heißt die 
Ermöglichung der Schulraumnutzung, ohne vor mit Zentralschlüs-
seln versperrten Toren zu stehen. Schulraum-Mitnutzung ist derzeit 
bis 21:00 möglich, am Freitag bis 18:00, am Wochenende gar nicht – 
also in den Zeiten, in denen auch der Schulwart da ist. Was aber 
spricht gegen eine Bandprobe bis 22:00, gegen Theaterarbeit am Wo-
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chenende, gegen gemeinschaftliche Kochkurse in der Schulküche 
außerhalb der Schulwartdienstzeiten, gegen eine Radwerkstatt am 
Samstagabend? Eigentlich nichts – außer dass man dann in die 
Schule nicht hineinkommt. Dafür müssen, soll das Konzept des Bil-
dungsgrätzls ernst genommen werden, dringendst organisatorische 
Lösungen gefunden werden! Darüber hinaus fänden es die Päda-
gog*innen der jeweiligen Schulstandorte sicherlich ebenfalls begrü-
ßenswert, wenn sie von ihren Arbeitsplätzen nicht ausgesperrt wür-
den. 

Zum Zweiten müsste die Stadt Wien für die Vergabe von Räumen 
und Turnsälen zur Mitbenutzung in den Bildungsgrätzln dringend 
neue Vergabemodalitäten etablieren. Es ist nicht einzusehen, war-
um die MA51 nicht nur darüber entscheidet, wer die Turnsaalres-
sourcen des Grätzls nutzt, sondern sich dabei außerdem durch gro-
ße Veränderungsresistenz auszeichnet. (Im Bildungsgrätzl LeoMitte 
konnte eine Eigennutzung durch Grätzlvereine nach zähem Ringen 
zumindest teilweise erreicht werden.) Grätzlaktivitäten müssen in 
allen Fällen ganz klar den Vortritt gegenüber Fremdnutzungen be-
kommen – und dies verlässlich, unbürokratisch und transparent! 

4. � Ressourcen für Entwicklung und Koordination
Jede Reform – und um eine solche sollte es sich bei den Bildungs-
grätzln handeln – erzeugt Koordinierungsbedarf. Neue Möglichkei-
ten und damit neue Unsicherheiten entstehen. Diese verlangen nach 
neuen Koordinationsformen. Eine Veränderung bisheriger „büro-
kratischer“ Steuerungsverhältnisse tut not (vgl. NBB, S.372ff.). Die 
Partner*innen im Bildungsgrätzl haben mitunter sehr unterschied-
liche Arbeitslogiken und Arbeitsaufträge und es kommt ohnehin zu 
Spannungen zwischen Autonomie/Abhängigkeit, Vertrauen/Kont-
rolle, Kooperation/Wettbewerb, Flexibilität/Spezifität, Vielfalt/Ein-
heit, Formalität/Informalität, ökonomischem Handeln/Herr-
schaftssicherung. Darüber hinaus sind gewisse Investitionen in die 
soziale Beziehungspflege und die multilaterale Abstimmung nötig. 
„Die Akteur*innen aus dem Feld sind angehalten, ihre Arbeit, Ex-
pertise und Kreativität einzubringen“ und in jedem Falle entsteht 
„ein zusätzlicher Mehraufwand“ (Lassnigg, S.8).

Um allen Anforderungen nachkommen zu können, ist die Aner-
kennung und Etablierung der Arbeit im Bildungsgrätzl notwendig, 
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z. B. durch das Freimachen von Ressourcen für die Bildungsgrätz-
larbeit, die Befreiung von rein administrativen Tätigkeiten für 
Schulleitungen oder Jugendtreffleitung, etc.  

Gleichzeitig spricht aber nichts gegen eine Arbeitskraft als admi-
nistrative Unterstützung für das Bildungsgrätzl, die für das Grätzl 
projektbezogene administrative Tätigkeiten erledigt. 

Das Stadtratbüro für Bildung hat für die Wiener Bildungsgrätzl 
eine Bildungsgrätzlbeauftragte eingesetzt – das für diese Funktion 
bereitgestellte Stundenausmaß entwickelt sich jedoch nicht analog 
den wachsenden Anforderungen in der ständig steigenden Zahl von 
Bildungsgrätzln. Berlin – so haben wir bei den Recherchen im Vor-
feld dieses Bandes herausgefunden – leistet sich für manche Grätzl 
und deren Entwicklungsbedarf zumindest stundenweise eigene Ar-
beitskräfte. Z.B. im märkischen Viertel gibt es eine halbe Stelle, die 
sich mit Koordination, Projekten und Finanzierungen beschäftigt 
(vgl. https://bildungsverbund-mv.de/). Sicherlich nicht ausreichend, 
aber doch deutlich mehr als ein Tropfen auf den heißen Stein. 

5. � Handlungswirksames Interesse der Bildungsdirektion Wien und mit 
Kompetenzen ausgestattete Grätzlentwicklungsbegleitung

Bildungsgrätzl sind keine ganz neue Erfindung. Schon in den 90er 
Jahren entwickelten sich „Community Education“ genannte Kon-
zepte, die „nicht mehr die Gesellschaft als Ganzes, sondern das Ge-
meinwesen vor Ort im Zentrum des Reforminteresses“ (Weiß, S.8) 
verorteten. Gleichzeitig wurden seit den 1990er Jahren im Bildungs-
system neue Steuerungsstrukturen auf den Weg gebracht. Einzel-
schulische Handlungsspielräume wurden ausgeweitet und gleich-
zeitig nationale Bildungsstandards eingeführt. Lokale und regionale 
Bildungslandschaften rückten in den Blick. 

Für den schulischen Bereich erweiterte das Bildungsreformgesetz 
2017 die Möglichkeiten der Schulautonomie und stellte die Bildung 
von Schulclustern in Aussicht (NBB, S.365ff.). 

Mit diesen Veränderungen entstand auch die Notwendigkeit, 
neue Steuerungsprozesse auszuhandeln. In Schulclustern, Bildungs-
grätzln (am Beispiel Wien) wäre der Wettbewerb zwischen Einzel-
akteur*innen einer Region zu suspendieren mit dem Ziel, die ge-
samte Qualität der Region (in Wien: des Grätzls) zu erhöhen, also 
einen regionalen Fahrstuhleffekt zu bewirken, an dem alle partizi-
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pieren und von dem alle profitieren können (NBB, S.375). Diese Ab-
kehr vom Postulat der Einzelschulentwicklung macht aber eine 
neue systemübergreifende Koordinierung, auch mit neuen Ak-
teur*innen, nötig, zumal die verschiedenen im Bildungsgrätzl ver-
einten sozialen Sektoren (Schule, Jugendarbeit, Gemeinwesenarbeit, 
etc.) zumeist nicht identisch funktionieren. Die Etablierung einer 
einzelschulübergreifenden Verantwortungsgemeinschaft und von 
Netzwerkarbeit und Partizipation als Steuerungsinstrumente 
braucht Zeitressourcen und eine professionelle Identität des Lei-
tungspersonals, einen umfassenden Projektplan und eine begleitete 
Entwicklung, an deren Beginn die Erarbeitung eines gemeinsamen 
Leitbilds und gemeinsamer Ziele steht. 

Wir stehen in Wien damit vor zwei parallelen, miteinander ver-
knüpften Entwicklungen. 

Die schulische Clusterentwicklung
Zwar ist vorgesehen, dass die Schulaufsicht die Qualitätskontrolle, 
das Bildungsmonitoring und die Beratung übernimmt (zumindest 
im Falle der Cluster, die Grätzl sind ja nicht so eindeutig verortbar) 
und strategische Entwicklungen koordiniert (vgl. NBB, S.369). Je-
doch wurden die Schulqualitätsmanager*innen mit keinerlei dies-
bezüglichen (Entscheidungs)Kompetenzen, geschweige denn einem 
diesbezüglichen Arbeitsauftrag ausgestattet (der ihre etwaigen In-
terventionen und Entwicklungsaufträge legitimieren könnte). 2018 
sollten eigentlich Pilotcluster starten, 2019 wäre eine Ausweitung 
geplant gewesen, das Ziel war eine Regionalisierung von Verände-
rungsstrategien (NBB, S.372). In Österreich existiert jedoch bislang 
kein formalisierter Zeit- und Maßnahmenplan für Schulcluster als 
neues Steuerungsinstrument und entsprechend wenig Handlungs-
spielraum für die Begleitung dieser Entwicklungen haben selbst die 
engagiertesten Schulqualitätsmanager*innen. 

Die Bildungsgrätzlentwicklung
Unsere Grätzlentwicklung wurde von sehr kompetenten Entwick-
lungsberater*innen der PH Wien begleitet, jedoch verfügen auch 
diese über keinerlei Kompetenzen, was das Einfordern und Evaluie-
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ren von Entwicklungen betrifft. So bleibt Grätzlentwicklung dem 
Good-Will der Akteur*innen überlassen, was zwar bestens zu einer 
Buttom-up-Veränderung passen würde, institutionellen Machter-
haltungswillen und etwaige Veränderungsresistenz aber nicht ein-
kalkuliert und schon gar nicht zu relativieren vermag. Um sich auf 
einen gemeinsamen Willen und einen gemeinsamen Weg einigen zu 
können, braucht es ein gemeinsames Leitbild. Dieses kann unend-
lich viel leichter mit einer externen Begleitung entwickelt werden. 
Abstimmungs- und Austauschprozesse, horizontale Kooperations-
prozesse, die eine Veränderung im professionellen Selbstverständ-
nis und eine Neuverteilung von Verantwortungs- und Handlungs-
bereichen implizieren, stellen komplexe Prozesse dar. Es ist unwahr-
scheinlich, dass diese „im Wildwuchs“ erfolgreich bewältigbar sein 
werden. Ein Bekenntnis des Stadtratbüros zu einer professionellen 
Bildungsgrätzlentwicklung würde bewirken, dass diese auch profes-
sionell begleitet werden müsste und Ergebnisse eingefordert und 
evaluiert werden könnten.
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Susi Schrott

Peripherie in der Stadt – ein Grätzl im Zweiten
Die Entstehung und Entwicklung des Volkertviertels

Die folgende Darstellung der Entstehung des Volkertviertels basiert 
auf dem Buch „Peripherie in der Stadt“ von Evelyn Klein und Gustav 
Glaser, erschienen 2006. 

Das heutige Volkertviertel ist Teil des zweiten Wiener Gemeinde-
bezirkes, der Leopoldstadt. Es wurde nach dem mittig im Grätzl lie-
genden Volkertplatz benannt. Dieser Name bezieht sich auf die gräf-
liche Familie von Volckhra, die dort bis zum Ende des 19. Jahrhun-
derts umfangreichen Grundbesitz und ein prachtvolles Palais hatte. 
Graf Otto von Volckhra ließ 1878 erste Marktstände errichten und 
bildete so den Grundstein für die Entstehung des Volkertmarktes 
zur Grund- und Nahversorgung des Viertels und seiner Bewoh-
ner*innen.

Die Entstehung dieses Viertels ist – wie die Geschichte der ge-
samten Leopoldstadt – geprägt von der Nähe zur Donau. Erst die 
Regulierung der Donau, beginnend 1870, machte eine sichere Ver-
bindung der Leopoldstadt zur Innenstadt möglich. So konnte sich 
die Entwicklung von feudalem Grundbesitz und ländlicher Struktur 
zum urbanen Raum vollziehen.

Die Donauregulierung schuf das Festland, das eine städtische 
Bebauung und in Folge Stadterweiterungsgebiet erst möglich mach-
te. Um Wien auch künftig gut versorgen zu können und ein Schritt-
halten mit der industriellen Entwicklung zu gewährleisten, wurde 
Mitte des 19. Jahrhunderts der Eisenbahnbau forciert. So entstand 
der Neu- und Ausbau des Nordbahnhofs am östlichen und des 
Nordwestbahnhofs am nordwestlichen Rand der Leopoldstadt. 

Die Straßennamen (wie Stadtgutgasse, Volkertmarkt, Fugbach-
gasse ...) lassen die verschiedenen historischen Epochen in der städ-
tischen Entwicklung erkennen (Lessinggasse, Darwingasse...) und 
sind Indikatoren für den Funktionswandel (Nordbahnstraße, Nord-
westbahnstraße...), dem das Viertel in seiner Integration in die 
Großstadt unterworfen war. 
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Die Donauregulierung sicherte so den Baugrund für Zweck- 
und Wohnbauten. Die Errichtung und Erweiterung der Bahnlinie 
über die Donau schnitt aber den Stadtteil rund um den Nord-
bahnhof von den übrigen Entwicklungsgebieten des Bezirkes ab. 
Die Eisenbahn umzäunte die Volkertgründe nach außen, das 
Grätzl rund um den Volkertplatz wurde funktional zum Bahn-
hofsviertel. So entstand das Nordbahnviertel/Volkertviertel zwar 
im Sinne der industriellen Moderne, gleichzeitig war die stadt-
räumliche Grundstruktur angelegt: innenstadtnahe Peripherie, 
abgeschnitten von urbanen und industriellen Entwicklungsräu-
men. Peripherie in der Stadt.

Nordbahnhof „Empfangssalon der Monarchie“ – und sein 
Hinterhof
Bis zum Ende der Monarchie war der Nordbahnhof als Endbahnhof 
die wichtigste Eintrittspforte in die Hauptstadt Wien (der „Emp-
fangssalon der Monarchie“). Die Bahnlinie und der Frachtenbahn-
hof ermöglichten nicht nur einen gesicherten Zugang zu wichtigen 
Grund- und Rohstoffen. Mit der Bahn kamen auch Zuwanderer, 
später auch Zuwanderinnen aus den Kronländern Böhmen, Mäh-
ren, Schlesien und Galizien. Die Wachstumsphase von Industrie 
und Gewerbe brachte diesen enormen Bevölkerungszuwachs, und 
so wurde zusätzlicher Wohnraum benötigt.

In relativ kurzer Zeit entstand ein dicht verbautes Gründerzeit-
viertel, das nach Rationalitätsstandards geplant wurde. Neben re-
präsentativen Gebäuden und Vorstadtpalais entlang der Alleen und 
Boulevards als Verbindung zur Innenstadt (wie die heutige Prater-
straße) wurden funktionale Wohnhäuser schnell und ohne großen 
Aufwand errichtet. Zinshäuser in klassischer H-Form (mit einem 
Gebäudeteil an der Straße und einem parallel verlaufenden Hausteil 
im Hof), mit kleinen Wohnungen, Wasser und WC am Gang reihten 
sich dicht aneinander, gebaut schon damals auf Kosten des Baumbe-
standes. Der Volkertplatz blieb als einziger Freiplatz ausgespart, 
wurde aber bald vom Markt eingenommen. 

Der Markt war 1878 anstelle alter Gemüsegärten errichtet wor-
den. Er war nicht nur Ort der Nahversorgung, sondern ein Ort der 
Begegnung, des Austausches und der lokalen Öffentlichkeit.



117

Der starke Bevölkerungsanstieg machte auch eine Erweiterung 
der städtischen Infrastruktur nötig. Kleingewerbe, Werkstätten, 
Geschäfte, Schulen sowie Gast-, Wirts- und Kaffeehäuser wurden 
eröffnet. Eines der ersten Tröpferlbäder wurde in der Vereinsgas-
se aus Gründen der Volkshygiene gebaut. Dies lässt auf die man-
gelhaften sanitären Zustände und die schlechte Wohnqualität 
schließen. 

Die Schulen in der Darwingasse, Vereinsgasse, Pazmanitengasse 
wurden in dieser Zeit eröffnet und gehören auch heute zu den Grün-
der*innen des Bildungsgrätzls LeoMitte.

Das Grätzl rund um den Nordbahnhof war durch seine Entste-
hungsgeschichte ein ökonomisch, sozial und kulturell durchmisch-
tes Viertel.

Die Entstehung eines neuen Viertels aufgrund der Erschaffung 
von Bauland – eine interessante Parallele zu den aktuellen Entwick-
lungen im Stadtteil – fällt hier ins Auge. Der Abriss des Nordbahn-
hofes und die folgende Erschließung des brachliegenden Geländes 
des ehemaligen Frachtenbahnhofs ermöglichten ab Ende des 20. 
Jahrhunderts ebenfalls eine Stadterweiterung. Ein neuer Stadtteil – 
das Nordbahnviertel – entsteht. Folgend einem Leitbild Nordbahn-
hof (erstmalig 1994 vom Wiener Gemeinderat beschlossen, dann 
laufend abgeändert), wird ein neuer, durchmischter Wohn- und Ar-
beitsbezirk mit Bildungs-, Gewerbe-, Kultur-, Freizeit-, Gemeinwe-
sen- und Tourismuseinrichtungen mit erweiterter öffentlicher Ver-
kehrsanbindung gebaut. Auch hier bleiben inmitten der Wohnge-
bäude Plätze ausgespart, im 21. Jahrhundert jedoch als Parks und 
Grünflächen gestaltet.

Der multikulturelle Hintereingang 
Das Image der Nordbahn war durch den Frachtenbahnhof und die 
Zuwander*innen ein eher schlechtes, dieses übertrug sich auf den 
Status des Volkertviertels. So waren die meisten neuen Bewoh-
ner*innen von außen eingewandert und nicht aus den zu eng gewor-
denen Innenstadtbezirken. Der „multikulturelle Empfangssalon der 
Hauptstadt“ wurde mehr als Hintereingang empfunden. Das Bahn-
hofsviertel wurde zum Zuwanderer*viertel. Die Nähe zum „Emp-
fangssalon“ ließ die Leopoldstadt zum bevorzugten Quartier für zu-
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gewanderte Kleingewerbetreibende und lohnabhängige Arbeiter* 
und Dienstboten* werden.

Als Produkt der industrialisierten Stadt und gründerzeitliches 
Neubauviertel besaß das Volkertviertel keine historisch gewachsene 
Sozialstruktur, keine lokale und kulturelle Identität. Die soziokultu-
relle Prägung als multikulturelles urbanes Zuwander*viertel ergab 
sich hier durch Migration. Das Nordbahnviertel war sozial inhomo-
gen und stark durchmischt, bezogen auf Wohnverhältnisse und auf 
Lebenserwerb.

Rund um den Volkertplatz befanden sich sogenannte Bassena-
wohnungen (benannt nach der Bassena, der Wasserentnahmestelle 
am Gang): sehr klein und eng, schlecht ausgestattet und überbelegt 
(durch das verbreitete Bettgeher*wesen), bewohnt von Arbeitern*, 
Tagelöhnern*, zugewanderten Gelegenheitsarbeitern* vielfältiger 
ethnischer Herkunft. 

Im Bereich der Heinestraße und Praterstraße wurden großzügig 
ausgestattete Mehrzimmerwohnungen von der bürgerlichen Mittel-
schicht, von mittleren Beamten und Angestellten der Bahn be-
wohnt. Die vielfältigen Erwerbsmöglichkeiten rund um den Bahn-
hof waren selbstständige Dienstleistungen als Gepäcksträger*, 
Dienstmann*, fliegender Händler* oder Hausierer*. Einige Selbst-
ständige betrieben ihr Geschäft auch in einem Stand am Volkert-
markt oder als Heimarbeiter*innen in der Bassenawohnung. 

Jüdische Zuwanderer*
Einen bedeutenden Bevölkerungsteil bildeten bis 1938 die jüdischen 
Zuwanderer*. Sie kamen im Familienverband in der Hoffnung, der 
Armut und der Verfolgung in ihren Heimatgegenden zu entfliehen. 
Der steigende Antisemitismus, gefolgt von Pogromen im anbre-
chenden Industriezeitalter, führte zu großer Migration und Flucht 
von jüdischen Familien vor allem aus Galizien, Ungarn und der Bu-
kowina. Diese lebten schon in ihren Ursprungsländern in Armut 
und Elend, die kriegsbedingte Versorgungskrise in Wien verbes-
serte die Situation nicht, die Ärmsten der Armen waren auch in 
Wien nicht willkommen. Im Unterschied zu nichtjüdischen Mig-
rant*innen aus Böhmen, Mähren und angrenzenden Gebieten ka-
men sie meist aus einem städtischen Bereich und konnten sich so 



119

leichter an das urbane Umfeld und die neuen urbanen „Spielregeln“ 
anpassen. Als Händler und Handwerker, Hausierer oder Kaufleute 
hatten sie meist Erfahrung im städtischen Leben und konnten so 
auch ihre traditionellen Lebensformen eher beibehalten. Die in 
Wien schon vorhandenen „Community Einrichtungen“, wie ein 
dichtes Netzwerk von Wohltätigkeitsvereinen, erleichterten den 
Neuzugewanderten die ersten Schritte, wiewohl der Anteil an sehr 
armer Bevölkerung sehr hoch war. 

Die seit der Revolution von 1848 und der Konstitution von 1867 
errungene Vereins- und Versammlungsfreiheit bildeten einen wich-
tigen Grundstock für die Entstehung von lokalen, kleinen Teilöf-
fentlichkeiten, die Orte der Begegnung, Kommunikation und Bil-
dung waren. 

Diese Vereine erfüllten diverse soziale Funktionen sowohl nach 
innen als auch nach außen – ein zivilgesellschaftliches Netzwerk so-
zialer und kultureller Beziehungen, in dem bestimmte soziale Be-
dürfnisse anerkannt und selbstständig organisiert werden konnten. 
Sie gewährleisteten sichere soziale Beziehungen, bildeten kleine or-
ganisierte Teilöffentlichkeiten, trugen zur Bildung neuer persönli-
cher und kollektiver Identitäten bei und halfen, sich in veränderten 
urbanen Existenzbedingungen zurechtzufinden. In Zuwande-
rer*Communities spielen solche Vereine auch heute eine bedeuten-
de Rolle bei Integration und Akkulturation (ob gelingend oder nicht 
gelingend obliegt der jeweiligen Definition und Intention). 

Der jüdischen Bevölkerung war bis zu ihrer Vertreibung und 
Vernichtung eine besondere soziale und kollektive Leistung gelun-
gen – ein „Communitiy Building“ im Sozialraum Volkertviertel. 
Die selbstgewählte sozialräumliche Enge schuf günstige Vorausset-
zungen, sich im lokalen Umfeld zu vernetzen und eine lokale Sozial-
struktur (Unterstützungsvereine) zu entwickeln, die gemeinschaft-
liche Aufgaben erfüllen konnte (Wohltätigkeit, Bildung, Gesund-
heitseinrichtungen). 

Diese daraus auch entstandenen zivilgesellschaftlichen Netzwer-
ke und Organisationen überstanden gerade noch die gesellschaftli-
chen Erschütterungen der Nachkriegszeit, die wirtschaftliche Krise 
der 1930er Jahre, den Zusammenbruch der demokratischen politi-
schen Ordnung 1934 und die autoritäre Ausschaltung der Arbei-
ter*innenbewegung. 
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NS-Terror und die Folgen
Die politische Polarisierung, gestützt auf bewaffnete Parteiver-
bände, trieb die weltanschauliche und politische Spaltung der Ge-
sellschaft voran. So spalteten sich auch die Nachbarschaften und 
Beziehungen im Volkertviertel auf. In dieser Stimmung tat sich be-
sonders die NSDAP-Ortsgruppe Volkertplatz hervor. Mit besonders 
gewalttätigen Übergriffen wütete der sogenannte Wiener Volksanti-
semitismus mit Raub und Totschlag und zerstörte innerhalb weni-
ger Stunden und Tage die zivilen Strukturen der jüdischen Commu-
nity. Die folgenden Arisierungen nach dem „Wiener Modell“ voll-
endeten die Vertreibung und Vernichtung der Jüdinnen und Juden. 
Das nahezu vollständige Verschwinden der jüdischen Bevölkerung 
hinterließ ein Vakuum im städtischen Gefüge, besonders in der 
Leopoldstadt.

Der Volkertmarkt war schon im März 1938 judenfrei. Die Arisie-
rung der Wiener Märkte wurde in einem beispiellosen Tempo schon 
im Mai 1938 abgeschlossen. Die Enteignungen und Neubesetzungen 
der Stände entschieden dadurch auch über die politischen Macht-
verhältnisse im Viertel. Wem gehört der Markt?

Durch die Kriegshandlungen nahezu vollständig zerstört, be-
gann 1946 der Wiederaufbau der Stände. Die Tatsache der Enteig-
nungen blieb jedoch gänzlich ohne Folgen, über 70% der Standbesit-
zer*innen waren NSDAP Mitglieder und blieben dennoch Besit-
zer*innen.

Im bombenbeschädigten Volkertviertel war die öffentliche Ord-
nung und Versorgung zusammengebrochen, die Selbstorganisation 
der lebenswichtigen Güter und die Bewältigung des Alltags waren 
den Frauen überlassen. Schleich (heimlicher Schwarzmarkt) etab-
lierte sich, begleitet von allen möglichen kriminellen Erscheinungs-
formen. Das Wohnhaus wurde zur Organisationseinheit, die Stadt 
zerfiel in ihre kleinsten Bestandteile. Diese Stadtteile und Nachbar-
schaften bildeten jedoch den Ausgangspunkt des Wiederaufbaus 
und der politischen und wirtschaftlichen Rekonstruktion von Ge-
sellschaft und Staat.

Die kriegsbedingte Wohnungsnot zu beseitigen war vorrangig. 
Als gemischtes Wohnviertel mit privaten Mietshäusern war das 
Grätzl jedoch Nachzügler* im städtischen Wiederaufbau. In den 
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Baulücken wurden in den 1950er Jahren Gemeindebauten mit mög-
lichst kleinen und billigen Wohnungen zur Linderung der akuten 
Wohnungsnot errichtet. So wurde der Standard des Viertels nicht 
gehoben, sondern der alte Zustand wiederhergestellt bzw. erhalten.

Durch die Kriegsfolgen, die Errichtung des „Eisernen Vorhan-
ges“ und die sowjetische Besatzungszone verlor das Bahnhofsviertel 
seine Stellung, und die Standortnachteile traten hervor. Der Bahn-
hof wurde vom Empfangssalon zum kleinen Lokalbahnhof für 
Pendler*innen und Mitte der 1960er Jahre endgültig gesprengt. Das 
Viertel grenzt zwar immer noch an Gleisanlagen – aber ohne Bahn-
hof.

Wiederaufbau und Prosperität
Doch auch die alte Sozialstruktur des Viertels war durch die NS-
Herrschaft zerstört. Die Sozialdemokratie begann mit dem Aufbau 
der Sektionen, verlorene Vereinsstrukturen und damit die soziale 
Funktion dieser Vereine waren wieder zu etablieren. Diese neue lo-
kale Sozialstruktur war nun weitgehend homogen, das dicht be-
baute Gründerzeitviertel wurde zu einem Arbeiter*innen- und An-
gestellten*viertel. Die Infrastruktur und urbane Grundausstattung 
entsprach nun einem Wohnviertel, bestehend aus Markt, Nahver-
sorgern, Schulen und guter Verkehrsanbindung. Die räumlichen 
Entwicklungsmöglichkeiten sowie die Schaffung von Grün- und 
Freiflächen blieben weiterhin beschränkt. 

Der Markt und die kleinen Geschäfte der Umgebung erfüllten bis 
in die 1960/70er Jahre auch die lokale Kommunikationsfunktion. 
Bei der Greißlerin wurde eingekauft, angeschrieben, Kaffee getrun-
ken und von den alten Zeiten erzählt. Die beengten Wohnverhält-
nisse machten es verständlich, dass sich die Kinder und Jugendli-
chen möglichst wenig in den Wohnungen aufhalten wollten. So 
wurden die Plätze und Straßen zum alltäglichen Erlebnis- und Bil-
dungsraum für Jugendliche, die Gasthäuser erfüllten für die Män-
ner eine ähnliche Funktion. Gewalt war oft alltägliche Erfahrung 
und beschränkte Konfliktlösung. 

Der Wirtschaftsaufschwung ermöglichte Teilen der Bevölkerung 
eine gewisse ökonomische Besserstellung. So entstand vor allem bei 
den Jüngeren das Bedürfnis nach qualitativerem Wohnen. Dies 
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wurde durch die neuen, großen, modernen kommunalen Stadtrand-
siedlungen geboten. Die besser Verdienenden und Jungfamilien zo-
gen aus dem Grätzl weg. Das Volkertviertel blieb ein „Arme Leut 
Viertel“ mit Substandardwohnungen im privaten Altbaubestand. 

Die „periphere Stadtlage“, das schlechte Image, fehlende Finanz-
mittel, Mieter*innenschutz und die subventionierte Konkurrenz der 
Gemeindebauten erschwerten und verhinderten eine Sanierung und 
Erneuerung des Stadtteils. Damit einher gingen die wirtschaftlichen 
Einbußen und Einkommensrückgänge bei den kleinen Geschäften 
und Marktstandbesitzer*innen, bedingt durch den Wegzug der 
kaufkräftigen Jungen und die Eröffnung der ersten Supermärkte. 

Die nächste Zuwanderung: Gastarbeiter*
Wer zieht nun in diesen alten Wohnungsbestand? In dieses unat-
traktive Viertel?

Die Abwanderung der jungen erwerbstätigen Generation machte 
Platz für die Zuwanderung aus Migrationsländern. 

Mitte der 1960er Jahre begann ein staatlich organisiertes und in-
itiiertes Anwerben von ausländischen Arbeitskräften. In Abkom-
men mit (damals) Jugoslawien und der Türkei wurden bewusst 
niedrig qualifizierte Arbeitskräfte aus dem ländlichen Bereich ange-
worben. Der irreführende Begriff der Gastarbeiter* ging davon aus, 
dass die Angeworbenen nach einigen Jahren wieder in ihre Heimat-
länder zurückkehren würden. Diese Vorstellung trat jedoch nicht 
ein. Die Gastarbeiter* blieben und holten ihre Familien nach. Den 
nötigen Wohnraum fanden sie nur auf dem privaten Wohnungs-
markt, im Billigsegment der Altbauviertel der Stadt. 

Die Zustände in diesen Gastarbeiter*quartieren ähnelten sehr 
den Zuständen in den Arbeiter*wohnungen der Gründerzeit: über-
füllt, überteuert, sanitärer Substandard in verfallsgefährdeter Bau-
substanz. Durch den laufenden Zuzug entwickelte sich das Volkert-
viertel wieder zu einem Zuwanderer*viertel. 2001 betrug der Aus-
länder*anteil 37% der Wohnbevölkerung. Der Beginn eines sozialen 
Erosionsprozesses war erkennbar. 

Die Veränderungen bewirkten auch den weitgehenden Verlust 
der lokalen Ökonomie in den 1980er Jahren. Der Bedeutungsverlust 
der Bahnhöfe verdrängte auch den Standort eines kleinen betrieb-
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lich strukturierten Handels und Gewerbes – übrig blieb städtisches 
und armes Wohngebiet. Die geringe Kaufkraft der Bewohner*innen 
schwächte zusehends die rudimentäre Nahversorgung, und eine 
Spirale der fortschreitenden grundlegenden Veränderung des 
Grätzls setzte sich in Bewegung. 

Bisher stabil erscheinende Nachbarschaften im Haus und Netz-
werke (wie zum Beispiel der Tratsch im Marktcafé oder der Besuch 
von SPÖ Sektionsabenden) lösten sich auf. Die steigende Zahl der 
im Grätzl gesprochenen Sprachen, die Veränderungen in den Nach-
barschaften und der Wohnumgebung, die Schließung von bisher 
wichtigen Kommunikationsorten (Gasthäuser) werden von der „alt-
eingesessenen“ Bevölkerung als Bedrohung gesehen, als Verlust von 
Bekanntem und Gesichertem. Dies machte sich natürlich auch auf 
dem Markt bemerkbar. Die neuen billigen Einkaufsketten zielten 
auf den Massenkonsum der Familien ab, das Marktangebot reagier-
te hierauf nicht oder mit Konflikten unter den Marktstandler*in-
nen. Mit dem Verlust der Nahversorgungsfunktion ging so auch ein 
Verlust der sozialen und kommunikativen Funktion des Marktes 
einher.

Raumnutzungskonflikte …
Sichtbar wurde dieser Zustand in Raumnutzungskonflikten. Der 
mangelnde Freiraum und die dichte Bebauung wirkten sich in der 
Nutzung vor allem auf Kinder und Jugendliche aus. 

In der juvenilen Lebensphase ist es die Aufgabe der Jugend, Kom-
petenzen zur Beherrschung und Gestaltung des sozialen Lebens-
raums und seiner Gefahren zu entwickeln. Dazu sind Kinder und 
Jugendliche auf ihr direktes Wohnumfeld als Lern- und Erlebnis-
raum angewiesen, als Freiraum für ihre Entwicklung. Hier findet 
die Auseinandersetzung mit den Erwachsenen statt. 

In diesem dichten Umfeld des Volkertviertels musste es zu Kon-
flikten kommen. Die früher tolerierten Kinder und Jugendlichen 
wurden von den Marktbetreiber*innen nicht mehr als integraler 
Teil des Marktalltags (und als zukünftige Kund*innen) erlebt, son-
dern als auffällig, die gewohnte Ordnung störend. Bisher nachbar-
schaftlich geregelte Konflikte wurden jetzt der Polizei überantwor-
tet. Dieser Raumnutzungskonflikt brachte den dahinter liegenden 
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Generationenkonflikt zutage und wurde zusätzlich ethnisch überla-
gert. 

Der Niedergang des Marktes war so auch Folge und Ausdruck ei-
nes ethnisch thematisierten Generationskonfliktes. Der traditionel-
le Raumnutzungskompromiss wurde aufgegeben, der lokale tradi-
tionelle Habitus des Ortes bot nicht mehr die gewohnte soziale und 
kommunikative Sicherheit. 

… und die Stadtpolitik
Ab den 1980er Jahren kam es zu einer Reihe von mäßig erfolgrei-
chen stadtpolitischen Maßnahmen zur Bestandsverbesserung. Die 
Ausweisung als Ziel 2 Fördergebiet (Förderung städtischer Problem-
gebiete) machte es möglich, Initiativen und Maßnahmen zur Ver-
besserung der Situation im Grätzl gemeinsam mit der Bevölkerung 
und den ansässigen Unternehmen auszuarbeiten. Ein eigener Ver-
fügungsfonds garantierte auch die finanziellen Mittel zur Umset-
zung. Die Begleitung und Moderation durch das eingesetzte 
Grätzlmanagement (2002 – 2006) waren wichtig und unerlässlich 
für den nachhaltigen Erfolg. Durch diese Förderungen bekam das 
Viertel richtigen Aufschwung. Die Strukturmaßnahmen waren So-
ckel- und Blocksanierungen, Dachbodenausbauten, die Verkleine-
rung des Marktgebietes und folgend die Neugestaltung des Volkert-
platzes mit der Errichtung des Jugendtreffs J.at. Die Verbesserung 
der Verkehrsanbindung durch die Eröffnung der U-Bahn Station 
Taborstraße, die Schaffung neuer Bildungsangebote (Zusammenle-
gung von BORG Hegelgasse und AHS Vereinsgasse in der AHS Les-
singgasse). Das Grätzlmanagement bot den Bewohner*innen die 
Basis, für ihr Grätzl Ideen zur Verbesserung zu entwickeln und da-
bei selbst aktiv werden zu können. In verschiedenen Arbeitskreisen 
wurde das Grätzlentwicklungskonzept erarbeitet, im Grätzlbeirat 
konnte auch über die Verwendung der Fördermittel mitentschieden 
werden. Die Ergebnisse dieser Bürger*innenbeteiligungsprozesse 
sind noch heute sichtbar: in der Verbesserung und Aufwertung der 
baulichen Substanz, in einer Attraktivierung der Wohngegend, in 
struktureller Verbesserung und einer positiven Identifikation mit 
dem Grätzl. Die Etablierung von neuen Kommunikationsorten und 
Unterstützungsangeboten wie den Frauentreff-Verein Piramidops, 
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den Jugendtreff J.at und die Gebietsbetreuung sorgt für neue und 
konfliktärmere Nutzungen des Sozialraumes und wirkt so kommu-
nikativ und sozial integrativ. 

Grätzlinitiativen
Besonders hervorzuheben ist jedoch die Aktivierung der Bewoh-
ner*innen und der örtlichen Wirtschaft, die erstmalig die Gelegen-
heit hatten, sich selbst einzubringen und – ausgestattet mit finanzi-
ellen Ressourcen – ihre Vorschläge auch tatsächlich umzusetzen. 
Beteiligungsgremien wie der Grätzlbeirat, Grätzlforum, themen-
spezifische Arbeitskreise, kulturelle und soziale Initiativen (Verein 
Grätzl Aktiv, Kulturmittwoch, Swinging Volkert, Grätzlfest…) be-
stehen weiterhin und sind weiterhin aktiv, ohne Begleitung durch 
das Grätzlmanagement in Eigeninitiative.

Diese Aktivierungs- und Beteiligungsaffinität bildet auch eine 
gute Basis für Vernetzungstätigkeiten im Grätzl. Die neueste Bil-
dungsvernetzung, die formale und nonformale Bildungsangebote 
übergreifend und lokal im Fokus hat, ist das Bildungsgrätzl LeoMit-
te. Die Gründung dieses Bildungsgrätzls war eine logische Folge der 
schon vorhandenen und praktizierten Kooperation und Vernet-
zung.

Aufwertung und Gentrifizierung
Die Nähe zu den aktuellen innerstädtischen Stadtentwicklungsge-
bieten hat dazu beigetragen, die Peripherie näher ins Stadtzentrum 
rücken zu lassen. Die urbane Aufwertung führte auch zu einer 
Imageverbesserung. Die Sanierungsmaßnahmen bewirkten jedoch 
sukzessive nicht nur die die Verbesserung des Wohnungsbestandes 
für die Bewohner*innen, sondern erhöhten auch die Attraktivität 
des Altbaus für einkommensstärkere Haushalte. Die neuen Bewoh-
ner*innen im Volkertgrätzl kommen verstärkt aus bildungs- und 
einkommensstärkerer sozialer Mittelschicht. Es sind oft jene Fami-
lien, die sich die richtig teure „Bobogegend“ nicht leisten können 
und daher an die innerstädtische Peripherie ziehen. 

Prozesse der beginnenden Gentrifizierung sind beobachtbar und 
wirken sich auf die lokalen Akteur*innen aus. Der Bevölkerungsab-
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fluss aus dem Viertel ist noch immer hoch, wird aber durch einen 
migrantischen Zuzug kompensiert. Die stark ortsgebundenen, ge-
bliebenen „Alteingesessenen“ verbinden ihren sozialen Aufstieg oft 
stark mit ihrer Identifikation mit dem Viertel. Sie blieben aufgrund 
der leistbaren Wohnverhältnisse und haben in selbstständiger Re-
novierung eine Verbesserung der Wohnung und auch des Viertels 
geschafft. Sie erkennen die Aufwertung, sind aber auch skeptisch ge-
genüber den Veränderungen. Die Notwendigkeit und Annehmlich-
keit der Verbesserung der Bausubstanz im Haus wird gesehen. 
Gleichzeitig werden aber die Befürchtungen bezüglich Verteuerung 
des Wohnbestandes durch rücksichtslose Spekulationspraktiken ge-
sehen, im Zuge deren ganze Häuser als Spekulations- oder Anlage-
objekt aufgekauft und verwertet werden.

Der räumliche und soziale Wandel im Viertel um die Jahrtau-
sendwende zeigt sich in verschiedenen Etappen. Durch den Zuzug 
der „Gastarbeiter*innengeneration und dann durch den Zuzug der 
„Gentrifiers“. Die „Marginal Gentrifiers“ oder auch „Newcomers“ 
sind schon erkennbar, aber noch eine kleine Gruppe unter vielen an-
deren. Die laufend steigende Anzahl der Dachausbauten sowie ein 
gentrifiziertes Konsumangebot (höherpreisig und nicht auf die lo-
kalen Bewohner*innen abzielend) sind sichtbare Indizes für diese 
Entwicklung. 

Es gibt im Volkertviertel ein Nebeneinander von proletarischer 
Bevölkerung, vielfach mit migrantischem Hintergrund, die hier 
noch leistbaren Wohnraum findet, und eines neuen (Klein-)Bür-
ger*innentums, das weniger von der Attraktivität des Wohngebietes 
als vielmehr von seiner Lage in der Stadt angezogen wird.

Die sozialen und soziokulturellen Kontraste in der Nachbar-
schaft zeigen sich exemplarisch an den Nutzungsbedürfnissen, De-
finitionen und Zuschreibungen des öffentlichen Raumes Volkert-
platz. Als Platz der Freizeit, der Geselligkeit und Kommunikation 
für die meist proletarischen, ethnisch diversen Kinder, Jugendlichen 
und Erwachsenen als ihr „Wohnzimmer“. Als Platz einer gastrono-
mischen Infrastruktur, die hippe und nicht nur lokale Bevölkerung 
anzieht. Als Platz, an dem gut ausgestattete, institutionelle, soziale 
und Gemeinwesen orientierte Infrastruktur präsent ist. Als Platz, 
der mit den „Stolpersteinen –Steine der Erinnerung“ auch an die 
leidvolle Geschichte seiner Bewohner*innen erinnert.
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Die Geschichte des Volkertviertels, des Grätzls – der Peripherie 
in der Stadt – ist eine wechselvolle und interessante. Signifikante 
Faktoren ziehen sich wie ein roter Faden durch die Entwicklung und 
Bedeutung des Stadtteils. Vom Schwemmgebiet zum Bahnhofsvier-
tel, zum Zuwanderer*wohngebiet. Das Volkertviertel war immer 
ein Ort des Ankommens und des Einbringens in das urbane Gewe-
be mit sozialer Durchmischung. Das Grätzl ist oft Teil eines beson-
deren Ganzen, aber durch verschiedene Faktoren abgeschnitten 
oder an den Rand gedrängt. Ein unbemerktes aber bemerkenswer-
tes Viertel.

Die Entwicklungen der letzten Jahre scheinen einerseits Gentri-
fizierungsprozesse voranzutreiben, andererseits scheint das Grätzl 
und seine Bewohner*innen einer raschen und durchgreifenden 
Gentrifizierung zu trotzen. Und das ist gut so.

Literatur
Klein, Evelyn; Glaser, Gustav: Peripherie in der Stadt. Das Wiener Nordbahn-

viertel – Einblicke, Erkundungen, Analysen. Innsbruck: Studien Verlag 
(2006)
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Thekla Zechner

Die Gleimstraße in Berlin – Soziale Barriere 
zwischen zwei Stadtquartieren 

Die Gleimstraße zwischen Prenzlauer Berg und Gesundbrunnen in 
Berlin verbindet zwei sozial divergierende Stadtquartiere. Ehemals 
getrennt durch die Berliner Mauer, trennt die beiden Stadtteile nun 
eine soziale Barriere. 

Entlang des S-Bahn Rings, welcher die „innere Stadt“ von Berlin 
umgibt, befinden sich im Norden des Rings, zwischen den S-Bahn-
Stationen Gesundbrunnen und Schönhauser Allee, das nördliche 
Brunnenviertel und das Gleimviertel. Das Brunnenviertel liegt im 
ehemaligen Arbeiterbezirk Wedding im heutigen Bezirk Mitte, im 
ehemaligen West-Berlin. Östlich, daran angrenzend, befindet sich 
das Gleimviertel im Stadtteil Prenzlauer Berg im Bezirk Pankow, 
ehemals Ost-Berlin.

Die 1,2 Kilometer lange Gleimstraße verbindet diese beiden hete-
rogenen Stadtquartiere. Zwischen dem Gleimviertel und dem Brun-
nenviertel auf dem ehemaligen Grenzstreifen liegt der 14,5 ha große 
Mauerpark als stark frequentierte Grünanlage. Durch den Gleim-
tunnel (s. Abb.1) gelangt man ins benachbarte Viertel. Dieser „Tun-
nel“ ist eine 130 Meter lange denkmalgeschützte Unterführung, die 
Anfang des 20. Jahrhunderts unter einer Gleisanlage errichtet wur-
de. Hier verlief die Sektorengrenze zwischen dem französischen und 
dem russischen Teil Berlins. Bis zum Fall der Mauer war die Unter-
führung geschlossen.

Das Gleimviertel ist ein dicht bebautes gründerzeitliches Quar-
tier im ehemaligen Osten. Am östlichen Ende der Gleimstraße spie-
gelt sich die typische Prenzlauer Berg Szenerie wider: Ein großer 
Bioladen am Beginn der Straße; danach wechseln sich die charakte-
ristischen kleinteiligen Läden ab, hippe Cafés, ausgefallene Restau-
rants und Weinbars, Kindertagesstätten und Designer-Läden. 

Durchquert man die Unterführung, ist es vorbei mit der lebendi-
gen Erdgeschoßzone. Vom hippen Prenzlauer Berg mit teuren Kin-
derwägen und Yogastudios ist am anderen Ende der Gleimstraße 
wenig zu spüren. Hier sind die Gründerzeithäuser in den 60er Jah-
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ren bis in die 80er Jahre mehrstöckig errichteten Wohnhäusern des 
Sozialwohnungsbaus gewichen. Statt kleinteiliger Läden ist der 
Straßenraum geprägt durch Erdgeschoßwohnungen und Abstands-
grünflächen.

Das Brunnenviertel lag lange, von drei Seiten durch die Mauer iso-
liert, im Mauerwinkel. Viele der alten Häuser waren nach dem Zwei-
ten Weltkrieg zerstört oder befanden sich in einem desolaten Zu-
stand. Schon früh begann man, sie nach dem Leitbild der gegliederten 
und aufgelockerten Stadt zu ersetzen. Ab den 60er Jahren wurde dann 
die flächenmäßige Sanierung eingeleitet. Das Brunnenviertel wurde 
zum Experimentierfeld für das erste Berliner Stadterneuerungspro-
gramm. Durch diese radikale Kahlschlagsanierung wurde der Groß-
teil der vorhandenen historischen Bausubstanz abgerissen. Damit 
einher ging ebenso die Zerstörung der gewachsenen Arbeits-, Wohn- 
und Lebensverhältnisse. Viele BewohnerInnen wurden in die neu er-
richteten Großfeldsiedlungen am Stadtrand umgesiedelt. 

In die neuen Wohnhäuser im Brunnenviertel zogen vor allem, im 
Zuge des mit der Türkei geschlossenen Anwerbeabkommens, türki-
sche GastarbeiterInnen. 

Heute zählt der Stadtteil zu einem der ärmsten Berlins. Das Mo-
nitoring zur Sozialen Stadtentwicklung, welches die Senatsverwal-
tung 20171 veröffentlichte, konstatiert gravierende soziale Probleme. 
Fast zwei Drittel der Kinder im Stadtteil sind von Kinderarmut2 be-
troffen. Dies bedeutet, sie wachsen in Familien, die Hartz IV bezie-
hen, auf. Das sind mehr als doppelt so viele als im Berliner Durch-
schnitt. Im angrenzenden Gleimviertel sind es hingegen unter 7%3. 
Zudem weisen im nördlichen Brunnenviertel ca. 86% der Kinder un-
ter 18 Jahren Migrationshintergrund auf 4,5.

1	 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen Berlin (2017): „Mo-
nitoring Soziale Stadtentwicklung Berlin 2017“ https://www.stadtent-
wicklung.berlin.de/

2	 Anteil der Kinder und Jugendlichen unter 15 Jahren in Bedarfsgemein-
schaften nach SGB II an den unter 15- Jährigen in Prozent am 31.12.2014.

3	 In der Planungsregion Falkplatz
4	 Migrationshintergrund: Ausländer, Eingebürgerte, ausländisches Ge-

burtsland, zweite Staatsangehörigkeit, Optionsregelung für Kinder auslän-
discher Eltern, bei unter 18-Jährigen: Migrationsmerkmal eines Elternteils

5	 Bezirksamt Mitte von Berlin Arbeitsgruppe Sozialraumorientierung 
(2019): Bezirksregionprofil 2018 – Brunnenstraße Nord Teil II – S.5
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Der soziale Unterschied macht sich auch in den Klassenzimmern 
bemerkbar. Die Multikulturalität in den jeweiligen Schulen unter-
scheidet sich stark. 

Abb. 1: Übersicht der Schulstandorte

Am östlichen Ende der Gleimstraße steht die beliebte Thomas-
Mann-Grundschule (Volksschule). Aktuell wird sie von 515 Schüler-
Innen besucht. 12% sind nichtdeutscher Herkunftssprache (ndH). 
750 Meter entlang der Straße befindet sich im Gleimviertel die 
Grundschule am Falkplatz. Von 672 Schulkindern ist ein Drittel 
nichtdeutscher Herkunftssprache. 

Noch höher ist der Anteil weitere 700 Meter entfernt, am westli-
chen Ende der Gleimstraße im Brunnenviertel. 97% der SchülerIn-
nen in der Heinrich-Seidel-Grundschule sind nichtdeutscher Her-
kunftssprache. Nur bei 15 von 528 SchülerInnen ist die Kommuni-
kationssprache innerhalb der Familie Deutsch6. 

Diese Schulstatistiken, welche vom Land Berlin online und für 
jeden einsehbar zur Verfügung gestellt werden, verdeutlichen nicht 
nur die großen Unterschiede, sondern dienen vielen Eltern auch als 
entscheidendes Kriterium für die Schulwahl. Schon vor 12 Jahren 

6	 Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie: Schulverzeichnis Ber-
liner Schulen – Daten für das Schuljahr 2019/20 https://www.berlin.de/
sen/bildung/schule/berliner-schulen/schulverzeichnis/ 
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publizierte Die Zeit einen Artikel über die schwierigen Verhältnisse 
in den Schulen im Brunnenviertel und zitierte die damalige Direkto-
rin der Heinrich-Seidel-Grundschule: „Ich werbe nicht mehr um 
deutsche Eltern“, sagt Cornelia Flader „Ich muss mit denen arbeiten, 
die hier wohnen.“ Die Direktion hat bereits aufgegeben, mit ihrem 
Schulkonzept als sportbetonte Ganztagsschule zu überzeugen. Zu 
diesem Zeitpunkt hatte die Schule bereits einen Anteil von über 90% 
Kinder nichtdeutscher Herkunftssprache7.

In der Grundschule am Falkplatz besucht ein Drittel der Schüler-
Innen aus dem angrenzenden Bezirk Mitte die Schule. Kein einziges 
Kind aus dem Brunnenviertel geht in die Thomas-Mann-Grund-
schule. Auch umgekehrt besucht kein Kind aus dem Gleimviertel die 
Heinrich-Seidel-Grundschule8. Hier wird deutlich, dass es kaum eine 
Durchmischung in den Schulen entlang der Gleimstraße gibt.

Für die Einschulung wird jedem Kind die dem Wohnsitz nächstge-
legene öffentliche Grundschule im Einschulungsbereich zugeordnet. 
Falls die Schule nicht der Wunschschule entspricht, müssen Gründe 
für eine geänderte Schulwahl angegeben werden. Falls noch Plätze 
frei sind, kann dem Wunsch Folge geleistet werden. Falls nicht, kann 
noch immer versucht werden, den Schulplatz einzuklagen. In Berlin 
sind viele Anwälte auf öffentliches Schulrecht spezialisiert. 

Die Dauer des Besuchs der Grundschule liegt meistens bei sechs 
Jahren. Gegebenenfalls ist es möglich, schon nach der 4. Klasse in 
eine weiterführende Schule zu wechseln. Die Heinrich-Seidel-
Grundschule im Brunnenviertel ist eine sogenannte gebundene 
Ganztagsgrundschule. Hier besteht ein schulisches Gesamtkonzept 
von 8:00 – 16:00 Uhr. Die gebundenen Ganztagsgrundschulen sind 
für alle SchülerInnen kostenlos. Etwa 17% der Berliner Grundschu-
len verfolgen dieses Modell. 

Die beiden anderen beschriebenen Schulen sind offene Ganztags-
schulen. Sie bieten eine verlässliche Halbtagsgrundschule bis 13:30 
Uhr. Danach besteht ein ergänzendes Förderungs- und Betreuungs-
angebot. Seit letztem Jahr ist die Hortbetreuung für die 1. und 2. 

7	 Otto, Jeannette: „Die Migranten wandern aus“ in: Die Zeit 24.04.2008 
https://www.zeit.de/2008/18/C-Brunnenviertel – 20.02.2020

8	 Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie: Schulverzeichnis Ber-
liner Schulen – Daten für das Schuljahr 2019/20 https://www.berlin.de/
sen/bildung/schule/berliner-schulen/schulverzeichnis/ – 20.02.2020.
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Klasse kostenfrei. Auch das Mittagessen ist seit Kurzem für alle 
Kinder in der Grundschule kostenlos9. 

Diese Maßnahme führte zu Schwierigkeiten bei der Bereitstel-
lung der Räumlichkeiten. Binnen kurzer Zeit mussten die Grund-
schulen dafür aufgerüstet werden, Räume umfunktioniert und ge-
gebenenfalls mit Containern erweitert werden. Nun wird teilweise 
im 15 Minuten Schichtbetrieb das Mittagessen abgewickelt. 

Schnell muss nun auch die Berliner Schulbauoffensive voran-
schreiten, um dem massiven Schulplatzmangel entgegenzuwirken. 
Bis zum Schuljahr 2021/22 fehlen noch 9500 Schulplätze10. Im Re-
kordtempo wurden bisher über 50 sogenannte „Mobile Ergänzungs-
bauten“ aus standardisierten Fertigbauteilen in Schnellbauweise er-
richtet und auf Schulhöfe und Brachen gesetzt, ohne sich gestalte-
risch in die Umgebung einfügen zu können. Angesichts des massi-
ven Platzbedarfs rücken städtebauliche- und architektonische 
Fragen in den Hintergrund.

Ein weiteres Problem, das das Land Berlin neben dem Schulplatz-
mangel bewältigen muss, sind die steigenden Mieten. Mittlerweile 
haben sich die Angebotsmieten der benachbarten Quartiere ange-
glichen. Diese lagen netto kalt im Jahr 2018 im Planungsraum Brun-
nenstraße bei 12€/m². Auf der anderen Seite der Unterführung im 
Planungsraum Falkplatz betrugen sie 13€/m² 11. Erwähnenswert ist 
die Tatsache, dass die Angebotsmieten für das Gebiet Brunnenstra-
ße zwischen 2015 und 2018 um fast 100 % (2015: 6,5€) gestiegen 
sind. Rund um den Falkplatz im Gleimviertel haben diese sich um 
1,8€ (16%) erhöht12. Berlinweit lag der Median der Angebotsmieten 
2018 bei 10,32€13. 

9	 Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie: „Ganztagsschulen“ 
https://www.berlin.de/sen/bildung/schule/ganztaegiges-lernen/ganztags-
schulen/ -20.02.2020.

10	 DPA: 14.10.2019 „Elternausschuss dringt auf Strategie für Schulbau“ 
https://www.berlin.de/aktuelles/berlin/5865686-958092-elternausschuss-
dringt-auf-strategie-fue.html -20.02.2020.

11	 Investitionsbank Berlin: „IBB Wohnungsmarktbericht 2018“ http://ibb.
wohnungsmarkt-interaktiv.de/ 20.02.2020

12	 Investitionsbank Berlin: Angebotsmieten (nettokalt) für Wohnungen 
2015 (Median) https://public.tableau.com/profile/investitionsbank.ber-
lin#!/vizhome/IBBWohnungsmarktbericht2016/bersicht 20.02.2020

13	 ebda 11
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Die DEGEWO als landeseigenes Wohnungsbauunternehmen, 
welches über 3.500 Wohnungen im Brunnenviertel besitzt, hält die 
Bestandsmieten zumindest derzeit noch auf einem niedrigeren Ni-
veau. Anders sieht es bei Neubauprojekten aus. Nördlich des Gleim-
tunnels, zwischen den beiden Stadtteilen dem Brunnenviertel zuge-
ordnet, entstand auf einem ehemaligen Güterbahnhofareal in den 
letzten Jahren ein neues Wohnquartier mit 700 Wohnungen. Für 
eine 65m² große Erdgeschoßwohnung lag hier der Kaufpreis bei 
über 6.000/m²14. Auch die errichteten Studentenapartments starte-
ten bei 25€ /m² netto Kaltmiete15. Nur ein Sechstel der errichteten 
Wohnungen sind geförderte Mietwohnungen. Anstatt die Stadt-
quartiere durch überwiegend leistbaren Wohnraum zusammenzu-
führen, wurden sie durch hochpreisige Wohnungen noch weiter se-
pariert. 

Die soziale Ungleichheit zwischen den Bezirken Pankow und 
Mitte verschärft sich und macht sich auch beim Nettoeinkommen 
bemerkbar. 2017 lag das Nettoeinkommen pro Kopf im Bezirk Mitte 
bei 1075€ und in Pankow mit 1475€ um 37% höher. Im Vergleich 
dazu lag die Differenz 2001 nur bei 100€ (775€ bzw. 875€). 16

Die Pionierphase der Gentrifizierung, welche Berlin nach Analy-
sen von Andrej Holm17 wie ein Aufwärtszirkel zeitlich, wellenartig 
und räumlich im Uhrzeigersinn erfasste (von Kreuzberg über Mitte, 
Prenzlauer Berg und Neukölln) wird fortgeführt und verlagerte sich 
nach Moabit, Wedding und Gesundbrunnen. In der Zeit von 2007 bis 
2011 wurden von Döring und Ulbricht18 für diese Gebiete erstmals 

14	 Imobilienscout24: „So Berlin“ https://www.immobilienscout24.de/expo-
se/106762968#/ – 20.02.2020

15	 Groth Gruppe und Investa Real Estate: „Studio House“ https://www.stu-
dio-house.berlin/ – 20.02.2020

16	 Bezirksamt Mitte von Berlin (2018): „Basisdaten zur Bevölkerung und so-
zialen Lage im Bezirk – Mitte im Spiegel der Berliner Bezirke“ – Beiträge 
zur Gesundheitsförderung und Gesundheitsberichterstattung, Band 22

17	 Holm, Andrej (2011): Gentrification in Berlin: Neue Investitionsstrategien 
und lokale Konflikte. In: Herrmann H., Keller C., Neef R., Ruhne R. (Eds) 
Die Besonderheit des Städtischen. VS Verlag für Sozialwissenschaften 
S.213–323

18	 Döring, Christian/Ulbricht, Klaus (2016): Gentrification-Hotspots und Ver-
drängungsprozesse in Berlin. Eine quantitative Analyse. In: Ilse Helbrecht 
(Eds.), Gentrifizierung in Berlin. Bielefeld: transcript Verlag. S.17–44
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intensive Aufwertungsprozesse identifiziert (Döring und Ulbricht). 
Das Brunnenviertel bewegt sich nun schon seit Jahren auf einem 
schmalen Grat zwischen Abwärtsspirale und Aufwärtszirkel – zwi-
schen Problemkiez und Gentrifizierung. 

Wie wichtig der Kiez, das Berliner Grätzel, für den sozialen Auf-
stieg ist, wird bei einem Spaziergang entlang der Gleimstraße deut-
lich. Auf der „richtigen“ Straßenseite aufzuwachsen entscheidet 
über Bildungschance und Zukunft. Auch nach jahrelangen Bemü-
hungen vieler AkteurInnen im Kiez ist die unsichtbare soziale Bar-
riere noch nicht abgebaut. 

Unweit der Heinrich-Seidel-Grundschule befindet sich ein ehe-
maliges Gymnasium. Dieser Gebäudekomplex aus den 70er Jahren 
stand seit Sommer 2011 leer und war dem Verfall preisgegeben. Die 
BürgerInneninitiative ps wedding hat sich für den Erhalt des Gebäu-
des eingesetzt. Im vergangenen Jahr wurde es unter Denkmalschutz 
gestellt. Aufgrund des großen Schulplatzmangels wird es nun wie-
der zu einem Oberstufenstandort reaktiviert. 

Durch den neuen Schulstandort besteht die Chance, den langjäh-
rigen Status Quo zu durchbrechen. Dafür ist es allerdings notwen-
dig, neue architektonische und pädagogische Wege einzuschlagen 
und eine Schule zu entwickeln, die den Raum als dritten Pädagogen 
ernst nimmt. Eine Schule, welche Brücken zwischen den beiden 
Vierteln schlagen kann, wenn sie partizipativ mit SchülerInnen und 
AkteurInnen aus beiden Vierteln gestaltet wird. Sollte das gelingen, 
wäre ein großes Potential für nachhaltige Veränderungen vorhan-
den und ein wegweisender Beitrag zum Abbau der sozialen Barrie-
ren zwischen den Vierteln geleistet.
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Michael Sertl

Können sie nicht oder wollen sie nicht? 
Zur Beteiligung marginalisierter Eltern in Schulpartnerschaft und 
Elternbildung

Anmerkungen zum neuen Buch von Gertrud Nagy1

Gertrud Nagy hat wieder ein „Debattenbuch“ geliefert, so ihre ei-
gene Ausdrucksweise. Und sie kann das wirklich gut. Ich finde den 
Titel des aktuellen Buches – „Können sie nicht oder wollen sie 
nicht?“ – journalistisch absolut gelungen, fast so gut wie den des 
Vorgängerbuches: „Die Angst der Mittelschicht vor der Gesamt-
schule.“ Den Begriff „Debattenbuch“ wählt Nagy deshalb, weil sie 
nicht den Anspruch erhebt, eine wissenschaftliche Expertise abzu-
liefern, sondern sie will eine Debatte anstoßen, eben zur Frage der 
„Beteiligung marginalisierter Eltern an Schulpartnerschaft und El-
ternbildung“. 

Als Datenquelle dienen ihr, neben der einschlägigen deutsch-
sprachigen Literatur, zwei ausführliche Interviews mit den Leiterin-
nen sogenannter ‚sozialer Brennpunktschulen‘, einer NMS in Wien 
und der Rütli-Schule in Berlin. Korrekterweise muss hier auch noch 
auf die Ö1-Radiosendung über eine weitere NMS in Wien als dritter 
Quelle hingewiesen werden.

Diesmal geht es also nicht um die Mittelschicht, sondern darum, 
wie man an die Eltern am unteren Ende der sozialen Hierarchie „he-
rankommt“. Dabei scheint durch das ganze Buch die Sicht der ehe-
maligen Schulleiterin (NMS) Gertrud Nagy durch, die freimütig be-
kennt, dass sie die Rolle der Eltern in ihrer aktiven Zeit unterschätzt 
bzw. ihr zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt hat. Nagy bezieht hier 
ganz klar eine linke, sozialdemokratische Position: Sie lässt keinen 

1	 Nagy, Gertrud (2019): Können sie nicht oder wollen sie nicht? Zur Betei-
ligung marginalisierter Eltern an Schulpartnerschaft und Elternbildung. 
Verlag Innsalz, Munderfing. ISBN 978-3-903154-93-3

BUCHBESPRECHUNG
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Zweifel offen, dass sie die Benachteiligung/Marginalisierung dieser 
Schüler*innen und der dazugehörigen Elternschaft für ein Folge-
problem der gesellschaftlichen Ungleichheit hält, die sich in der Se-
kundarstufe I zuerst einmal als schulstrukturelle Zweigliedrigkeit 
zeigt. Da sind die Einflussmöglichkeiten am Schulstandort be-
grenzt. Aber sie sieht doch Möglichkeiten im Rahmen der gesetzlich 
verankerten „Schulpartnerschaft“, die sie gerne in Richtung einer 
„Elternbildung“ weiterentwickeln würde, auch mit verpflichtendem 
Charakter analog zum Mutter-Kind-Pass. Diesen beiden Konzepten 
ist der Hauptteil des Buches gewidmet.

Bevor ich meine Einwände gegen diese beiden Konzepte darlege, 
eine kurze Bemerkung zur Sprache des Buches. Das Buch ist domi-
niert von der Sprache des Schulqualitäts- oder Schulentwicklungs-
diskurses. Dieser internationale „Bildungssprech“ neigt dazu, im-
mer und überall „Optimierungspotentiale“ zu attestieren. Das ist 
manchmal recht mühsam zu lesen. Aber dieser Ton passt natürlich 
zum Thema, und eigentlich gelingt es Nagy ganz gut, diesen oft 
„hochwissenschaftlich“ daherkommenden Diskurs auf das für die 
bildungspolitische Debatte angemessene Maß herunter zu überset-
zen. 

Einwand Nr. 1: Schulpartnerschaft
Ich stoße mich am Begriff der Partnerschaft in diesem Zusammen-
hang und bin darüber hinaus überrascht, dass so getan wird, als be-
schreibe Schulpartnerschaft so etwas wie eine gesetzliche Aufgabe. 
Der einschlägige Begriff im SchUG heißt aber „Schulgemeinschaft“, 
und damit assoziiert man nicht unbedingt das, was man mit Part-
nerschaft assoziiert, nämlich: Gleichberechtigung und Kommuni-
kation „auf Augenhöhe“. Diese Assoziationen scheinen mir über-
haupt nicht adäquat für die realen Machtverhältnisse zwischen 
Schule – konkret Schulleitung und Lehrer*innen – und Eltern. Da 
herrscht eine klare Hierarchie. Das sieht man schon daran, dass die 
Schule Eltern „vorladen“ kann. (Im umgekehrten Fall müssten 
schon strafrechtlich relevante Tatbestände vorliegen.) Und so eine 
Vorladung wird von der interviewten Leiterin aus Wien als absolut 
legitimes Mittel angesehen, um den Kontakt zu „säumigen“ Eltern 
herzustellen. 
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Gerade im Zusammenhang mit marginalisierten Eltern scheint 
mir die Begrifflichkeit der Partnerschaft die realen Machtverhält-
nisse schlicht und einfach zu verschleiern. Diesen Eltern will man 
eigentlich eine „Bringschuld“ klarmachen. Hinter Vorladungen 
steckt immer irgendein „erzieherisches Versäumnis“ auf Seiten der 
Eltern.

Einwand Nr. 2: Elternbildung
Genau um diese „erzieherischen Versäumnisse“ geht es beim Kon-
zept der Elternbildung. Hier verweist die offensichtlich notwendige 
und nachzuholende „Bildung“ wieder auf ein Defizit dieser Eltern. 
Zugegeben, Nagy geht es nicht darum, Defizite aufzuzeigen, son-
dern vielmehr darum, Wege anzudenken, was man dagegen tun 
könnte. Und sie sieht ihre Elternbildung als Beitrag zur Erreichung 
zweier übergeordneter Ziele: 1. die Chancen der betroffenen Kinder 
zu erhöhen. 2. einen Beitrag zur Erhaltung und Weiterentwicklung 
der Demokratie in unserer Gesellschaft zu leisten. Es geht ihr um die 
Teilhabe dieser marginalisierten Schichten.

Schließlich zieht sie ihr etwas resignatives Résümée, was die Fra-
ge betrifft, ob diese Eltern nicht können oder nicht wollen: „Die 
zentrale Barriere für eine Teilhabe auf allen Ebenen, von der Schule 
ihrer Kinder über institutionelle Elternbildung bis zur demokratie-
politischen Partizipation, sehe ich darin, dass marginalisierte Men-
schen aufgrund ihrer prekären Lebenslage und aufgrund ihrer bil-
dungsfernen Sozialisation nicht können und, weil sie nicht wollen, 
wollen.“ (S. 149) Ehrlich gesagt, ich tippe, dass da am Schluss ein Re-
daktionsfehler vorliegt. Ich lese den Schluss so: … und, weil sie nicht 
können, wollen sie auch nicht. Also die Antwort auf die Frage „Kön-
nen sie nicht oder wollen sie nicht?“ lautet: Sowohl als auch. 

Als Soziologe würde ich allerdings die Ursachenanalyse – prekä-
re Lebenslage und bildungsferne Sozialisation – als verkürzt be-
zeichnen: Es ist das in unsere Gesellschaft eingeschriebene Klassen-
verhältnis, das diese Lebenslagen und Erziehungsverhältnisse 
rahmt. Dieses sieht grundsätzlich Gewinner und Verlierer vor, Rei-
che und Arme etc. Das „Optimierungsnarrativ“, dass durch immer 
mehr Bildung immer mehr Gleichheit, und schließlich eine klassen-
lose Gesellschaft entstehen würde, stimmt einfach nicht, ist schlicht 
naiv. (Nagy ist weit davon entfernt, dieser Naivität nachzuhängen.) 
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Neben der Naivität sehe ich in diesen Überlegungen einen grund-
sätzlich paternalistischen Ansatz: Wir wissen schon, wie’s richtig 
geht. Ihr müsst es noch lernen. So einen Paternalismus, konservativ 
gewendet, hat ja auch schon unsere türkise Regierungsriege mit ih-
rer „Werteerziehung“ angedacht. Wollte man die Stimme der „mar-
ginalisierten“ Schüler*innen und Eltern in der Schule wirklich hör-
bar machen, dann müssten deren Haltungen und Werte, deren Er-
fahrungen „am Rand“ (marginalisiert) – am Arbeitsplatz, ihre 
Wohnsituation,… – und ihre Auseinandersetzungen und Kämpfe 
genauso ernst genommen werden wie die Werte, die gemeinhin mit 
„Bildung“ assoziiert werden. Man müsste sie zum Gegenstand von 
Bildung und Unterricht machen, den Bildungsbegriff grundlegend 
ändern. Eine solche politische Bildung, wie sie Norbert Kutalek im-
mer wieder gefordert hat2, ist aber weit und breit nicht in Sicht. 

P.S.: Dies ist keine Rezension! Diese Anmerkungen werden der ela-
borierten Argumentation von Gertrud Nagy keineswegs gerecht. Sie 
weisen nur auf Sachverhalte hin, die meiner Meinung nach etwas zu 
wenig problematisiert wurden. Gertrud Nagy und ich haben – in 
Vor-Corona-Zeiten! – ausführlich korrespondiert. Vielleicht wird 
diese Korrespondenz in irgendeiner Form fortgeführt … 

2	 Norbert Kutalek: Spuren und Positionen linker Bildung (2013); hrsg. von 
Oskar Achs. Wien/Berlin: LIT-Verlag.
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147	 Jugendkultur	 € 14,00
148	 Lebenslanges Lernen	 € 14,00
149	 Basisbildung	 € 14,50
150	 Technische Bildung	 € 14,50
151	 Schulsprachen	 € 14,50
152	 Bildung und Emanzipation	 € 14,50
153	 Politische Bildung	 € 15,00
154	 Bildung und Ungleichheit	 € 15,00
155	 Elternsprechtag 	 € 15,00
156	 Weiterbildung?	 € 15,00
157	 Bildungsdünkel	 € 15,50
158	 Linke Positionen	 € 15,50
159	 Bildungsanlass  

Erster Weltkrieg	 € 15,50
160	 Das Ende der Schule	 € 15,50
161	 Österreich und der  

EU-Bildungsraum	 € 16,00
162	 Neue Mittelschule 	 € 16,00
163	 SchulRäume 	 € 16,00
164	 Demokratie	 € 16,50
165	 Strategien für  

Zwischenräume	 € 16,50
166	 Lehrer/innenhandeln wirkt	 € 16,50
167	 Widerstand	 € 16,50
168	 Bildungschancen FAIRteilen!	 € 16,50
169	 Reform des Kindergarten 	 € 17,00
170	 Praxis des Unterrichtens – 

Bildungstheoretische 
Auseinandersetzungen 	 € 17,00

171	 Lust – die vergessene Dimension 
der Pädagogik	 €.17,00

172	 Musikerziehung 	 € 17,00
173	 Engagement für Frieden 	 € 17,50
174	 Sonderpädagogik 	 € 17,50
175	 Kunst macht Schule 	 € 17,50
176	 Migration, Flucht und  

Bildung 	 € 17,50
177	 Schulautonomie 	 € 18,20
178	 Unser Haus brennt! 	 € 18,20

In Vorbereitung
180	 Mentor*innen – Theorie  

und Praxis	 € 18,20
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